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Die Überprüfung der Tatfrage im schöffen- und geschworenengerichtlichen
Verfahren

Univ.-Prof. Dr. Christian Bertel, Innsbruck

Nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer einer Rechtsanwalts-GmbH
und ihre Möglichkeiten, die Gruppenkrankenversicherung zu wählen und
beibehalten zu können

StB Prof. Werner Sedlacek und StB Mag. Leopold Brunner, Wien
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www.erstebank.at    www.sparkasse.at

Nicht vergessen: Mit dem Paket
für Existenzgründer könnte
das schon bald Ihre Kanzlei sein.

DAS EXISTENZGRÜNDERPAKET MIT EINEM MEHR AN LEISTUNGEN: individuelle Lösungen zu Finanzierung, Zahlungs-
verkehr und Vorsorge. Inklusive kompetenter Beratung, einem Leitfaden zur Existenzgründung und als kleines Extra eine Gratis-
Schreibtischunterlage*.

*Solange der Vorrat reicht. Bestellen Sie jetzt unter 05 0100 - 50144, per E-Mail an leitfaden@s-servicecenter.at
oder unter www.erstebank.at/FB bzw. www.sparkasse.at/FB



Österreichisches
A N W A L T S B L A T T
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D e r a k t u e l l e B e i t r a g
Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Sammeln zur Gruppenklage

Sammelklagen sind ein immer häufiger auf-
tretendes Phänomen. Unfälle mit einer Viel-
zahl von Toten und Verletzten, Schäden aus
fehlerhaften Massenprodukten durch Fehler
bei ihrer industriellen Fertigung, Anlegerschä-
den infolge unrichtiger oder fehlender Aufklä-
rung führen immer häufiger dazu, dass Grup-
pen vonGeschädigten versuchen, ihre Einzel-
ansprüche gemeinsam gegen den Schädiger
geltend zu machen. Die Mittel, die die Zivil-
prozessordnung mit Streitgenossenschaft
und Verfahrensverbindung hiezu zur Verfü-
gung stellt, reichen zu einer ökonomischen Er-
ledigung solcher Klagehäufungen nicht aus.
Musterverfahren bilden ebenfalls keine Lö-
sung, weil eine verbindliche Wirkung des
Musterverfahrens eine Vereinbarung aller Be-
teiligten voraussetzt und regelmäßig auch die
Frage der Verjährung eine Rolle spielt.
Der Gesetzgeber ist daher aufgerufen, im
Rahmen der Grundsätze des österrei-
chischen Zivilprozesses, Mittel zur einfache-
ren Bewältigung solcher Verfahren zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass es sich jeweils um eine Summe von Indi-
vidualverfahren handelt, denen nicht nur ein
allgemeiner, für alle geltender Sachverhalt
zugrunde liegt, sondern auch Sachverhalts-
merkmale zu berücksichtigen sein werden,
die individuell für jeden Kläger getrennt
und unterschiedlich zu werten sind. In einem
gemeinsamen Verfahren behandelt und beur-
teilt kann aber lediglich ein solcher Sachver-
halt werden, der für alle Geltung hat. Voraus-
setzung ist also ein für alle identer Sachver-
halt und gleiche Rechtsfragen. Nur solange
solches vorliegt, ist auch ein einheitliches Ver-

fahren denkbar.1) Es hat ferner die Entschei-
dung jedes einzelnen Klägers zu sein und
zu bleiben, ob er sich einer Gruppe an-
schließt, die ein Gruppenklageverfahren an-
strebt. Der Gesetzgeber ist aufgerufen, jene
Regeln zu finden, die es sowohl dem einzel-
nen Kläger als auch einer Gruppe möglich
macht, ein solches Verfahren zu beantragen.
Das bedeutet ua, dass ein Urteil aus einer
Gruppenklage so wie jedes andere Urteil
nur zwischen den Parteien Rechtswirkungen
entfaltet. Das bedeutet aber auch, dass ein
solches Urteil nur als Teilurteil den gemein-
sam zu erledigenden Verfahrensteil beendet
und die ausschließlich klägerbezogenen
Sachverhaltsmerkmale wieder in Einzelver-
fahren zu klären sein werden, wobei die
Möglichkeit der Verfahrensverbindung wie
bisher zu erhalten ist.
Es wird darauf zu sehen sein, dass ein Grup-
penklageverfahren eine möglichst hohe Be-
reinigungswirkung hat, daher wird es offen
sein müssen für alle, die sich daran auchwäh-
rend des Prozesses beteiligen wollen, aller-
dings mit der Maßgabe, dass diese neu ein-
tretenden Kläger das Verfahren in dem Stand
gelten lassen müssen, in dem es sich im Zeit-
punkt ihres Eintrittes befindet. Das heißt aber
auch, dass Prozesse mit gleichem Sachver-
halt, wenn die Parteien sich nicht am Grup-
penverfahren beteiligen, für die Dauer des
Verfahrens unterbrochen werden; das bedeu-
tet schließlich, dass es eine Klagesperre für
alle jene gibt, die sich nicht am Gruppenver-
fahren beteiligen wollen. Notwendig in die-
sem Zusammenhang ist, dass die Verjährung
für die Dauer der Klagesperre gehemmt ist.

Die Zulassung von Gruppenklagen bedarf
ebenso der Veröffentlichung wie deren Er-
gebnis. Jedermann muss die Möglichkeit ha-
ben zu wissen, zu welchen Sachverhalten
und Rechtsfragen die Zulassung einer Grup-
penklage beantragt wurde, zu welchen
Sachverhalten und Rechtsfragen eine solche
Gruppenklage zugelassen wurde und ob,
gegebenenfalls wie, über die Gruppenklage
entschieden worden ist.
Es wird daher zu überlegen sein, ob nicht die
Justiz ein weiteres Register, nämlich das
Gruppenklagenregister einrichtet, aus der
die interessierte Öffentlichkeit diese Informa-
tionen leicht und aktuell entnehmen kann.
Gruppen- und Sammelklagen werden zurzeit
nicht nur in Österreich, sondern auch in an-
deren Ländern, insbesondere in Deutsch-
land, überlegt. Die österreichische Rechtsord-
nung könnte hier beispielgebend wirken. Die
Diskussion zur Gruppenklage wurde im Juni
mit einem Symposium „Massenverfahren –

Reformbedarf für die ZPO“ begonnen.2) Die
österreichische Rechtsanwaltschaft ist bereit,
ihren Beitrag zu dieser Rechtsentwicklung
zu leisten. Der Anwaltstag in Innsbruck am
7. Oktober 2005 wird in einer Abteilung
die Möglichkeiten und Notwendigkeiten un-
tersuchen, die sich aus dem Phänomen der
Massenklagen ergeben.

1) Siehe dazu Dr. Elisabeth Scheuba, Sammel-
klagen in Österreich – Inhalt und Grenzen.

2) Gemeinsames Symposium des Bundesminis-
teriums für soziale Sicherheit, Generationen
und Konsumentenschutz und des Bundesmi-
nisteriums für Justiz.
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www.rechtsanwaelte.at

Die Internetseite des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
unter der Adresse www.rechtsanwaelte.at wendet sich mit ihrem
Informationsangebot an den Rechtsrat suchenden Bürger (vor allem
mit dem täglich aktualisierten Rechtsanwaltsverzeichnis, Aktionen
wie dem Ehe- und Partnerschaftscheck und den Rechtsthemen),
an Medienvertreter und insbesondere an alle Rechtsanwälte in
Österreich.

www.rechtsanwaelte.at – Zahlenverweise siehe unten

Ein kurzer Überblick über jene Inhalte der Homepage, die sich vor-
dringlich bzw ausschließlich (Zugang über den geschützten Login-
Bereich) an den Rechtsanwalt richten.

Unter Gesetzestexte (1) in der Toolbox findet man berufs- und stan-
desrechtlich relevante Vorschriften – unter anderem die RAO, das
EuRAG, das DSt, die RL-BA, das RAPG, das RATG und die AHR
stets in aktueller Fassung. Kundmachungen (2), das heißt neue
Richtlinien ebenso wie Eintragungen bzw Verzichte von Rechtsan-
wälten werden seit der RAO-Novelle im Herbst 2003 ausschließ-
lich im Internet veröffentlicht. Diese Form der Kundmachung im In-
ternet bringt neben einer nicht unbeträchtlichen Kostenersparnis
auch den Vorteil der wesentlich größeren Aktualität.

Ebenso findet man auf www.rechtsanwaelte.at nicht nur die vom
ÖRAK abgegebenen Stellungnahmen (3) zu Gesetzesvorhaben

und die jährlich erscheinenden Wahrnehmungsberichte, sondern
auch alle Ausgaben des Anwaltsblattes (3) im pdf-Format ab
dem Jahr 1998. In Zukunft wird es auch die Möglichkeit geben,
eine Online-Suche in diesen Ausgaben des Anwaltsblattes vorzu-
nehmen.

Zentraler Bestandteil des Informationsangebotes für Rechtsanwälte
ist der geschützte Login-Bereich (4), zu dem nur Rechtsanwälte Zu-
gang haben. Der Einstieg in diesen Bereich erfolgt mit dem R- bzw
J-Code und einem individuell zugeteilten Passwort. Sollten Sie Pro-

bleme beim Login haben, kontaktieren Sie bitte den Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag.

Login-Bereich von www.rechtsanwaelte.at

Folgende Services werden im Login-Bereich angeboten:

KSV-Unternehmensprofile

Informationen über die Bonität von Unternehmen müssen manch-
mal umgehend verfügbar sein. Über den Menüpunkt KSV-Unter-
nehmensprofile haben Sie die Möglichkeit Unternehmensprofile
aus der Wirtschaftsdatenbank des Kreditschutzverbandes von
1870 abzurufen. Die Auskünfte beinhalten neben allgemeinen In-
formationen das KSV-Rating, die Zahlweise sowie die Beurteilung
der finanziellen Situation. In der KSV-Wirtschaftsdatenbank sind
Daten zu rund 300.000 Unternehmen im Österreich verfügbar.
Der Abruf einer Firmeninformation kostet E 19,60 (zzgl USt).

Um diesen vom KSV gemeinsam mit der RADOK GmbH angebote-
nen Informationsdienst in Anspruch nehmen zu können, ist eine ein-
malige unentgeltliche Anmeldung erforderlich. Bei Interesse sen-
den Sie bitte ein E-Mail mit Ihrem R-Code und dem Betreff „KSV-Un-
ternehmensprofile“ an die Adresse office@radok.at

Wichtige

Informationen
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Wichtige Informationen

KSV-Unternehmensprofile

Firmen-Compass

Über den Firmen-Compass sind die im Firmenbuch enthaltenen In-
formationen mit einer Aktualisierungsverzögerung von im Regelfall
12 Stunden verfügbar, wobei das Datum des Firmenbuchstandes
in der Fußzeile angezeigt wird. Die Benutzung ist äußerst komfor-
tabel, da interne Verweisungen ein schnelles Navigieren ermögli-
chen.

Für die Benutzung dieses von der RADOK GmbH bereitgestellten
Dienstes ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich, wobei für
den Bezug der Daten bis zum Jahresende jeweils ein Pauschalbe-

trag zu entrichten ist, der sich quartalsweise verringert (Jahresge-

bühr E 250,–; ab Beginn des 2. / 3. / 4. Quartals E 200,– /
E 150,– / E 90,–, jeweils zzgl USt). Eine gesonderte Gebühr

für den Abruf einzelner Firmeninformationen ist nicht zu entrich-

ten, bis zu 750 Abfragen pro Benutzer und Monat sind möglich.
Das Anmeldeformular zu diesem Dienst kann im Internen Bereich
heruntergeladen werden.

Firmen-Compass

OBDK-Entscheidungen

Hier finden Sie die Leitsätze der auch im Anwaltsblatt veröffentlich-
ten Entscheidungen der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom-
mission beginnend ab dem Jahr 1976. Die Abfrage kann über
Schlüsselwörter, den Jahrgang der Veröffentlichung im Anwalts-
blatt oder über eine Volltextsuche in den Leitsätzen vorgenommen
werden und bietet somit höchste Funktionalität, um sich über die Ju-
dikatur der OBDK zu informieren. Die Datenbank wird laufend mit
aktuellen Entscheidungen erweitert.
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Wichtige Informationen

Stichwortsuche in OBDK-Entscheidungen

Infom@il – Newsletter

Bis Anfang August 2005 wurden insgesamt 73 Ausgaben des
Newsletters, der Rechtsanwälten in kurzer Form aktuelle Informatio-
nen liefern soll, versendet. Im Internen Bereich finden Sie ein mit ei-
ner Suchfunktion ausgestattetes Archiv aller bisher versendeten
Infom@ils.

Beim Empfang des Newsletters kann es vereinzelt zu Problemen
bei der HTML-Darstellung, die durch Spamblocker, Virenschutzpro-
gramme etc hervorgerufen werden, kommen. Sie haben die Mög-
lichkeit auszuwählen, ob Sie die Zustellung im HTML-Format oder
im Text-Format wünschen. Wir empfehlen das HTML-Format, dies
kann aber, wie zuerst angeführt, vereinzelt zu Problemen führen.
Beim Aufruf über das Newsletterarchiv erfolgt die Anzeige direkt
im Internetbrowser, sodass auch die HTML-Darstellung keine Pro-
bleme hervorrufen sollte.

Unter dem Menüpunkt Newsletter haben Sie – neben der Auswahl
HTML / Text – auch die Möglichkeit sich zum Bezug des Newslet-
ters an- und abzumelden sowie die E-Mail-Adresse für die Zustel-
lung zu ändern.

Der Newsletter verweist in der Regel auf Informationen, die im In-
ternen Bereich (siehe unten) als pdf-Dokumente zur Verfügung ste-
hen. Zum Öffnen bzw Lesen benötigen Sie den Adobe (Acrobat)
Reader mindestens in der Version 6.0. Dieses Programm können
Sie kostenlos über www.adobe.de beziehen.

Ebenso wird im Infom@il auf neue Umfragen, die über www.rechts-
anwaelte.at durchgeführt werden, hingewiesen.

Umfragen

Durch eine Online-Umfrage besteht die Möglichkeit, schnell und
kostengünstig die Meinung innerhalb der Rechtsanwaltschaft zu ei-
nem bestimmten Thema auszuloten. An der Umfrage zur Gerichts-
organisation haben sich 800 Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte beteiligt.

Interner Bereich

Im Internen Bereich stehen Ihnen wichtige Informationen (im pdf-
Format), gegliedert in die Abschnitte
* Formulare
* Gesetze, Erlässe
* ERV
* Weitere Informationen
* Firmen-Compass, KSV-Unternehmensprofile
* Unfallversicherung
* Europa, International
* Nachrichten aus Brüssel
* Abfrage ZMR
* Anwaltsausweis
* Umfrageergebnisse
* Versorgungseinrichtung
* Newsletterarchiv

zur Verfügung. Stehen neue Dokumente im Internen Bereich, so er-
folgt im Regelfall ein Hinweis im Infom@il.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Anwaltsausweis seit Juni
mit neuem Chip –

Präsident Benn-Ibler über
5-jährige Gültigkeit erfreut
Der Anwaltsausweis im Scheckkartenformat mit integrierter Digita-
ler Signaturfunktion ist seit über einem Jahr Standard in Österreich.
Die zweite Generation verfügt nun über den gleichen ACOS-Chip,
der auch auf den signaturfähigen Bankomatkarten eingesetzt wird.
„Vorteil des neuen Ausweises ist die längere Gültigkeit des Zertifi-
kates: diese beträgt nun 5 Jahre“, betont ÖRAK-Präsident Dr. Benn-
Ibler.
Ausweise der ersten Generation können weiterhin unbeschränkt für
alle Anwendungen genutzt werden.

„Der neue Anwaltsausweis fungiert für Rechtsanwälte als Univer-
salschlüssel in ihrer elektronischen Business-Welt: Er ermöglicht
den Einstieg in den neuen ERV, das elektronische Urkundenregister,
E-Government und den sicheren Mailverkehr mit Klienten und Kol-
legen“, so RA Dr. Wolfgang Heufler, Vorsitzender des Arbeitskrei-
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ses EDV und Organisation des ÖRAK. „Schon bald wird die elek-
tronische Kommunikation das Fax und den herkömmlichen Postver-
kehr größtenteils ersetzen“, ist RA Dr. Heufler überzeugt. Ausrei-
chend lange Übergangszeiträume für die althergebrachten Papier-
nutzer seien selbstverständlich vorgesehen.

Ausgabestelle für den neuen Anwaltsausweis inklusive Digitaler
Signatur sind die Rechtsanwaltskammern in den einzelnen Bundes-
ländern. Die Anwaltsausweise mit ACOS-Chip werden seit Juni
2005 ausgegeben; eine flächendeckende Verbreitung unter allen
4500 heimischen Rechtsanwälten wird voraussichtlich 2006 abge-
schlossen sein.

Dreifacher Nutzen für Anwälte

Der neue Ausweis gilt sowohl als Anwaltslegitimation wie auch als
amtlicher Lichtbildausweis. Weiters enthält er die Digitale Signatur-
funktion, durch die ua Verträge rechtswirksam unterzeichnet und si-
cher elektronisch versendet werden können. Zum Einsatz kommen
dabei a.sign premium Zertifikate der a.trust, die höchsten Sicher-
heitsanforderungen entsprechen und 5 Jahre gültig sind.

Rechtswirkung und Vorteile der Digitalen
Signatur

Eine sichere elektronische Signatur (SigG § 18) ist der eigenhän-
digen Unterschrift auch beim Formerfordernis der Schriftlichkeit
nach § 886 des ABGB zu 100% gleichgestellt. Durch eine sichere
elektronische Signatur kann der Empfänger der elektronisch sig-
nierten Daten (zB Dokumente) eindeutig feststellen, von wem die
übermittelten Daten stammen (Authentizität des Absenders) und
ob die Daten inhaltlich unverfälscht sind (Integrität der Nachricht).
a.sign premium Zertifikate können auch zur Verschlüsselung von
Daten genutzt werden und ermöglichen so eine vertrauliche und
komfortable elektronische Korrespondenz zwischen Anwalt und
Klienten.

webERV: LogIn mit Zertifikat

Der neue Anwaltsausweis kann auch zum LogIn beim Dataweb-Ser-
vice der Telekom Austria eingesetzt werden. Damit sind via Internet
ua Abfragen des zentralen Melderegisters, des Firmenbuches oder
der Grundstücksdatenbank möglich. Ein weiteres Service ist die
elektronische Akteneinsicht, die es registrierten Anwälten ermög-
licht, online – und damit unabhängig von den Öffnungszeiten
der verschiedenen Institutionen – Einsicht in jene Akten zu nehmen,
deren Fälle von ihnen bei Gericht vertretenen werden.

Die Sicherheit beim elektronischen Rechtsverkehr (ERV) wird dabei
durch die Authentifizierung mittels Signatur und durch eine SSL-Ver-
schlüsselung gewährleistet.

Ediktsdatei: Authentifizierung mit
a.sign premium

Rechtsanwälte, die als Insolvenzverwalter tätig sind, können ihren
neuen Ausweis auch zur Authentifizierung in der Ediktsdatei ver-
wenden. Mit dem a.sign premium Zertifikat kann wie gewohnt
die Applikation „Verfahrensautomation Justiz“ genutzt werden.

E-Government: RA-Ausweis = Bürgerkarte

Nicht nur speziell auf Anwälte abgestimmte Services können mit
dem neuen Ausweis in Anspruch genommen werden. a.sign pre-
mium macht den Anwaltsausweis zur Bürgerkarte; Anwälte können
somit alle E-Government Services der diversen Behörden nutzen.
Vom Auszug aus dem Strafregister über die Meldebestätigung
bis zum Antrag auf Kindergeld oder der Steuererklärung an das Fi-
nanzamt: alles geschieht online, einfach und rasch.

Einfachere und kostengünstigere
Kommunikation

Gerade die Mitübermittlung von elektronischen Urkunden als Da-
teien (auch gescannte Papierurkunden) an die Justiz, vorab im Fir-
menbuch und Grundbuch, später auch im Mahnverfahren und im
Zivilprozess, bringen neben einem enormen Zeitgewinn auch Er-
sparnisse an Porto- bzw Faxkosten und eine einfachere medien-
bruchfreie Handhabung in der Kanzlei.
„Durch entsprechende finanzielle Anreize im Honorarrecht sollen
die Kollegen vermehrt diese neue Kommunikationstechnologie
auch mit Behörden und Gerichten nutzen“, gibt sich Präsident
Dr. Benn-Ibler optimistisch.

Mag. Michael Grosse, a.trust

Neuer Normalkostentarif
Mit der Exekutionsordnungsnovelle 2005 (BGBl I 2005/68) sind
mit 1. September 2005 auch Änderungen des Vollzugsgebühren-
gesetzes in Kraft getreten.
Hierdurch kommt es zu einer Änderung des Normalkostentarifes,
wobei die Kundmachung im BGBl bei Redaktionsschluss noch aus-
ständig war.

Wichtige Informationen
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„Einbeziehung der
Rechtsanwälte in das System
der Sozialen Sicherheit der EU
(VO 1408/71)“
Für die Versorgungssysteme der freien Berufe (Ärzte, Tierärzte,
Rechtsanwälte und Ziviltechniker) trat ab 1. 1. 2005 eine wichtige
Änderung ein. Bisher galten die Sondersysteme der freien Berufe
nicht als Systeme der Sozialen Sicherheit im Sinne der VO (EWG)
1408/71, weil sie durch den Eintrag im Anhang II ausgenommen
waren. Die VO (EG) Nr 647/2005 des Europäischen Parlamentes
und des Rates vom 13. 4. 2005 ändert die VO (EWG) 1408/71.
Es wurde die Ausnahme der Sondersysteme der freien Berufe auf-
gehoben und im Art 95 f Übergangsregelungen beschlossen. So-
mit ist die VO (EWG) 1408/71 und die dazugehörige Durchfüh-
rungs-VO (EWG) 574/72 auch für die Versorgungssysteme der
freien Berufe und somit für die Versorgungseinrichtungen der öster-
reichischen Rechtsanwaltskammern anzuwenden. Bei zwischen-
staatlichen Sachverhalten sind die Bestimmungen der VO vor den
Bestimmungen der RAO und den Satzungen der Versorgungsein-
richtungen der Rechtsanwaltskammern gültig. In den im Jahr 2003
neu gefassten Satzungen der Versorgungseinrichtungen der öster-
reichischen Rechtsanwaltskammern wurden die Vorschriften der
VO (EWG) 1408/71 soweit als möglich bereits berücksichtigt, so-
dass durch die oben erwähnte Änderung der EU-VO kein wesentli-
cher Anpassungsbedarf für die Satzungen der Versorgungseinrich-
tungen der österreichischen Rechtsanwaltskammern besteht.

Was regelt die VO (EWG) 1408/71 und ihre
dazugehörige Durchführungs-VO (EWG)
574/72?

Die VO (EWG) 1408/71 regelt, wie schon ihr voller Titel aussagt,
die Anwendung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitneh-
mer und Selbstständige sowie deren Familienangehörige, die inner-
halb derGemeinschaft zu- und abwandern. Die Verordnungen grei-
fen nicht in innerstaatliches Recht ein, aber sie stellen Regeln auf,
damit der dienstleistende oder sich inÖsterreich niederlassende eu-
ropäische Rechtsanwalt nicht schlechter gestellt wird als die natio-
nalen Rechtsanwälte. Sein Rentenanspruch muss mindestens der
Höhe der nationalen Rentenberechnung entsprechen. Es dürfen un-
terschiedliche Bestimmungen für europäische Rechtsanwälte ge-
genüber österreichischen Rechtsanwälten nicht angewandt wer-
den. Auch österreichische Rechtsanwälte, die im EU-Ausland
Dienstleistungen erbringen oder sich niederlassen, haben die Ver-
ordnungen zu beachten.

Die VO regelt als Koordinierungsrecht auch die Versicherungs-
pflicht und das Versicherungsrecht. Grundsätzlich soll ein Rechts-

anwalt, der in mehreren Mitgliedstaaten tätig ist, nur bei einem
Träger versichert sein. Mehrfachversicherungen sollen vermieden
werden. In Zukunft ist zu beachten, an welchen Standorten ein
Rechtsanwalt tätig ist, ob er selbstständig oder unselbstständig sei-
nen Beruf ausübt und schlussendlich wo er seinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Dies alles sind Kriterien, nach
denen die Versicherungspflicht oder das Versicherungsrecht gere-
gelt wird.

Der Rechtsanwaltschaft ist es gelungen, Ausnahmen bei der An-
wendung der VO (EWG) 1408/71 zu erreichen. Zum einen müs-
sen die österreichischen Versorgungseinrichtungen nur Beitragszei-
ten bei der Berechnung der Rente berücksichtigen, wenn diese Zei-
ten aus der Tätigkeit als Rechtsanwalt stammen. Zum anderen ist
bei Leistungen für Zeiten aus einem Kapital deckenden System (in
Österreich Zusatzpension B) nur das Kapital zu berücksichtigen,
das zum Zeitpunkt des Leistungsanfalles vorhanden ist. Es müssen
daher keine Zeiten in einem Kapital deckenden System, die im Aus-
land erworben wurden, aus dem Kapital deckenden System im In-
land für die Berechnung der Rente berücksichtigt werden. Weiters
wurde als Ausnahme erreicht, dass die geänderte Fassung der VO
(EWG) 1408/71 keine Ansprüche für den Zeitraum vor dem 1. 1.
2005 begründen können. Dies waren sehr wesentliche Bedingun-
gen, die bei den Verhandlungen in Brüssel von den anderen Mit-
gliedstaaten akzeptiert wurden.

Durch die Einbeziehung der Sondersysteme in die VO (EWG)
1408/71 ergeben sich wesentliche Änderungen im verwaltungs-
technischen Ablauf bei Eintritt eines Versorgungsfalles und auch
wesentliche Änderungen bei der Berechnung der Höhe der
Rente.

Wie erfolgt eine zwischenstaatliche
Rentenberechnung?

Sofern der Leistungsanspruch im Rentenfall von einer bestimmten
Anzahl zurückgelegter Versicherungszeiten abhängig ist (Warte-
zeiten), müssen alle bei EU-Trägern zurückgelegten Versicherungs-
zeiten hierbei berücksichtigt werden.Wenn sich Zeiten überschnei-
den, schreibt die Durchführungs-VO entsprechende Verdrängungs-
regeln vor.

Ist somit ein Leistungsanspruch gegeben, weil die Wartezeit erfüllt
ist, erfolgt die zwischenstaatliche Rentenberechnung in mehreren
Schritten:

Erster Schritt

Zunächst wird, wie bisher, der Leistungsbetrag allein nach eige-
nem Satzungsrecht festgestellt. Ergibt sich aus eigenem Satzungs-
recht kein Anspruch auf eine Rente, gilt ausschließlich das weitere
EU-Berechnungsverfahren.

Neue Gesetze
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Ergibt sich jedoch ein Anspruch, dann muss dieser Leistungsbetrag
mit der noch zu berechnenden „EU-Rente“ verglichen und letztlich
der höchste dieser beiden Beträge bezahlt werden.

Unabhängig davon, ob sich im ersten Schritt ein Rentenanspruch
aus eigenem Recht ergibt oder nicht, muss weitergerechnet werden.

Zweiter Schritt

Die VO schreibt vor, dass eine Rente zu berechnen ist, und zwar
nach innerstaatlichen Berechnungsvorschriften unter Berücksichti-
gung aller mitgliedstaatlichen Zeiten. Aus dieser Berechnung er-
gibt sich ein sog theoretischer Rentenbetrag.

Dritter Schritt

Im dritten Schritt ermittelt der Träger den geschuldeten Betrag auf-
grund der Grundlage des zuvor errechneten theoretischen Betra-
ges im Verhältnis der Anrechte aus den eigenen Versicherungszei-
ten zu den gesamten (fremden und eigenen) Versicherungszeiten
(pro rata temporis). Daraus ergibt sich dann der geschuldete Ren-
tenbetrag.

Vierter Schritt

Im vierten Schritt wird die tatsächlich zu bezahlende Rente errech-
net. Der Rentenberechtigte hat Anspruch auf den höchsten Renten-
betrag aus dem ersten Schritt (Rente nach eigenem Recht) und drit-
ten Schritt (geschuldeter Betrag).

Schon allein aus dieser Rentenberechnungsdarstellung ist ersicht-
lich, welcher Verwaltungsaufwand auf die einzelnen Rechtsan-
waltskammern in Zukunft zukommen wird. Meines Erachtens ist
es unbedingt notwendig, dass nicht nur die Satzungen der Versor-

gungseinrichtungen der österreichischen Rechtsanwaltsanwalts-
kammern, was schon geschehen ist, sondern auch die Beiträge
und Leistungen vereinheitlicht werden, damit die Verwaltung ge-
meinsam erfolgen kann, um Synergieeffekte zu erzielen und Kosten
zu minimieren. Mittelfristig sollten die Versorgungseinrichtungen
zusammengeführt werden.

Krankenversicherung

Die VO (EWG) 1408/71 und 574/72 sind auch bei der Kranken-
versicherung zu beachten. Die Frage, welcher Staat ua für die
Krankenversicherung zuständig ist, richtet sich bei aktiv Erwerbstä-
tigen nach Art 13 bis 17 und bei Pensionisten nach Art 27 bis 34
der VO (EWG) 1408/71. Österreichische Rechtsanwälte, die im
Ausland Dienstleistungen erbringen oder sich niederlassen, müs-
sen darauf achten, ob sich die Versicherungspflicht oder das Versi-
cherungsrecht durch die Koordinierungsbestimmungen der Verord-
nungen ändert. Österreichischen Rechtsanwälten, die nach dem
Gruppenkrankenversicherungsvertrag krankenversichert sind und
die im Urlaub oder bei nur vorübergehenden Aufenthalten im EU-
Ausland Krankenversicherungsleistungen in Anspruch nehmen
müssen, ist zu raten, sich an die bisherige Vorgangsweise zu hal-
ten, weil die Gruppenkrankenversicherung der UNIQA europa-
weite Deckung im Rahmen ihrer Vertragsleistungen gewährt.
Rechtsanwälte, die nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG in der
Krankenversicherung selbst versichert sind, können sich von dem
jeweiligen Krankenversicherungsträger einen Urlaubskranken-
schein ausstellen lassen und entsprechend den jeweiligen Vorschrif-
ten die Leistungen im EU-Ausland konsumieren.

RA Dr. Johannes Grund, Linz

Neue Gesetze
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Große Wirkung mit wenig
Aufwand – Warum Rechts-
anwälte PR machen sollten

Werbung und Public Relations (PR) wurden bisher nur selten in
Kanzleien berücksichtigt. Dabei bietet eine gezielte Öffentlichkeits-
arbeit gerade für kleinere Kanzleien enorme Chancen präsent zu
werden. Zur Bildung eines eigenen Profils, zum Gewinnen und Bin-
den von Klienten und somit letztendlich auch zum wirtschaftlichen
Erfolg.

Seit Liberalisierung der Werberichtlinie im Jahr 1999 haben sich
die Voraussetzungen geändert. In der Flut der auch nicht-anwaltli-
chen Mitbewerber muss die einzelne Kanzlei heute stärker denn
je nach draußen dringen.

Was ist PR?

Definitionen und Umschreibungen des Begriffes Public Relations,
oder zu Deutsch Öffentlichkeitsarbeit, gibt es unzählige. Der Public
Relations Verband Austria (PRVA) fand folgende Definition:

Public Relations umfassen alle konzeptiven und langfristigen Maß-
nahmen eines PR-Trägers zur Wahrnehmung seiner Verpflichtun-
gen und Rechte gegenüber der Gesellschaft bzw Öffentlichkeit
mit dem Ziel, gegenseitiges Vertrauen aufzubauen und zu fördern.

In einer pluralistischen Gesellschaft, mit einer hoch entwickelten
Medienstruktur und einer ebenso großen Bedeutung der Medien
ist es unmöglich, für ein Unternehmen seine Ziele ohne Kommunika-
tion zu verwirklichen und aufrecht zu erhalten. Öffentlichkeitsarbeit
muss spezifisch auf den Botschaftsempfänger zugeschnitten sein,
denn PR ist kein Massenprodukt.

Folgende Voraussetzungen sind zu beachten, um professionelle PR-
Arbeit zu leisten: ein hohes persönliches Engagement, ein über-
durchschnittliches Vertrauensverhältnis mit den Zielgruppen sowie
Kontinuität und Dynamik.

Ziel der Öffentlichkeitsarbeit ist „Werbung um öffentliches Ver-
trauen“.

Warum PR?

Öffentlichkeitsarbeit pflegt mittels planbarer und gezielter Aktionen
die Beziehung zwischen Unternehmen und Öffentlichkeit und sorgt
für regelmäßigen Informationsaustausch. Kanzleien können Maß-
nahmen im Bereich der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit oder der
Präsentation mittels Broschüren und eigener Homepage realisie-
ren. Neben klassischer Werbung, wie beispielsweise in Form von
Inseraten, wirken diese PR-Maßnahmen sogar wesentlich vertrau-
ensbildender und kommen damit auch dem Image des Anwaltbe-
rufs in der öffentlichen Wahrnehmung näher.

PR-Tipps

2005, 1.190 Seiten, Leinen
ISBN 3-7073-0791-3

Subskriptionspreis bis 30. November 2005:
EUR 96,–
Ab 1. Dezember 2005: EUR 120,–

 Jetzt in 3., vollständig überarbeite-
ter Auflage

 Maßgebliche Kommentierung für 
Praktiker

 Mit allen wichtigen Nebengesetzen

 Gesamtdarstellung der aktuellen
Rechtslage

Tel.: 01 / 24 630-0
Fax: 01 / 24 630-23

office@lindeverlag.at
www.lindeverlag.at

Neu! Der große 
Ritz-Kommentar

Bestellen Sie jetzt 

und sparen Sie EUR 24,–
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Wie kann PR erfolgreich betrieben werden?

Gerade Presse- und Öffentlichkeitsarbeit kann für eine Kanzlei eine
kostengünstige und effektive Marketingmaßnahme darstellen. PR-
Maßnahmen reichen von Medienarbeit, über die gesamte Band-
breite von Marketinginstrumenten, bis hin zur Messebetreuung
und dem Abhalten von Vorträgen.

Bereits mit einfachen Mitteln lässt sich ein Medieninteresse schaf-
fen. Hierfür sollte man feststellen, welche Medien von der ange-
strebten Zielgruppe gelesen werden. Diese werden dann mit nütz-
lichen Informationen versorgt. So kann man sich als Experte zu ei-
nem bestimmten Thema äußern. Redaktionen sind stets auf der Su-
che nach nützlichen Tipps für ihre Leser.

Unterschiedliche Medienpartner stehen zur Verfügung. Regionale
sowie überregionale Zeitungen und Radio- und Fernsehredaktio-
nen, Fachzeitschriften, juristische Internetseiten uvm. Es ist empfeh-
lenswert, einen Journalistenverteiler zu erstellen. Das Erstellen eines
Verteilers mit den relevanten Medien und das Verfassen einer Pres-
seaussendung lassen sich ohne allzu große Kosten auch bei einer
PR-Agentur in Auftrag geben.

Zur Veröffentlichung eignen sich – in Abstimmung mit dem Klienten
– Informationen über positive Prozessergebnisse, Interessantes
über Kanzlei, Jubiläen, Auszeichnungen, Serviceleistungen etc.
Wichtig ist hierbei, dass das Thema eine Vielzahl von Menschen
interessiert bzw persönlich betrifft.

Das Gestalten einer Imagebroschüre oder das Erstellen einer Ho-
mepage ist für eine Kanzlei einfach durchführbar. Durch einen re-

gelmäßigen Klientenbrief mit hilfreichen Informationen positioniert
sich der Rechtsanwalt als Experte. Dies kann auch kostengünstig
als Newsletter per E-Mail versendet werden.

Zu beachten ist, dass PR-Arbeit auf langfristige und dadurch auch
nachhaltigere Ergebnisse abzielt. Im Gegensatz zurWerbung setzt
Öffentlichkeitsarbeit auf kontinuierliche, über Monate und Jahre
wirkende Kommunikationsformen. Faktoren wie Regelmäßigkeit,
Transparenz und Vollständigkeit von Informationen kennzeichnen
die Qualität dieser Arbeit.

Neues Projekt „Werbung und PR“

Um die österreichischen Rechtsanwälte bei ihrer Imagearbeit ak-
tiv zu unterstützen, hat der Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit des
ÖRAK das Projekt „Werbung und PR“ ins Leben gerufen. Dieses
Projekt beschäftigt sich ausschließlich mit den Themen anwaltli-
ches Marketing und PR. Geplant sind Informationsveranstaltun-
gen, eine Artikelserie im Anwaltsblatt, schriftliche Unterlagen
und elektronische Tools die zur Verfügung gestellt werden sollen.
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag bietet den Rechts-
anwälten eine gezielte Hilfestellung in Sachen Kundenbin-
dung und Kundenzufriedenheit.

Julia Bisanz, ÖRAK Öffentlichkeitsarbeit

PR-Tipps

Kofler/Kanduth-Kristen (Hrsg)
Kommentar zur Steuerreform 2005
inkl. Gruppenbesteuerung und Auswirkungen auf die Rechtsformwahl

Das vorliegende Werk kommentiert nach einer Darstellung der Ausgangslage
für die Steuerreform das Steuerreformgesetz 2005 sowie die relevanten Ände-
rungen, die bereits durch das Budgetbegleitgesetz 2003 umgesetzt wurden.
Breiter Raum ist den Neuerungen für die Unternehmensbesteuerung und den
damit verbundenen Auswirkungen auf die Rechtsformwahl gewidmet. Den
Abschluss bildet eine kritische Würdigung der Steuerreform 2004/2005 sowie
ein Ausblick auf noch umzusetzende Reformschritte, die im Rahmen der
Steuerreform offen geblieben sind.

2005. X, 450 Seiten. Geb. EUR 99,– ISBN 3-214-00132-9
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Inland

6. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

8. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Raus aus dem

Vergaberecht! – RA Dr. Walter Schwartz

19. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Highlights und
Fallstricke im Vergabekontrollverfahren – Recht 2005

– RA Dr. Walter Schwartz

20. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen-Intensivkurs – RAMag. P. Fassl

20. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Gesellschafts-
rechts-Änderungsgesetz 2005 – RA Dr. Maximilian
Eiselsberg, WP u StB Mag. Dr. Robert Reiter, Dr. Tho-
mas Haberer

21. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Update Urheber-
rechtsnovelle – RA DDr. Meinhard Ciresa, Dr. Ger-
hard Laga

21. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Aktuelle Entwick-
lungen im Gesellschaftsrecht – Recht 2005 –Univ.-Prof.
Dr. Martin Karollus

21. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Die neuen Justiz-

verfahren: Strafprozessnovelle, neues Außerstreitge-
setz, ZPO-Novelle und neuerliche Reformtendenzen

– Präs. des OLG Wien Dr. Harald Krammer, Ri
Dr. Hans Langer, Mag. Christian Pilnacek

21. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Vertragsrecht

aktuell – RA Dr. Georg Kresbach, RA Mag. Simone
Petsche-Demmel

23. Sept. Wien
ÖRAV-Juristen-Seminar: Unternehmensbewertung:
Was den Anwalt interessiert – WP DDr. G. Altenber-
ger

27. Sept. Wien
ON Österreichisches Normungsinstitut: Außergericht-
liche Streitbeilegung in der Bauwirtschaft unter beson-
derer Berücksichtigung der Baumediation – Zeit- und

Kosteneinsparungspotentiale durch außergerichtliche

Streitbeilegung – Dipl.-Ing. Claudia Link-Krammer,
Dipl.-Ing. Dr. Doris Link

29. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Geschäftsführer
und Vorstände im österreichischen und internationa-

len Steuer- und SV-Recht – StB Mag. Dr. Stefan Bend-
linger, Mag. Dr. Stefan Steiger

29. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

5. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Einführungsseminar – RA Dr. W. Mil-
ler

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler Rechtsanwaltskammer/Österreichischer
Rechtsanwaltskammertag: Anwaltstag

4. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten-Aufbauseminar – RA Dr. A.
Grundei

7. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – ADir A. Jauk

10. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Banken

– RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi
24. Nov. Wien

ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Haus-
verwaltungen – RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

18. bis
20. Mai
2006

Wien
DACH-Frühjahrstagung 2006

Ausland
7. bis
9. Sept.

Genf
3. Europäischer Juristentag

25. bis
30. Sept.

Prag
International Bar Association (IBA): 2005 Conference

29. Sept.
bis 1. Okt.

Düsseldorf
DACH-Herbsttagung 2005: Betriebliche Expansion im

Ausland – praktische Hinweise

29. Sept.
bis 1. Okt.

Keszthely/Ungarn
Ungarischer Juristen Verband: XVII. Symposion Pan-

nonischer Juristen
15. bis
17. Okt.

den Haag
Association Européene des Avocats (AEA) – European
Association of Lawyers (EAL): Vertragsrecht in Europa

26. bis
29. Okt.

Brüssel
ABA Section of International Law: 2005 Fall Meeting

21. bis
23. Sept.
2006

Ljubljana
DACH-Herbsttagung 2006

Termine
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§§ 42, 76, 78 GmbHG; § 1 NZwG; § 381 EO:

Treuhänder-Gesellschafter, Einstweilige Verfügung

1. Die Verpflichtung des Treuhänders zur Übertragung des treu-

händig gehaltenen Geschäftsanteils an den Treugeber bedarf kei-
nes Notariatsakts.
2. Der Anspruch des Treugebers auf Unterlassung einer treuwidri-
gen Stimmrechtsausübung des Treuhänders kann durch eine Einst-
weilige Verfügung nach § 381 Z 2 EO gesichert werden.
OGH 20. 1. 2004, 4 Ob 256/03 f, ecolex 2004/291 = wbl
2004/175 = GeS 2004, 214 = RdW 2004/314.

&

§§ 8, 9, 39 PSG:

Errichtung einer Privatstiftung von Todes wegen

1. Die Errichtung einer Privatstiftung von Todes wegen bedarf nicht
nur der Formerfordernisse einer letztwilligen Anordnung, sie be-
darf überdies eines vom Erblasser errichteten Notariatsakts.

2. Eine künftige juristische Person kann nur dann als Erbin in Frage
kommen, wenn sie sich beim Erbfall bereits im Gründungsstadium
befindet oder vom Erblasser letztwillig als Stiftung errichtet wird.
OGH 29. 4. 2004, 6 Ob 45/04 t, GeS 2004, 389 (N. Arnold).

&

§§ 3, 9, 33 PSG:

Ausübung und Änderung von Gestaltungsrechten bei der Privat-

stiftung

1. Das Prinzip der vollständigen Trennung der Stiftung vom Stifter

ist nur dann verwirklicht, wenn dieser sich weder ein Änderungs-
recht noch das Widerrufsrecht vorbehalten hat.
2. Die dem Stifter vorbehaltenen Rechte können mangels abwei-
chender Bestimmung in der Stiftungsurkunde nur von allen Stiftern

gemeinsam ausgeübt werden.

3. Vom gesetzlichen oder statutarischen Einstimmigkeitserfordernis
kann nachträglich (einstimmig) bei einem umfassenden Ände-
rungsvorbehalt abgewichen werden.

OGH 27. 5. 2004, 6 Ob 61/04w, GeS 2004, 391 (N. Arnold)
= RdW 2004/541.

&

§ 281 Abs 1 Z 1 StPO (§ 345 Abs 1 Z 1 StPO; § 28 Abs 1, § 46 a
Abs 1 JGG): Realkonkurrenz von strafbaren Handlungen vor und

nach Vollendung des 21. Lebensjahres

Ob im Fall real konkurrierender, teils vor, teils nach Vollendung des
21. Lebensjahres begangener strafbarer Handlungen eine Straftat
vor diesem Zeitpunkt den Strafrahmen (§ 28 StGB) bestimmt, ist
nach dem Wortlaut der Besetzungsvorschrift des § 46a Abs 1
JGG ohne Bedeutung; kommt es für die Anwendung des § 28

JGG doch allein auf den Zeitpunkt der Tatbegehung an. Die ge-
meinsame Führung eines Taten vor und nach Vollendung des 21.
Lebensjahres ein und desselben Angeklagten umfassenden Straf-
verfahrens obliegt daher nach § 56 Abs 3 StPO dem die Gerichts-
barkeit in Jugendstrafsachen ausübenden Geschworenengericht in
der im § 28 JGG vorgeschriebenen Besetzung. Aburteilungen, die
nicht Straftaten unter 21-Jähriger betreffen, werden von einem sol-
chen Besetzungsmangel nicht berührt (§ 289 StPO). – Der Verstoß
gegen die besonderen Besetzungsvorschriften der Geschworenen
nach § 28 JGG begründet Nichtigkeit nach § 345 Abs 1 Z 1
StPO.

OGH 13. 7. 2004, 14 Os 72/04 (LG Korneuburg, 703 Hv 1/
04d); EvBl 2005/38.

&

§§ 42 und 146 StGB: Mangelnde Strafwürdigkeit eines Betruges

„Geringe Schuld“ ist bei Vorliegen besonderer unrechts- und
schuldmindernder Umstände auch bei Delikten anzuerkennen,
die mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bedroht sind.

Bei Beurteilung der Erforderlichkeit einer Bestrafung aus präven-

tiven Gründen ist zu berücksichtigen, dass der Abführung einer
zweitägigen Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht und
dem Rechtsmittelverfahren vor dem Obersten Gerichtshof mit bis
dahin ungewissem Sachausgang prohibitive Wirkung sowohl
für den Angeklagten als auch für andere potentielle Täter zu-
kommt. Der pauschale Hinweis, dass die Erschleichung sozialer
Leistungen von einem nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung
als Kavaliersdelikt betrachtet werde, reicht im vorliegenden Fall
zur Begründung einer generalpräventiven Straferforderlichkeit
nicht aus.

OGH 18. 11. 2003, 14 Os 118/03 (LGSt Wien 21. 1. 2003,
51 Hv 103/02), JBl 2055/57.

&

§ 20 StGB, § 20 b StGB (§ 1 StGB, § 61 StGB):

Die Anwendbarkeit der Bestimmungen über vermögensrechtliche

Anordnungen richtet sich nach dem Zeitpunkt, zu dem die Straftat
begangen wurde, auf welche sich die Maßnahme bezieht. Die
durch das StRÄG 1996 geänderten Regeln über die Abschöpfung
der Bereicherung sind gemäß §§ 1, 61 StGB nur dann anzuwen-
den, wenn sie für die Betroffenen nicht ungünstiger sind als das alte
Recht. Beim Günstigkeitsvergleich ist streng fallbezogen in einer
konkreten Gesamtschau der Unrechtsfolgen zu prüfen, welches
Gesetz in seinen Gesamtauswirkungen für den Täter vorteilhafter
wäre.

OGH 30. 11. 2004, 14 Os 135/04; ÖJZ-LSK 2005/84.
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Das Zessionsrechts-Änderungsgesetz, BGBl I 2005/51, kundge-
macht am 9. 6. 2005: Veröffentlichung von RA Dr. Clemens Grün-
zweig, Wien, in RdW 2005, 398 (Juli-Heft), „Neue Regeln für ver-
tragliche Zessionsverbote“. (In dieser Arbeit des Kollegen Dr. Grün-
zweig sind Ausgangslage, Neuerungen und Erwägungsgründe
ebenso klar zusammengefasst wie ein Rechtsvergleich zu Deutsch-
land und einige Kritik an der Kompliziertheit, die bei der Umset-
zung etliche Fragen aufwerfen bzw zu Problemen führen könnten.
Bisanz.)

&

Genügen die Initialen des Erblassers für eine eigenhändige letzt-
willige Verfügung? OGH bejaht in 4 Ob 237/04p zu § 578
ABGB, EvBl 2005/93 (ÖJZ 2005, 423 = Juni-Heft).

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.

Schon gelesen?

Tel.: 01-610 77- 315, Fax: - 589
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Univ.-Prof. Dr. Christian Bertel, Innsbruck

Die Überprüfung der Tatfrage im schöffen- und geschworenen-
gerichtlichen Verfahren1)
Hier muss man sich drei Fragen stellen. Die erste Frage: Hat das Erstgericht Beweisanträge zu Unrecht abgelehnt? Wenn ja,
ist das Urteil nach § 281 Abs 1 Z 4, § 345 Abs 1 Z 5 StPO nichtig. Die zweite Frage: Hat das Schöffengericht schuld-
erhebliche Feststellungen offenbar unzureichend begründet? Wenn ja, ist das Urteil nach § 281 Abs 1 Z 5 letzter Fall StPO
nichtig. Die dritte Frage: Bestehen gegen schulderhebliche Feststellungen des Urteils erhebliche Bedenken? Wenn ja, ist das
Urteil nach § 281 Abs 1 Z 5a, § 345 Abs 1 Z 10 a StPO nichtig. Lassen Sie mich diese drei Fragen nacheinander behandeln.

Beginnen wir mit den Beweisanträgen. Ein Gericht, das die Wahr-
heit finden will, darf bei der Entscheidung über Beweisanträge ei-
nes jedenfalls nicht tun: Es darf nicht unterstellen, die verlangte Be-
weisaufnahme werde ohnehin kein Ergebnis haben, und es darf
ein allfälliges Beweisergebnis nicht vorweg zum Nachteil des An-
tragstellers würdigen. Wenn der Beschuldigte angeklagt ist, je-
mand ermordet zu haben und die Vernehmung der Josefine Mayr
zum Beweis dafür verlangt, dass er zur Tatzeit bei ihr auf Besuch
war, darf das Gericht den Antrag nicht ablehnen, weil es die Jose-
fine Mayr wahrscheinlich doch nicht gebe; weil sie sich an den Be-
such des Beschuldigten wahrscheinlich doch nicht erinnere; weil
ihre Aussage wahrscheinlich doch nicht glaubwürdig sei oder an-
gesichts der vorliegenden Belastungsbeweise doch nicht ins Ge-
wicht falle. Die Beweiswürdigung ist frei, aber erst bei der Urteils-
fällung nach Schluss des Beweisverfahrens. Diese unzulässigen Un-
terstellungen werden unter dem Schlagwort „Vorwegnahme der
Beweiswürdigung“ zusammengefasst.2)

Von dem Verbot, die Beweiswürdigung vorwegzunehmen, war frü-
her hin und wieder auch in Entscheidungen des OGH3) die Rede. In
den letzten Jahren gibt es solche Entscheidungen nicht mehr, jeden-
falls sind sie sehr selten geworden. Dafür ist seit den 90er Jahren in
den Entscheidungen des OGH die These aufgetaucht, ein wirksa-
mer Beweisantrag erfordere nicht nur die Angabe eines Beweisthe-
mas und eines Beweismittels, sondern darüber hinaus eine Begrün-
dung oder Konkretisierung, warum die verlangte Beweisaufnahme
das vom Antragsteller gewünschte Ergebnis haben und wie es sich
auf die entscheidenden Tatsachen auswirken werde. Eine Begrün-
dung für diese These ist der OGH bis heute schuldig geblieben.
Es gibt in der StPO nicht eine Zeile, in der von einer solchen Be-
gründung die Rede wäre, § 222 Abs 1 StPO spricht bei der Be-
handlung von Beweisanträgen nur von Zeugen und von den Punk-
ten, über die sie vernommen werden sollen. Der OGH sagt auch
nicht, was der Antragsteller tun müsse, um Beweisanträge gehörig
zu begründen; wir erfahren immer nur, dass die Begründung nicht
ausgereicht hat.

Um was es hier geht, kann man anhand einzelner Entscheidungen
leicht deutlich machen. Eine Entscheidung habe ich in den JBl

2004, 597 analysiert. Heute nehme ich die E 14 Os 16/01.
Der Beschuldigte wird vom Schöffengericht nach § 207 Abs 1
und § 212 Abs 1 StGB verurteilt. Er hat seine 9-jährige Tochter
am Gesäß und am Geschlechtsteil abgegriffen, sein entblößtes
Glied an ihrem nackten Gesäß gerieben und sie einmal veranlasst,
seinen Penis zu küssen.

Das Opfer wurde in der Hauptverhandlung nicht vernommen.
Wohl aber wurde dort der Befund des psychiatrischen Sachver-
ständigen verlesen, der das Opfer untersucht und dem das Opfer
von den Taten des Beschuldigten erzählt hatte. Der Verteidiger
stellte den Antrag, das Gericht möge dem Sachverständigen auf-
tragen, seine handschriftlichen Notizen über das Gespräch mit
dem Opfer vorzulegen und die Notizen in der Hauptverhandlung
verlesen zum Beweis dafür, dass die Fragen des Sachverständigen
an das Opfer sehr suggestiv waren. Der Sachverständige meinte
dazu, er werfe seine Notizen üblicherweise weg. So lehnte das
Gericht den Antrag ab. Das machte der Verteidiger als Nichtig-
keitsgrund nach § 281 Abs 1 Z 4 geltend.

Der OGH verwarf die Nichtigkeitsbeschwerde. Der Antrag, so der
OGH, gebe keine Hinweise, was die Notizen über die Fragestel-
lung enthalten, und warum der Sachverständige seine Notizen ge-
rade in diesem Fall nicht weggeworfen habe. Ja der OGH behaup-
tet gar, ohne Suggestivfragen sei bei Vernehmungen fast nicht aus-
zukommen.

Der OGH hat den Beweisantrag aus einem formellen Grund abge-
lehnt: Er war nicht ausreichend begründet. Aber um diesen Beweis-
antrag gehörig zu begründen, ihn mit jenen Hinweisen zu ver-
sehen, die der OGH hier verlangt, hätte der Verteidiger wissen
müssen, ob der Sachverständige seine Notizen auch diesmal weg-
geworfen hat, und er hätte wissen müssen, was sich der Sachver-
ständige notiert hatte. Das konnte der Verteidiger natürlich nicht
wissen. Der OGH erklärt den Beweisantrag für unzulässig, indem

Abhandlungen

1) Dieser Aufsatz ist der – etwas erweiterte – Vortrag, den ich auf Einladung
der oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer am 7. 4. in Linz gehal-
ten habe.

2) Bertel/Venier, Strafprozessrecht8 (2004) Rz 635.
3) ZVR 1964/112, EvBl 1969/354, EvBl 1980/42, EvBl 1985/20, SSt

52/17 ua.
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er vom Verteidiger Unmögliches verlangt. Das kann nicht richtig
sein.4)

Die entscheidende Frage wäre doch gewesen, ob die verlangte Be-
weisaufnahme zur Wahrheitsfindung notwendig war. Damit hat
sich der OGH gar nicht befasst. Wenn er das getan hätte, hätte
er das Urteil aufheben müssen. Das Beweisthema, die suggestive
Befragung des Opfers durch den Sachverständigen, war erheb-
lich. Die Art der Fragen beeinflusst die Antworten, das ist eine psy-
chologische Binsenweisheit, eben darum verbietet § 200 Abs 2
StPO Suggestivfragen. Möglicherweise waren die Gesprächsnoti-
zen noch vorhanden, der Sachverständige hatte ja nur gesagt,
dass er seine Notizen in der Regel, nicht dass er sie ausnahmslos
wegwerfe. Und möglicherweise hatte der Sachverständige in
den Notizen auch seine Fragen notiert. Wenn das Gericht daran
zweifelte, hätte es den Sachverständigen fragen können. Auch
bei der Entscheidung über Beweisanträge ist das Gericht verpflich-
tet, die materielle Wahrheit zu finden. Dass die verlangte Beweis-
aufnahme kein Ergebnis haben könne, hat das Erstgericht weder
festgestellt noch hätte es eine solche Feststellung zureichend be-
gründen können. Einfach zu unterstellen, die verlangte Beweisauf-
nahme werde kein Ergebnis haben, ist wie schon gesagt unzuläs-
sig.

Das Gericht hätte dem Antrag aus noch einem weiteren Grund
stattgeben müssen: In der E JBl 1991, 328 verlangte der OGH
mit Recht, dass der Sachverständige dem Gericht nicht nur seinen
Befund, sondern auch die im Befund ausgewerteten Tests vorlege.
Das muss auch für Unterlagen über Gespräche gelten, die der
Sachverständige in seinem Befund auswertet. Ein Befund ohne
diese Unterlagen wäre nicht nachvollziehbar, „dunkel“ iSd § 125
StPO. Ein gewissenhafter Sachverständiger hätte sich seine Fragen
notiert und er hätte seine Notizen gewiss nicht vor der Hauptver-
handlung weggeworfen,5) schon gar nicht in Fällen, die so heikel
sind, wie die Befragung von Kindern über sexuelle Erlebnisse.
Und wenn das Gericht das Opfer in einer kontradiktorischen Ver-
nehmung durch den Sachverständigen hätte befragen lassen,
wie § 162a Abs 3 StPO verlangt, wäre ein Vernehmungsprotokoll
vorhanden und Zweifel an den Fragen des Sachverständigen gar
nicht möglich gewesen.

Nach § 281 Abs 1 Z 4 StPO hat der OGH ua die Aufgabe dafür
zu sorgen, dass das Erstgericht alle Beweise aufnimmt, die zur
Wahrheitsfindung notwendig sind. Der OGH hätte sich mit der
Frage befassen müssen, ob die Gesprächsnotizen zur Wahrheits-
findung notwendig waren. Aber eben dieser entscheidenden
Frage geht der OGH aus dem Weg. Die Hintertüre, durch die er
ihr ausweicht, ist ein vom OGH erfundener Formalismus. Beweis-
anträge erfordern angeblich eine gewisse Begründung, und da
der OGH niemals sagt, was er unter dieser Begründung versteht,
kann er im Einzelfall für die Begründung gerade etwas mehr verlan-

gen, als der Verteidiger vorgebracht hat oder überhaupt vorbrin-
gen konnte.

Warum wohl verlangt der OGH im Einzelfall für die Begründung
eines Beweisantrags mehr, als der Verteidiger vorgebracht hat?
Das kann man bei Ratz6) nachlesen: Der Antragsteller solle „klar-
stellen“, wie sein Antrag die Beweiswürdigung des erkennenden
Gerichts beeinflussen wird, damit Erst- und Rechtsmittelgericht
nachprüfen können, ob sie die Einschätzung des Antragstellers tei-
len. Der Verteidiger also soll dem Gericht in dem Beweisantrag ei-
nen Vorschlag für eine Vorwegnahme der Beweiswürdigung ma-
chen, und wenn dieser Vorschlag beim OGH keine Gnade findet,

Abhandlungen

Automatische Computer-Listen … oder …

4) Bertel/Venier, Strafprozessrecht8 Rz 635.
5) Greuel, Qualitätsstandards aussagepsychologischer Gutachten zur

Glaubhaftigkeit von Zeugenaussagen, MschrKrim 2000, 67; vgl auch
Haller, Das psychiatrische Gutachten (1996) 56.

6) Einige Bemerkungen über Beweisanträge. Replik zur Glosse von Bertel in
JBl 2004, 598, JBl 2005, 198. ImWK zur StPO, § 281 Rz 341 hält Ratz
die vorgreifende Beweiswürdigung freilich für unzulässig.
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erklärt er den Antrag für mangelhaft begründet und damit unzuläs-
sig. Damit nimmt der OGH selbst die Beweiswürdigung vorweg, tut
also gerade das, was er bei den Erstgerichten verhindern sollte und
schiebt die Verantwortung dafür auf den Verteidiger ab: Er hätte
seinen Antrag besser begründen sollen. Entscheidungen, in denen
der OGH Nichtigkeitsbeschwerden wegen unberechtigter Ableh-
nung von Beweisanträgen mit diesem Trick abtut, sind keineswegs
ungewöhnlich, aber diese Entscheidung ist sicher besonders ein-
drucksvoll.

Gehen wir zur nächsten Frage, der offenbar unzureichenden Be-
gründung weiter. Wir können gleich bei der besprochenen Ent-
scheidung bleiben. Der Verteidiger machte in seiner Nichtigkeits-
beschwerde geltend, die Feststellungen seien nach § 281 Abs 1
Z 5 StPO offenbar unzureichend begründet. Der OGH war ande-
rer Meinung. Der Verteidiger versuche, die belastenden Angaben
des Opfers auf suggestive Beeinflussung zurückzuführen und die
Urteilsfeststellungen in Zweifel zu ziehen; er bekämpfe damit unzu-
lässig die Beweiswürdigung.

Der OGHmacht sich die Sache leicht. Zu leicht. Auch er muss seine
Entscheidungen begründen, und eine Entscheidungsbegründung
muss sich nach § 291, § 270 Abs 2 Z 5 StPO ua mit den „vorge-
brachten Einwendungen“ auseinander setzen. Man möchte erwar-
ten, dass der OGH die Argumente des Verteidigers kurz zusam-
menfasst; dass der OGH sagt, was eine offenbar unzureichende
Begründung ist, und dann erklärt, warum die Argumente des Ver-
teidigers keine offenbar unzureichende Begründung aufzeigen.
Der OGH tut das nicht. Wir erfahren nicht, was der Verteidiger vor-
gebracht hat, und wir erfahren nicht, was eine offenbar unzurei-
chende Begründung ist. Die Gründe des OGH sind Scheingründe:
Er behauptet wieder einmal, die Beweiswürdigung sei unanfecht-
bar.

Wenn das Gericht für den Ausspruch über entscheidende Tatsa-
chen Gründe angibt, rechtfertigt es seine Beweiswürdigung; so ha-
ben offenbar unzureichende Gründe sehr wohl mit Beweiswürdi-
gung zu tun. Die Beweiswürdigung kann fehlerhaft sein, weil das
Gericht ein erhebliches Beweismittel gar nicht gewürdigt, sondern
in den Urteilsgründen übergangen hat; und die Beweiswürdigung
kann fehlerhaft sein, weil eine Feststellung angesichts der Gründe,
die das Gericht dafür gibt, „lebensfremd“ ist. Der eine und der an-
dere Mangel sind eine offenbar unzureichende Begründung. Das
hat der OGH in besseren Tagen durchaus anerkannt.7)

Der OGH hält es in dieser Entscheidung für lebensnah, dass Sach-
verständige missbrauchte Kinder suggestiv befragen. Dann aber
müsste es der OGH für lebensfremd halten, dass sich das Erstge-
richt auf Angaben verlässt, die das missbrauchte Kind einem Sach-
verständigen gemacht hat, einem Sachverständigen überdies, der
kein Gesprächsprotokoll vorlegt und seine Notizen idR noch vor
der Hauptverhandlung wegwirft. Kann ein objektiver, gewissenhaf-

ter und verantwortungsbewusster Mensch Feststellungen, die
hauptsächlich auf diesen Angaben beruhen, angesichts dieser Um-
stände, Mängel undMissstände für verlässlich genug halten, um je-
manden zu verurteilen? Oder wird er sie nicht eher für lebensfremd
halten? Das wäre die Frage gewesen, mit der sich der OGH hätte
befassen sollen. Er ist ihr durch eine Scheinbegründung ausgewi-
chen.

§ 281 Abs 1 Z 5 StPO ermöglicht dem OGH durchaus eine Kon-
trolle der Beweiswürdigung. Und mir scheint, der OGH hätte in
den 70er Jahren von dieser Möglichkeit relativ häufig Gebrauch
gemacht, freilich nie konsequent und natürlich nur im schöffenge-
richtlichen Verfahren. So hat der Gesetzgeber im StRÄG 1987 ei-
nen neuen Nichtigkeitsgrund eingeführt, die erheblichen Bedenken
gegen die Richtigkeit schulderheblicher Feststellungen: Die dritte
Frage, die ich heute behandeln möchte, den Nichtigkeitsgrund
der § 281 Abs 1 Z 5a und § 345 Abs 1 Z 10a StPO. Die Mate-
rialien lassen keinen Zweifel, dass hier eine Kontrolle der Beweis-
würdigung eingeführt wurde: Erhebliche Bedenken bestehen,
wenn die Beweiswürdigung „intersubjektiv nicht überzeugend“
ist.8) Das Beweismaterial muss nicht nur die Erstrichter, sondern
auch andere verantwortungsbewusste Menschen überzeugen.

Die Einführung des neuen Nichtigkeitsgrundes war keine revolutio-
näre Tat. Dass der OGH Urteile mit Feststellungen, die auf einer
verfehlten Beweiswürdigung beruhen, von Amts wegen nach
§ 362 StPO aufheben muss, war nie zweifelhaft.9) Aber die Nicht-
anwendung des § 362 StPO muss der OGH nicht begründen.
Wenn dagegen der Verteidiger in einer Nichtigkeitsbeschwerde
nach § 281 Abs 1 Z 5a, § 345 Abs 1 Z 10a StPO Bedenken ge-
gen eine schulderhebliche Feststellung vorbringt, muss der OGH,
wenn er die Nichtigkeitsbeschwerde verwirft, begründen, warum
die vorgebrachten keine erheblichen Bedenken sind (§ 291,
§ 270 Abs 2 Z 5 StPO).

Die Rechtsprechung zu diesem Nichtigkeitsgrund möchte ich Ihnen
an Hand einer älteren Entscheidung demonstrieren: 14 Os 132/
94. Der Beschuldigte hat vor der Gendarmerie gestanden, er habe
eine Taxilenkerin vom Beifahrersitz mit einem Signalstift bedroht
und aus Unvorsichtigkeit erschossen. Einen Signalstift hat die Gen-
darmerie in der Wohnung des Beschuldigten sichergestellt. Dieses
Geständnis hat der Beschuldigte beim Pflichtverhör durch den Un-
tersuchungsrichter – das freilich in den Räumen des Landesgendar-
meriekommandos stattfand – und am folgenden Werktag bei einer
Tatrekonstruktion in Gegenwart der Gendarmeriebeamten wieder-

Abhandlungen

7) Darüber ausführlich mit Nachweisen Bertel/Venier, Strafprozessrecht8
Rz 904 ff.

8) JAB 359 BlgNR 17. GP 43.
9) Mayer, Commentar zur österreichischen Strafprozeß-Ordnung (1884) 3.

Teil/II § 362 Anm 23; Gleispach, Das österreichische Strafverfahren2

(1924) 308; Roeder, Lehrbuch des österreichischen Strafverfahrensrech-
tes (1976) 331 f.
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holt. Elf Tage später hat er es vor dem Untersuchungsrichter wider-
rufen.

Die Gutachten des Kriminaltechnikers und des Gerichtsmediziners
ergaben, dass das Geständnis so nicht richtig sein kann: Der Täter
muss das Opfer beim Aussteigen von außen erschossen haben;
und mit einem Signalstift kann man Verletzungen wie die des Op-
fers nicht hervorrufen. Der Kriminaltechniker brachte die Vermu-
tung auf, der Beschuldigte könnte das Opfer mit einem umgebau-
ten Signalstift erschossen haben. Dass der Beschuldigte jemals ei-
nen Signalstift umgebaut oder einen umgebauten besessen hat, da-
für hat es nie einen Hinweis gegeben. Auch ist nicht begreiflich,
warum jemand, der da gesteht, einen Raub begangen und das Op-
fer erschossen zu haben, unwahre Angaben ausgerechnet darüber
machen sollte, mit welcher Waffe und ob er innerhalb oder außer-
halb des Autos geschossen hat.

Der Fall war offensichtlich nicht geklärt. Dennoch erhob der Staats-
anwalt die Anklage wegen Raubes undMordes, dennoch bejahten
die Geschworenen die Hauptfrage nach Mord, dennoch ließ der
Schwurgerichtshof den Wahrspruch bestehen. Der Verteidiger
machte die beschriebenen und andere Bedenken in einer Nichtig-
keitsbeschwerde nach § 345 Abs 1 Z 10a StPO geltend. Der
OGH verwarf die Nichtigkeitsbeschwerde: Die Unstimmigkeiten
zwischen dem Geständnis und dem Gutachten seien in der Haupt-
verhandlung ausreichend erörtert worden, die Gutachten seien
schlüssig und die Geschworenen hätten in freier Beweiswürdigung
zu entscheiden, ob sie demGeständnis oder demWiderruf folgten;
der Verteidiger fechte lediglich die Beweiswürdigung nach Art ei-
ner im kollegialgerichtlichen Verfahren unzulässigen Schuldberu-
fung an. Auch hier sind diese Floskeln eine Scheinbegründung:
Wenn die vom Verteidiger vorgebrachten Bedenken erheblich
sind, bleiben sie erheblich, auch wenn sie in der Hauptverhand-
lung erörtert wurden; wenn der OGH die Gutachten schlüssig fin-
det, muss er die Bedenken, die sich aus ihnen ergeben, für sehr er-
heblich halten; und die Freiheit der Beweiswürdigung schließt nicht
aus, dass sie falsch ist. Der OGH hat sich mit dem Vorbringen des
Verteidigers in Wahrheit gar nicht auseinandergesetzt.

Es gibt Fälle, in denen die Nichtigkeitsbeschwerde nach § 345
Abs 1 Z 10a StPO zur Aufhebung des Urteils führt.10) Aber diese
Fälle sind selten. Die Masse der Nichtigkeitsbeschwerden, welche
die Nichtigkeitsgründe des § 281 Abs 1 Z 5a und § 345 Abs 1
Z 10a StPO geltend machen, wird nach wie vor mit Scheinbegrün-
dungen wie eben dieser erledigt. Es mag Nichtigkeitsbeschwerden
geben, in denen der Verteidiger zu diesen Nichtigkeitsgründen
nichts vorbringt, was der Rede wert wäre. Aber gerade in solchen
Fällen ist ein Eingehen auf das Vorbringen des Verteidigers nicht
schwer, gerade in solchen Fällen hätte der OGH keinen Grund,
sich auf Scheinbegründungen und die angebliche Unanfechtbar-
keit der Beweiswürdigung zurückzuziehen.

Nun werden Sie mich fragen, warum ich Ihnen die Rechtsprechung
zu dem Nichtigkeitsgrund der erheblichen Bedenken an einer rela-
tiv alten Entscheidung demonstriere. Die meisten Entscheidungen
des OGH dazu sind so allgemein, dass ich zwar den Begründungs-
stil des OGH kritisieren, aber nicht sagen kann, ob die Bedenken
des Verteidigers erhebliche Bedenken waren. Dafür muss man den
Akt einsehen. In diesem Fall habe ich mir diese Mühe gemacht: Es
handelt sich um den Fall Heidegger, ich habe meine Betrachtungen
dazu im Juridicum 2004, 121 veröffentlicht.11) Heidegger wurde
nach jahrelangen Bemühungen des Verteidigers um eine Wieder-
aufnahme freigesprochen. Aber schon zur Zeit der Verurteilung
war zu erkennen, dass der Fall nicht aufgeklärt ist und dass gegen
die Annahme der Täterschaft erhebliche Bedenken bestehen. Es ist
keineswegs so, dass alle Beschuldigten, die nach einem schlampi-

Abhandlungen

… hochkompetente Autoren

10) ZB JBl 1992, 732, 13 Os 36/92, 11 Os 124/92, EvBl 2001/64.
11) Die Willkür der Justiz und die Ohnmacht des Bürgers – Was man aus ei-

nem Fehlurteil lernen sollte, juridicum 2004, 121.
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gen Beweisverfahren oder auf Grund einer schleißigen Beweiswür-
digung verurteilt werden, letztlich im Ergebnis ja doch schuldig wä-
ren. Wenn sich der OGH seiner Aufgabe, für eine vollständige Be-
weisaufnahme und eine seriöse Beweiswürdigung zu sorgen,
durch formale Tricks und Scheinbegründungen entzieht, nimmt
die Gefahr zu, dass auch Unschuldige verurteilt werden. Urteile
mit schleißiger Beweiswürdigung sehe ich öfter: Wie viele Verur-
teilte sind wohl unschuldig? War der Sittlichkeitstäter vorhin auch
unschuldig?

Was sollte geschehen? Gegen Entscheidungen der Strafgerichte
letzter Instanz sollte zumindest wegen Verletzung desWillkürverbo-
tes die Beschwerde an den VfGH zulässig sein. Eine Entscheidung,
die ein Rechtsmittel, ohne auf seinen Inhalt einzugehen, mit einer
Scheinbegründung ablehnt, verletzt das Recht der Parteien auf
rechtliches Gehör, sie übt Willkür.12) Und da in der Strafjustiz die
Ablehnung von Rechtsmitteln mit Scheinbegründungen und frei er-
fundenen Formalismen nicht nur vorkommt, sondern –wie eben ge-
zeigt – ständige Rechtsprechung geworden ist, ist die Forderung
nach einerWillkürbeschwerde an eine Instanz außerhalb der Straf-
justiz unabweisbar. Das Problembewusstsein des OGH und der
Gerichte, die sich an ihm ein Vorbild nehmen, mag sich einmal än-
dern, aber das kann lange dauern. Solange in Kauf zu nehmen,
dass in schöffen- und geschworenengerichtlichen Verfahren Un-
schuldige verurteilt werden, ist nicht zu verantworten.

Darüber hinaus könnte man überlegen, ob es in Strafsachen nicht
eine Berufung gegen alle Urteile geben sollte: Ist die „volle Beru-
fung“ nicht auch in schöffen- und geschworenengerichtlichen Ver-
fahren eine sinnvolle Lösung? Die Laiengerichtsbarkeit steht dem
nicht entgegen: Das OLG müsste sich darauf beschränken, wenn
schulderhebliche Feststellungen des Erstgerichts bedenklich sind
oder wenn der Antragsteller neue Beweisanträge stellt, das Urteil
aufzuheben und die Sache an die erste Instanz zurückzuverwei-
sen. Eine Flut von Aufhebungen muss man nicht befürchten. Be-
weisanträge kann man nämlich auch aus inhaltlichen Gründen ab-
lehnen.13) Auch im einzelrichterlichen Verfahren kommt es zu einer
Wiederholung der Hauptverhandlung oder einer Beweiswiederho-
lung vor dem Berufungsgericht nicht schon dann, wenn der Beru-
fungswerber irgendwelche Bedenken gegen schulderhebliche Fest-

stellungen vorbringt; die OLG verlangen für die Bedenken des
§ 473 Abs 2 StPO mit Recht ein gewisses Gewicht, eben „erheb-
liche“ Bedenken.

Freilich kann man von einer „vollen Berufung“ im schöffen- und ge-
schworenengerichtlichen Verfahren keine Wunder erwarten. Die
Begründungsstile der OLG und ihrer Senate sind leider sehr ver-
schieden. Aber die „volle Berufung“ hat immerhin einen Vorteil:
Sie bietet keine Vorwände zur Ausbildung von Formalismen und
Scheinbegründungen. Kein OLG entzieht sich der Kontrolle der Tat-
frage so beharrlich wie der OGH.

Dann stellt sich freilich die Frage, ob ein dreistufiger Instanzenzug
(Schöffen- oder Geschworenengericht, OLG, OGH) notwendig
und sinnvoll ist. Meiner Meinung nach ist er es nicht. Wenn das
OLG einer unrichtigen Rechtsauffassung folgt, kann der General-
prokurator den OGH immer durch eine Nichtigkeitsbeschwerde
zur Wahrung des Gesetzes anrufen, der OGH bleibt auch dann
„oberste Instanz in Strafsachen“ nach Art 92 Abs 1 B-VG. Wenn
es für den Verurteilten ein Vorteil wäre, den OGH anzurufen, wäre
nicht einzusehen, warum dieser Vorteil nur einem Teil der Verurteil-
ten zu Gute kommen sollte; da aber die Anrufung des OGH – wie
eben gezeigt – kein Vorteil ist, kann die Berufung an das OLG dem
Verurteilten vollauf genügen. Der OGH könnte sich dann ungestört
der reinen Rechtstheorie widmen. Wenn man soweit nicht gehen
wollte, könnte man als Alternative erwägen, gegen Entscheidun-
gen des OLG ein ordentliches Rechtsmittel an den OGH zuzulas-
sen, wenn das OLG es für zulässig erklärt. Im Übrigen ist ja be-
kannt, was aus der Grundrechtsbeschwerde, die den OGH zu ei-
ner dritten Instanz in Haftsachen machen sollte, in der Praxis ge-
worden ist.14)

Reformen kommen freilich nicht von selbst, jemand muss sich dafür
einsetzen. Hier sollten die Rechtsanwälte eine größere Rolle als bis-
her spielen.

Abhandlungen

12) Öhlinger, Verfassungsrecht5 (2003) Rz 796.
13) Bertel/Venier, Strafprozessrecht8 Rz 630 ff mit Beispielen aus der älteren

Rechtsprechung.
14) Bertel/Venier, Strafprozessrecht8 Rz 1095, 1103.
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StB Prof. Werner Sedlacek und StB Mag. Leopold Brunner, TPA-Horwath, Wien

Nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer einer Rechtsanwalts-
GmbH und ihre Möglichkeiten, die Gruppenkrankenversicherung zu
wählen und beibehalten zu können
Nicht wesentlich (bis zu incl 25%) beteiligte GmbH-Geschäftsführer sind mit ihren Bezügen meist lohnsteuerpflichtig und
damit automatisch auch nach dem ASVG kranken- und unfallpflichtversichert. Um nicht doppelt krankenversichert zu sein,
müssen sie auf die Gruppenkrankenversicherung (GKV) verzichten. Diese Tatsache erschwert die Entscheidung für den Weg
in die Rechtsanwalts(RA)-GmbH und hat in einigen Fällen sogar dazu geführt, dass er bisher trotz sorgfältiger Vorbereitung
(noch) nicht gegangen worden ist. Dass dies nicht so sein muss, soll dieser Artikel aufzeigen.

I. Einführung

Die in den letzten Jahren immer stärker gewordene Verknüpfung
des Sozialversicherungsrechtes mit dem Einkommen-(Lohnsteuer-)
recht – insbesondere § 4 Abs 2, 2. Satz ASVG und die gemein-
same Prüfung lohnabhängiger Abgaben (GPLA) – hat dazu
geführt, dass die steuerliche Behandlung von Geschäftsführer-Be-
zügen mit eine wesentliche Grundlage für deren sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung geworden ist. Dies gilt auch für die Ge-
schäftsführer einer RA-GmbH, sodass der jeweiligen sozialversi-
cherungsrechtlichen Betrachtung die steuerliche vorangestellt wird.

Bei ihrer Betrachtung gehen die Autoren davon aus, dass sich Ge-
schäftsführer auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zur Geschäfts-
führung verpflichten, sie gleichzeitig aufgrund ihrer handelsrechtli-
chen Organstellung die Regeln des GmbH-Gesetzes einzuhalten
und daher ihre Tätigkeit im Interesse der GmbH auszuüben ha-
ben.1)

Geschäftsführer besorgen daher die Geschäftsführung für die
GmbH in aller Regel im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses,
ihr Anstellungsvertrag ist zivilrechtlich entweder als Arbeitsvertrag
oder als freier Dienstvertrag anzusehen. Ein Werkvertrag ist dem-
nach nur im besonders gelagerten Ausnahmefall denkbar. Erbringt
ein Rechtsanwalt – und dies lässt § 21 c Z 8 RAO zu – von einer
eigenen Einzelkanzlei aus Leistungen für die GmbH, deren Ge-
schäftsführer er auch ist, so werden diese Leistungen zwar im Rah-
men eines Werkvertrages erfolgen, dieser aber nicht Teil der Ge-
schäftsführungstätigkeit selbst sein. Die nachstehenden Ausführun-
gen gehen deshalb auf ein etwaiges zwischen einer Rechtsanwalts-
GmbH und ihren Geschäftsführern bestehendes Werkvertragsver-
hältnis nicht gesondert ein.

Unter diesen Voraussetzungen bestehen für nicht wesentlich betei-
ligte Geschäftsführer einer RA-GmbH die folgenden drei Möglich-
keiten zur Gestaltung ihres Krankenversicherungsverhältnisses,
zwei davon, nämlich die unter III. und IV. besprochenen Konstella-
tionen, ermöglichen die Wahl bzw die Beibehaltung der GKV im
Rahmen des Opting Out.

II. Der Geschäftsführer ist aufgrund seiner Beteiligung
der Generalversammlung gegenüber weisungs-

gebunden, sein Anstellungsvertrag erfüllt die Voraus-
setzungen für ein Dienstverhältnis gemäß § 47 Abs 2,

1. und 2. Satz EStG 1988

Der Geschäftsführer bezieht Einkünfte aus nichtselbständiger Ar-
beit gemäß § 25 Abs 1 Z 1 lit a EStG 1988, seine Bezüge unter-
liegen daher sowohl dem Lohnsteuerabzug als auch dem Dienstge-
berbeitrag und der Kommunalsteuer. Gleichzeitig besteht Pflicht-
versicherung in der Kranken- und Unfallversicherung als Dienstneh-
mer gemäß § 4 Abs 2 ASVG (§ 4 Abs 1 Z 1 iVm § 5 Abs 1 Z 14
und § 7 Z 1 lit e ASVG).

Die GKV wird für einen solchen Geschäftsführer nicht in Frage kom-
men, will er nicht doppelt krankenversichert sein.

III. Der Geschäftsführer ist aufgrund seiner Beteiligung
der Generalversammlung gegenüber weisungs-
gebunden, sein Anstellungsvertrag ist zivil- und

steuerrechtlich als freier Dienstvertrag zu beurteilen

Die Geschäftsführerbezüge sind je nach Überwiegen der im Rah-
men der Geschäftsführung ausgeübten Tätigkeiten Einkünfte aus
selbständiger Arbeit gemäß § 22 Z 1 lit b EStG 1988 (es über-
wiegt die Berufstätigkeit als Rechtsanwalt) oder aus vermögensver-
waltender Tätigkeit gemäß § 22 Z 2, 1. Teilstrich EStG 1988 (es
überwiegt ausnahmsweise die vermögensverwaltende Tätigkeit
„handelsrechtliche Geschäftsführung“).2)

Abhandlungen

1) Der VwGH spricht von der „funktionellen“ Eingliederung der Geschäfts-
führer in den rechtlichen und wirtschaftlichen Organismus der GmbH,
weshalb – seiner zuletzt ständigen Rechtsprechung folgend – jeder Ge-
schäftsführer „in den geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers“ ein-
gegliedert ist, wie dies die Legaldefinition des § 47 Abs 2, 1. und
2. Satz EStG 1988 zusätzlich zur Weisungsgebundenheit für ein steuer-
liches Dienstverhältnis fordert (2004/14/0009 vom 28. 4. 2004,
2003/13/0018 vom 10. 11. 2004, verstärkter Senat).

2) Siehe dazu Sedlacek, GmbH-Geschäftsführer: 6% oder 12% Betriebs-
ausgabenpauschale? SWK 35/36/2004, 973 ff (für den Zeitraum vor
dem Erkenntnis vom 10. 11. 2004) und SWK-Heft 2/2005, 45 ff (schon
unter Berücksichtigung dieses Erkenntnisses).
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Der Geschäftsführer ist somit nicht lohn-, sondern einkommensteu-
erpflichtig, es fällt weder Dienstgeberbeitrag noch Kommunal-
steuer an, das Betriebsausgabenpauschale gemäß § 17 Abs 1
EStG 1988 kann mit 12% (wenn die Berufsausübung als Rechtsan-
walt überwiegt) oder mit 6% (bei überwiegender vermögensver-
waltender Tätigkeit) der Umsätze in Anspruch genommen werden,
nach oben begrenzt mit E 26.400,– bzw E 13.200,–, wenn die
Umsätze des vorangegangenen Jahres E 220.000,– nicht über-
stiegen haben.

Bei dieser Konstellation erfüllt das Anstellungsverhältnis des Ge-
schäftsführers regelmäßig auch nicht die Voraussetzungen für die
Dienstnehmereigenschaft gemäß § 4 Abs 2 ASVG, die Pflichtversi-
cherung aufgrund eines freien Dienstvertrages gemäß § 4 Abs 4
ASVG würde zwar in Betracht kommen, eine freiberufliche Tätig-
keit wie die der Rechtsanwälte, die die Zugehörigkeit zu einer ge-
setzlichen beruflichen Vertretung (Kammer) begründet, ist von die-
ser Pflichtversicherung jedoch ausdrücklich ausgenommen.

Somit kann der Geschäftsführer im Rahmen des Opting Out die
GKV wählen bzw diese beibehalten, sollte er sich schon vor seiner
Bestellung zum Geschäftsführer einer RA-GmbH für diese entschie-
den haben.

Um dieses in aller Regel sehr günstige steuer- und sozialversiche-
rungsrechtliche Ergebnis zu erreichen, muss sorgfältig darauf ge-
achtet werden, dass das Anstellungsverhältnis sowohl von den ge-
troffenen Vereinbarungen als auch von den tatsächlichen Verhält-
nissen her nicht nur zivilrechtlich, sondern insbesondere auch steu-
erlich als freier Dienstvertrag anzusehen und dies so abgesichert
ist, dass er als solcher auch von einer späteren GPLA anerkannt
bleibt. Folgende Grundsätze und Empfehlungen sollten daher be-
sonders beachtet werden:
* Solange der Geschäftsführer der Generalversammlung gegenüber

aufgrund seiner Beteiligung (keine Sperrminorität) weisungsgebun-

den ist, hat die Abgabenbehörde das Vorliegen eines Dienstver-

hältnisses gemäß § 47Abs 2 EStG1988 nach den für § 25Abs 1

Z 1 lit a iVm § 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG 1988 maßgeben-

den Kriterien zu beurteilen und nicht nach der strengeren Judikatur

des VwGH zurWortfolge „sonst alle Merkmale eines Dienstverhält-

nisses (§ 47 Abs 2)“ im § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG 1988.3)
* Für die richtige Zuordnung der Einkünfte dieser Geschäftsführer

kommt es somit auf die übliche Abgrenzung zwischen Dienstver-

hältnis gemäß § 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG 1988 und einem

freien Dienstverhältnis an, wenn auch unter besonderer Berücksich-

tigung ihrer Organstellung, die eine Reihe von Abgrenzungsmerk-

malen für oder gegen ein Dienstverhältnis (zB freie Einteilung der

Arbeitszeit und Vertretungsrecht) in den Hintergrund treten lässt.
* Der VwGH stellt seit seinem Erkenntnis vom 10. 11. 20044) für die

Beurteilung, ob im Einzelfall ein Dienstverhältnis aus steuerlicher

Sicht vorliegt oder nicht, nur mehr auf die sich aus der Legaldefini-

tion des § 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG 1988 ergebenden

Merkmale (Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den ge-

schäftlichen Organismus des Arbeitgebers) ab. Lediglich in jenen

Fällen, in denen diese „im Gesetz festgeschriebenen Kriterien . . .
noch keine klare Abgrenzung zwischen einer selbständig und ei-
ner nicht selbständig ausgeübten Tätigkeit ermöglichen“, sei – so

der VwGH – auf die weiteren von der Rechtsprechung erarbeiteten

Abgrenzungskriterien (insbesondere fehlendes Unternehmerwag-

nis) Bedacht zu nehmen.

Da für den VwGH jedoch jeder Geschäftsführer „eingegliedert“

ist, kommt es im Einzelfall auf die mit der Weisungsbindung zu-

sammenhängenden Merkmale an, ob ein Dienstverhältnis gemäß

§ 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG 1988 oder ein freier Dienstver-

trag vorliegt.
* In seinem Erkenntnis vom 22. 10. 20025) definierte der VwGH

den Begriff der „Weisungsbindung“, die nicht auf die Beteiligung,

sondern auf die im Anstellungsvertrag getroffenen Vereinbarun-

gen zurückzuführen ist, wie folgt: „In der am Beginn eines Ver-
tragsverhältnisses vorgenommenen Festlegung des Aufgabenum-
fanges als solcher liegt keine Weisungsunterworfenheit. Wei-
sungsunterworfenheit bedeutet vielmehr, dass der Arbeitgeber
durch individuell-konkrete Anordnungen das Tätigwerden des
Dienstnehmers beeinflussen kann.“
Diese Aussage lässt vermuten, dass für den VwGH alleine die so-

genannte „stille Autorität“ der Generalversammlung ausreicht, um

GmbH-Geschäftsführer als „weisungsunterworfen“ anzusehen

und damit im Hinblick auf die jedenfalls gegebene Eingliederung

ein Dienstverhältnis gemäß § 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG

1988 festzustellen.
* Kein steuerliches Dienstverhältnis, sondern ein freier Dienstvertrag

wird daher nur unter der Voraussetzung vorliegen können, dass

die im Anstellungsvertrag getroffenen Vereinbarungen laufende

„individuell-konkrete“ Anweisungen durch die Generalversamm-

lung ausschließen, dabei kann es – insbesondere bei Rechtsanwäl-

ten – nur um den Ausschluss arbeitsbezogener Weisungen gehen.

Im Anstellungsvertrag sollte daher vereinbart sein, dass der Ge-

schäftsführer das Recht hat,

– sich selbst den Arbeitsablauf frei einzuteilen und jederzeit so

abändern zu können, dass auch seine „Freizeit“ für ihn frei ein-

teilbar wird,

– sich vertreten zu lassen und Hilfskräfte einsetzen zu können.

(DieseMerkmale würden allerdings nur dann ein gewichtiges In-

Abhandlungen

3) VwGH 99/14/0166 vom 19. 12. 2000, 2003/13/0018 vom
10. 11. 2004 und zuletzt 2001/14/0015 vom 23. 2. 2005; LStR
2002, RZ 670 und 984; s dazu auch (vom VwGH in seinem Erkenntnis
vom 23. 2. 2005 zitiert) Sedlacek, Keine Dienstgeberbeitrags- und Kom-
munalsteuerpflicht bei Weisungsbindung? SWK 2005, S 249 ff.

4) 2003/13/0018 (verstärkter Senat).
5) 2001/14/0219 zu einem nicht beteiligten GmbH-Geschäftsführer.
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diz gegen ein Dienstverhältnis gemäß § 47 Abs 2 EStG 1988

sein, wenn die Vertretung nicht auf das eigene Unternehmen ein-

geschränkt ist und der Einsatz von Hilfskräften auf eigene Kosten

des Geschäftsführers zu erfolgen hat. Dies wird jedoch in der

Praxis kaum umsetzbar sein.)

– Aufträge anzunehmen oder abzulehnen, weil auch damit dem

Geschäftsführer die Möglichkeit gegeben wird, den eigenen Ar-

beitsumfang und damit wieder seine „Freizeit“ selbst bestimmen

zu können.

Entscheidend ist, dass sich die Weisungsfreiheit schon von vorn-
herein aus dem Anstellungsvertrag ergibt und so gestaltet ist,
dass die Generalversammlung nach Abschluss des Vertrages
nicht mehr in die Lage versetzt wird, sie durch konkrete Anord-
nungen zu unterlaufen, zu ändern oder gar zu beseitigen. Über-
dies müssen die tatsächlichen Verhältnisse (dokumentierbar) den
getroffenen Vereinbarungen entsprechen.

* Da für die Feststellung eines steuerlichen Dienstverhältnisses beide

Kriterien der Legaldefinition – die Eingliederung und die Wei-

sungsgebundenheit – gleichzeitig vorliegen müssen, reicht es an

sich aus, wenn sich aus dem Anstellungsvertrag und den tatsäch-

lichen Verhältnissen die Weisungsungebundenheit des Geschäfts-

führers klar und eindeutig ergibt, um die Feststellung eines Dienst-

verhältnisses gemäß § 47 Abs 2, 1. und 2. Satz EStG 1988 zu

vermeiden.

Die Autoren empfehlen jedoch, den freien Dienstvertrag zusätzlich

aus der Sicht des „Unternehmerwagnisses“ abzusichern, zumin-

dest in der Form, dass der Geschäftsführer für die Zeiten seiner Ab-

wesenheit (insbesondere Urlaub und Krankheit) keinen Anspruch

auf Entgelt hat.

Ein weiteres, sehr starkes Indiz gegen ein Dienstverhältnis und für

einen freien Dienstvertrag wäre es, auf die Vereinbarung eines

Wettbewerbsverbotes zu verzichten, um dem Geschäftsführer

die Möglichkeit zu geben, am allgemeinen wirtschaftlichen Ver-

kehr teilzunehmen.6)

* Da das Anstellungsverhältnis von Geschäftsführern, wenn sie

aufgrund ihrer Beteiligung der Generalversammlung gegenüber

weisungsgebunden sind, in der Praxis – und nicht nur von der Ab-

gabenbehörde – als lohnsteuer- und ASVG-pflichtiges Dienstver-

hältnis angesehen wird, ist es unerlässlich, den Willen der Ver-

tragspartner, einen freien Dienstvertrag zu vereinbaren, dokumen-

tieren zu können: Ohne schriftlichen Vertrag kann kaum erwartet

werden, dass das vereinbarte freie Dienstverhältnis von einer zu-

künftigen GPLA als solches anerkannt wird.

* Außerdem müssen die tatsächlichen Verhältnisse auch den schrift-

lich getroffenen Vereinbarungen entsprechen, sodass es keinen

Sinn macht, Vereinbarungen zu treffen, die dann nicht „gelebt“

werden (können).

IV. Der Geschäftsführer ist aufgrund seiner Beteiligung
(Sperrminorität) der Generalversammlung gegenüber

nicht weisungsgebunden

Ist der Geschäftsführer aufgrund seiner Beteiligung – insbeson-
dere infolge der Vereinbarung einer Sperrminorität – der Gene-
ralversammlung gegenüber nicht weisungsgebunden, lässt sich
die Zuordnung der Geschäftsführerbezüge zu § 25 Abs 1 Z 1
lit b EStG 1988 seit dem Erkenntnis des VwGH vom 10. 11.
20047) – um mit dem VwGH zu sprechen – „in aller Regel“ nicht
vermeiden, unabhängig davon, wie der Anstellungsvertrag aus-
sieht und ob er schriftlich oder nur mündlich abgeschlossen wor-
den ist.

Dies deshalb, weil aufgrund der aktuellen Rechtsprechung des
VwGH
* jeder Geschäftsführer in denOrganismus der GmbH eingegliedert

ist und
* zur Beantwortung der sich aus § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG 1988

ergebenden Frage, ob „sonst alle Merkmale eines Dienstverhält-

nisses (§ 47 Abs 2)“ vorliegen oder nicht, alle mit der Weisungs-

bindung zusammenhängenden Merkmale „auszublenden“ und

daher ohne Bedeutung sind.

Bei dieser aufgrund ihrer Beteiligung der Generalversammlung ge-
genüber nicht weisungsgebundenen Gruppe von Geschäftsführern
wird aufgrund der Fiktion des § 47 Abs 2, 3. Satz EStG 1988 ein
steuerliches Dienstverhältnis „angenommen“, ihre Bezüge sind als
Folge einer weiteren steuerlichen Fiktion, nämlich des § 25 Abs 1
Z 1 lit b EStG 1988, Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, so-
dass sie gemäß § 47 Abs 1 EStG 1988 dem Lohnsteuerabzug un-
terliegen und damit ebenso dem Dienstgeberbeitrag und der Kom-
munalsteuer.

Da die Lohnsteuerpflicht demnach gemäß „§ 47 Abs 1 iVm Abs 2
EStG 1988“ besteht, trifft auch § 4 Abs 2, 2. Satz ASVG zu, so-
dass bei diesen mit ihren Bezügen unter § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG
1988 fallenden Geschäftsführern die Pflichtversicherung in der
Kranken- und Unfallversicherung als Dienstnehmer gemäß § 4
Abs 2 ASVG grundsätzlich ebenso in Betracht kommt, wie bei
den in einem Arbeitsverhältnis zur GmbH stehenden Geschäftsfüh-
rern, deren Bezüge nach § 25 Abs 1 lit a EStG 1988 zu erfassen
sind (siehe vorstehend unter Pkt II.).

Jedoch ist die Ausnahme der Rechtsanwälte von der Pensions-
pflichtversicherung nach dem ASVG in der Form normiert, dass sie
* einerseits „hinsichtlich einer Beschäftigung, die die Teilnahme an

der Versorgungseinrichtung einer Rechtsanwaltskammer begrün-

Abhandlungen

6) Siehe dazu LStR 2002, RZ 945.
7) Die Judikatur des VwGH zur gleich lautenden Wortfolge in § 22 Abs 1

Z 2, 2. Teilstrich EStG 1988 ist auch auf § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG 1988
anzuwenden (2001/13/0258 vom 24. 9. 2003).
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det“ gemäß § 5 Abs 1 Z 14 ASVG von der Vollversicherung nach

dem ASVG ausgenommen sind,
* andererseits aber gemäß § 7 Abs 1 lit e ASVG nur insoweit in die

Teilversicherung in der Kranken- und Unfallversicherung des

ASVG wieder einbezogen worden sind, als es sich um „angestell-

te“ Rechtsanwälte handelt.

Folglich sind die der Generalversammlung gegenüber aufgrund ih-

rer Beteiligung nicht weisungsgebundenen und daher mit ihren Be-
zügen nach § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG 1988 zu erfassenden Ge-

schäftsführer einer RA-GmbH nicht nach dem ASVG kranken-

und unfallpflichtversichert.

Der Gruppenkrankenversicherungsvertrag der Rechtsanwälte

nimmt Gesellschafter-Geschäftsführer einer RA-GmbH nur unter
der Voraussetzung aus, dass sie mit den Einkünften aus dieser Tä-

tigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unterliegen (Art 4
Abs 9), sodass dieser Gruppe von gesellschaftsvertraglich nicht

weisungsgebundenen Geschäftsführern einer RA-GmbH die Wahl

der GKV im Rahmen des Opting Out trotz Lohnsteuerpflicht ihrer
Bezüge offen steht.

Das BMSG hat diese Rechtsansicht informell bereits bestätigt, ins-
besondere, dass es sich bei den von § 7 Z 1 lit e ASVG erfassten
„angestellten“ Rechtsanwälten nur um jene handelt, die in einem
Arbeitsverhältnis zu einem anderen Rechtsanwalt oder einer RA-
Gesellschaft stehen.

Der ÖRAK ist derzeit bemüht, die vorstehend dargelegte Rechtsan-
sicht vom BMSG offiziell bestätigt zu erhalten.

V. Zusammenfassung

Das Steuer- und Sozialversicherungsverhältnis von nicht wesentlich
an einer RA-GmbH beteiligten Geschäftsführern kann – je nach

Ausgestaltung des Gesellschafts- und Anstellungsvertrages – wie
folgt aussehen:
* Aufgrund der Beteiligung besteht Weisungsbindung gegenüber

der Generalversammlung, der Anstellungsvertrag erfüllt die Vo-

raussetzungen für ein Dienstverhältnis gemäß § 47 Abs 2, 1.

und 2. Satz EStG 1988 (siehe II.): Einkünfte aus nichtselbständiger
Arbeit gemäß § 25 Abs 1 Z 1 lit a EStG 1988 mit Lohnsteuer-,
Dienstgeberbeitrags- und Kommunalsteuerpflicht sowie Pflichtver-
sicherung in der Kranken- und Unfallversicherung als Dienstneh-
mer gemäß § 4 Abs 2 ASVG.

* Aufgrund der Beteiligung besteht Weisungsbindung gegenüber

der Generalversammlung, der Anstellungsvertrag ist jedoch zivil-

und steuerrechtlich als freier Dienstvertrag zu beurteilen (siehe III.):

Einkommensteuerpflicht, kein Dienstgeberbeitrag und keine Kom-
munalsteuer, Wahl bzw Beibehaltung der GKV im Rahmen des
Opting Out ist möglich.
Die Höhe des Betriebsausgabenpauschales gemäß § 17 Abs 1

EStG 1988 ist vom Überwiegen der im Rahmen der Geschäftsfüh-

rung ausgeübten Tätigkeit abhängig: 6% bei überwiegender ver-

mögensverwaltender Tätigkeit „handelsrechtliche Geschäftsfüh-

rung“ bzw 12%, wenn die Berufsausübung als Rechtsanwalt über-

wiegt.

* Aufgrund der Beteiligung (Sperrminorität!) besteht keine Wei-

sungsbindung gegenüber der Generalversammlung (siehe IV.): un-

abhängig von den Vereinbarungen im Anstellungsvertrag Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit gemäß § 25 Abs 1 Z 1 lit b

EStG 1988 mit Lohnsteuer-, Dienstgeberbeitrags- und Kommunal-

steuerpflicht, jedoch keine Pflichtversicherung in der Kranken-

und Unfallversicherung nach dem ASVG, die Wahl bzw Beibehal-

tung der GKV im Rahmen des Opting Out ist möglich.

Abhandlungen

ss cc hh uu bb ee rr tt RREECCHHTTSSAANNWWÄÄLLTTEE

Wir sind eine stark expandierende Anwaltskanzlei, die in allen wichtigen Bereichen des Unternehmensrechts berät. Die Schwerpunkte 
liegen im Finanzierungsrecht (Vertretung von inländischen und deutschen Kredit- und Leasinginstituten), Immobilienrecht (Bauträgerberatung 
und Hausverwaltungen), Insolvenzrecht (Gläubigervertretungen und Unternehmenssanierungen), Kulturrecht, Vertretung von großen 
Krankenanstalten, Gesellschaftsrecht und Unternehmensakquisitionen. 

Da die letzten Monate durch weiteren, erfreulichen Beweis des Vertrauens unserer Klienten zur anhaltenden Ausweitung des 
Arbeitsumfanges führten, benötigen wird eine Verstärkung unseres Teams. Wir suchen daher  

erfahrene Konzipienten/innen oder 
eintragungsfähige(n) Rechtsanwalt/in 

Ausgezeichnete juristische Fähigkeiten sind erforderlich. Erfahrungen im wissenschaftlichen Bereich wären sehr willkommen. 
Wir bieten überdurchschnittliche Bezahlung, sehr gutes Betriebsklima und – soweit eintragungsfähig – partnerschaftliche Zusammenarbeit.

      Bewerbungen bitte an Dr. Friedrich Schubert, Rechtsanwalt, 1030 Wien, Reisnerstraße 40.
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„D,rum prüfe, wer sich ewig
bindet . . .“
Anwaltliches Know-how rund
um Ehe und Lebensgemeinschaft

intensive

13. bis 15. Oktober 2005 im Stift Melk / Wachau

Ein gewisses anwaltliches Know-how über Ehe- und Scheidungs-
recht ist bei den meisten Anwältinnen und Anwälten vorhanden.
Wie so oft, steckt der Teufel jedoch im Detail und finden sich zudem
die im Familienrecht bedeutsamen Regelungen weit verstreut. Eine
zusätzliche Komplexität der Fragestellung ist etwa dann gegeben,
wenn die Ehe mit einem gemeinsamen Unternehmen einhergeht,
oder Angehörige verschiedener Staaten ihre Ehe auflösen wollen
oder müssen.

In der Ausarbeitung dieses Intensivseminars sind wir über den fami-
lienrechtlichen Kernbereich hinausgegangen und möchten Bezüge
zu Wirtschaftsfragen, steuerlichen Fragen, Gestaltungsmöglichkei-
ten in Verträgen zwischen Ehepartnern oder Lebensgefährten, sozi-
alversicherungsrechtlichen und erbrechtlichen Fragen herstellen,
also genau zu den Bereichen, in denen einerseits ein großer Bera-
tungsbedarf gegeben ist, andererseits die Erarbeitung im Eigenstu-
dium besonders schwer fällt.

Programm

Donnerstag, 13. Oktober 2005

8.30 Eröffnung des Seminars durch den Präsidenten

der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
Dr. Jörg Beirer

9.00 – 9.30 Impulsreferat

Referent:
Dr. Robert Fucik, Richter des Oberlandesgerich-
tes Wien
Moderation:

Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

9.30 –11.00 Vertragsgestaltungen bei Lebensgemeinschaft
und Ehe

Referenten:
Univ.-Prof. Dr. Susanne Ferrari, Universität Graz
Dr. Gottfried Berdnik, RA in Graz
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

11.00 –11.30 Snacks aus der Stiftsküche

11.30 –13.00 Das gemeinsame Unternehmen

Referenten:
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder und
Steuerberater in Salzburg
Dr. Elisabeth Achatz-Kandut, RA in Linz
Moderation:

Mag. Dr. Franz Mittendorfer, LL.M., RA in Linz

13.00 –14.00 Business Lunch

14.00 –14.30 „Lustwandeln“ im Stiftsgarten mit Pater Martin

14.30 –16.00 Erbrechtliche Regelungen zum Erhalt des Fami-

lienvermögens und Schutz des überlebenden

Ehegatten
Referent:

ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletecvka, Universität
Wien
Moderation:

VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

Gratis, aber nicht kostenlos … oder …
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16.00 –16.45 Die Anwältin / der Anwalt in verschiedenen

Rollen bei Scheidungen und Trennungen
Referentin:

Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Moderation:

VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

16.45 –17.15 Snacks aus der Stiftsküche

17.15 –19.45 Parallel laufende Workshops:

Alle Seminarteilnehmer erhalten am Ende des
Seminars eine Zusammenfassung der genannten

Workshop-Themen.

Workshop I – Abgeltung der Mitwirkung im Er-
werb

Referentin:
MMag. Dr. Verena Rastner, RA in Lienz
Moderation:

Dr. Elisabeth Zimmert, RA in Neunkirchen

Workshop II – Mediation / Collaborative Law –

Vertiefung
Referenten:

Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Dr. Friedrich Schwarzinger, RA in Wels

Workshop III – Der streitbare Anwalt

Referenten:
Dr. Thomas Bauer, Richter des Bezirksgerichtes
Linz
Dr. Günter Tews, RA in Linz

Workshop IV – Die erste Informationsaufnahme

mit dem Klienten
Referentin:

VPräs. Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

Freitag, 14. Oktober 2005

9.00 –10.30 Aktuelles aus der Unterhaltsrechtsprechung
Referent:

HR Dr. Edwin Gitschthaler, Richter des OGH
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

10.30 –11.00 Pause für Körper & Geist

11.00 –12.30 Familienrechtliche einstweilige Verfügungen,

insbesondere jene nach demGewaltschutzgesetz

Referent:
Dr. Thomas Bauer, Richter des Bezirksgerichtes
Linz

Moderation:

Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

12.30 –13.30 Führung durch das Stift Melk

oder alternativ: Healthy Running – Laufen mit
Trainer

13.30 –14.30 Business Lunch

14.30 –15.15 Ehescheidung mit Auslandsbezug
Referent:

Dr. Günter Tews, RA in Linz
Moderation:

VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

15.15 –16.00 Internationale Kindesentführung – sogar bei ge-
meinsamer Obsorge?

Referent:
MR Dr. Werner Schütz, Leitender Staatsanwalt,
Bundesministerium für Justiz
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

16.00 –16.30 Snacks aus der Stiftsküche

16.30 –18.00 Sozialversicherungsrechtliche Aspekte

Referent:

Dr. Bernhard Atzmüller, Wirtschaftskammer
Oberösterreich
Moderation:
Dr. Elisabeth Zimmert, RA in Neunkirchen

18.00 –19.30 Steuerrechtliche Vertiefung

Referent:
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder und
Steuerberater in Salzburg
Moderation:

Mag. Dr. Franz Mittendorfer, LL.M., RA in Linz

ab 19.30 Vergnüglicher Abend in historischem Ambiente
von Schloss Schallaburg bei Schmankerln und

Wein

Samstag, 15. Oktober 2005

9.00 –10.30 Die Ehe wackelt, das Unternehmen auch?
Aufteilung des Vermögens

Referentinnen:

Mag. Susanne Beck, Richterin des BG Döbling
o. Univ.-Prof. Dr. Monika Hinteregger, Universität
Graz
Moderation:

Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch

10.30 –11.00 Snacks aus der Stiftsküche
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11.00 –12.30 Aufteilung

Referentinnen:
VPräs. Dr. Brigitte Birnbaum, RA in Wien
Dr. Helene Klaar, RA in Wien
Moderation:

Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Tagungsleitung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger

Diese Veranstaltung wurde vom Ausschuss der Rechtsanwaltskam-

mer Niederösterreich und damit bundesweit für sechs Halbtage
approbiert.

Terminübersicht – Seminare

Oktober 2005

7. bis 8. 10. Rechtsentwicklung im Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
Seminar-Nr: 20051007/2 BADEN

7. bis 8. 10. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im EU-Recht
Seminar-Nr: 20051007/8 WIEN

7. bis 8. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20051007/5 GRAZ

7. bis 8. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20051007/6 INNSBRUCK

11. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20051011/8 WIEN

13. bis 15. 10. „D
,
rum prüfe, wer sich ewig bindet . . .“

Anwaltliches Know-how rund um
Ehe und Lebensgemeinschaft
Seminar-Nr: 20051013/2 MELK

14. bis 15. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20051014/8 WIEN

21. 10. Rhetorik und Kommunikation
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20051021/7 BREGENZ

21. bis 22. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20051021/3 ST. GEORGEN i. A.

21. bis 22. 10. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 20051021/6 INNSBRUCK

21. bis 22. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20051021/8 WIEN

21. bis 22. 10. Standesrecht
Seminar-Nr: 20051021A/8 WIEN

21. bis 22. 10. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20051021/5 GRAZ

November 2005

8. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20051108/8 WIEN

10. 11. Reiserecht
Seminar-Nr: 20051110/4 SALZBURG

10. bis 12. 11. start up für Rechtsanwälte –

der Sprung ins kalte Wasser
Seminar-Nr: 20051110/8 WIEN

11. bis 12. 11. Europarecht in der anwaltlichen
Praxis
Seminar-Nr: 20051111/3 ST. GEORGEN i. A.

11. bis 12. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20051111/8 WIEN

11. bis 12. 11. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 20051111A/8 WIEN

… ein Preis, der sich sofort bezahlt macht
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17. 11. Reiserecht
Seminar-Nr: 20051117/8 WIEN

18. bis 19. 11. Strafrecht
Seminar-Nr: 20051118/6 INNSBRUCK

18. bis 19. 11. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 20051118/8 WIEN

18. bis 19. 11. Ausgewählte Materien des
Exekutionsrechts
Seminar-Nr: 20051118A/8 WIEN

22. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
13. Vermögensveranlagung
und Steuern – Die Besteuerung der
Einkünfte aus Kapitalvermögen
Seminar-Nr: 20051122/8 WIEN

24. bis 26. 11. train the trainer: Vorträge halten,
Seminare leiten – Expertentipps
für Profis
Seminar-Nr: 20051124/4 MATTSEE

25. bis 26. 11. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20051125/3 ST. GEORGEN i. A.

25. bis 26. 11. Rechnungslegung und Bilanzlesen
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20051125/7 FELDKIRCH

25. bis 26. 11. Gesellschaftsrecht III –
Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20051125/8 WIEN

25. bis 26. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 20051125A/8 WIEN

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!

Jetzt in ecolex 7/2005
bestellen unter 01/531 61-100 �

7/05

Neues RECHT schnell erläutert:
� Schwerpunkt Kartellgesetznovelle 2005:

• Ein modernes Kartellrecht für Österreich (Hanno Wollmann)
• Die Kartellrechtsreform 2005 im Überblick (Peter Matousek)
• Das Kartellverbot des KartG 2005 (Günter Bauer)
• Zur Legalausnahme nach § 2 Abs 1 KartG 2005 (Günter Bauer)
• Zusammenschlusskontrolle 2005 (Dieter Hauck/Peter Resch)

� Änderungen bei der Lohnpfändung durch die EONov 2005 (Franz Mohr)

� „Squeeze-out“ in Tschechien (Milan Chládek/Katerina Hallmann/Alexander Wanke)

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 20,30
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Sehr geehrte Kolleginnen!
Sehr geehrte Kollegen!
Wie Sie wissen, muss jede/r Rechtsanwaltsanwärter/in ab
1. 7. 2005 für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte nach-
weisen, dass er/sie sechs Halbtage aus der Seminarreihe „Media-
tion und konsensorientiertes Verhandeln“ absolviert hat.
Das In-Kraft-Treten dieses Gesetzes hat anfänglich für einige Ver-
wirrung und auch Unmut unter den Kolleginnen und Kollegen ge-
führt. Ich darf aber vermelden, dass mittlerweile alle Anfangs-
schwierigkeiten überwunden sind und die weit überwiegende
Mehrzahl der Teilnehmer/innen an diesen Seminaren, diese so-
wohl von ihrem Inhalt her als auch von der Durchführung sehr po-
sitiv bewerten.
Es hat sich gezeigt, dass diese Seminarreihe eine wichtige und
wertvolle Ergänzung in der Ausbildung zum Rechtsanwalt darstellt,
was wesentlich zur Akzeptanz dieser Seminare beigetragen hat.
Die AVM hat heuer bereits über 30 Seminare zu dieser Seminar-
reihe organisiert und durchgeführt und wir werden es für nächstes
Jahr so halten, dass wir in Wien mit Ausnahme der Sommerpause
jeden Monat sowohl Teil I als auch Teil II aus dieser Seminarreihe
für die Rechtsanwaltsanwärter/innen anbieten werden. Falls ein
darüber hinausgehender Bedarf bestehen sollte, können noch zu-
sätzlich Seminare, va auch in den Sommermonaten, eingeschoben
werden.
Wir glauben aber nach den Erfahrungen des heurigen Jahres, dass
wir, was denWiener Bereich betrifft, jedenfalls jeden Bedarf abde-
cken können. Darüber hinaus werden wir die Seminarreihe natür-
lich auch wie heuer in den Bundesländern anbieten und durchfüh-
ren, um so sicherzustellen, dass jede/r Rechtsanwaltsanwärter/in
die Seminarreihe rechtzeitig für seine/ihre Eintragung absolvieren
kann.
Im Hinblick darauf, dass die Teilnehmeranzahl bei diesen Semina-
ren jeweils mit 24 beschränkt ist, empfiehlt es sich, sich rechtzeitig
für die Seminare anzumelden. Unser Jahresprogramm 2006 wird
Ende November/Anfang Dezember dJ an alle Kolleginnen und
Kollegen verteilt werden. Die noch offenen Termine des heurigen
Jahres können Sie jederzeit im Büro der AVM oder auf unserer Ho-
mepage in Erfahrung bringen.
Bei dieser Gelegenheit darf ich Sie auch darauf hinweisen, dass
wir im Herbst dJ zwei neue Seminarreihen starten, nämlich einer-

seits „Supervision für Rechtsanwälte/innen“, andererseits die Se-
minarreihe „Clienting“.

Hinsichtlich der Supervision wird es eine erste Informationsveran-
staltung am 5. 10. 2005 in Wien geben. Vortragende wird Frau
Dr. Renate Wustinger sein, die auch für uns die Kommunikations-
ausbildung organisiert und durchführt.

Clienting ist eine neue Seminarreihe, die sich va an größere Kanz-
leien, und hier insbesondere Wirtschaftskanzleien, richtet und die
speziellen Probleme im Verhältnis zwischen Rechtsanwaltskanzlei
und Klienten durchleuchtet. Gerade, wenn es sich beim Klienten
um größere Firmen handelt, gibt es spezielle Probleme, die be-
dacht werden wollen und müssen, wenn man eine solche Firma
als Klient dauerhaft an eine Kanzlei binden möchte. Vortragender
dafür ist Dr. Mario Patera, und das erste diesbezügliche Seminar
findet am 17. und 18. 11. 2005 in Wien statt.

Wir dürfen Sie einladen, von diesen beiden neuen Schwerpunkten
der AVM Gebrauch zu machen, weil wir glauben, dass beide The-
men die Arbeit eines Rechtsanwaltes erheblich erleichtern können,
wenn man sich mit der Thematik beschäftigt.

Letztlich dürfen wir auch nochmals an den Beginn unserer Wirt-
schaftsmediationsausbildung erinnern, die mit dem Seminar Wirt-
schaftsmediation spezial am 2. und 3. 12. 2005 von und mit Dr.
Gerhard Falk beginnt. Diese Seminarreihe ist einerseits als Ausbil-
dungsteil in der Ausbildung zum gerichtsnahen Mediator gedacht,
andererseits als reine Fort- und Weiterbildung für Mediatoren, die
sich auf diesem Gebiet spezialisieren wollen. Dr. Gerhard Falk ist
sicherlich vielen von Ihnen als Mediationspezialist bekannt und hat
für die AVM schon eine Reihe erfolgreicher Seminare organisiert
und durchgeführt. Auch diese Seminarreihe dürfen wir Ihnen daher
ganz besonders ans Herz legen.

Letztlich darf ich noch darauf hinweisen, dass wir immer für Anre-
gungen, aber auch für Kritik offen sind, da es unser primäres Be-
streben ist, unsere Leistungen ständig zu verbessern und im Beson-
deren an die individuellen Bedürfnisse unseres Standes anzupas-
sen.

Mit der Hoffnung auf eine erfolgreiche Herbstarbeit verbleibe ich
mit freundlichen kollegialen Grüßen Ihr

Dr. Michael Czinglar
Generalsekretär

399AnwBl 2005/9



AVM-Seminare
KOMMUNIKATION – Modul 3

Trainerin: Dr. Renate Wustinger
Termin: 23. und 24. Sep. 2005, Salzburg

Kostenloser Informationsabend:

ENERGIEN SIND KOSTBAR – Supervision für RechtsanwältInnen

Trainerin: Dr. Renate Wustinger
Termin: 5. Okt. 2005, Wien

COLLABORATIVE LAW 2

Kooperatives Anwaltsverfahren
TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg
Dr. Friedrich Schwarzinger
Termin: 11. und 12. Nov. 2005, Salzburg

CLIENTING – Klientenbeziehungen neu gestalten

Trainer: DI Dr. Mario Patera
Termin: 17. und 18. Nov. 2005, Wien

PROFESSIONALISIERUNG FÜR MEDIATORINNEN –

Systemische Haltung,
Methoden in Mediationsprozessen II
Trainerin: Marlies Lenglachner
Termin: 28. und 29. Nov. 2005, Wien

WIRTSCHAFTSMEDIATION Wirtschaftsmediation spezial – Mod. 1

Trainer: Dr. Gerhard Falk
Termin: 2. und 3. Dez. 2005, Wien

MEDIATION UND KONSENSORIENTIERTES VERHANDELN I und II

Seminarreihe für KonzipientInnen, die sich nach

dem 1. Juli 2005 eintragen lassen möchten.

Feldkirch

Teil I: 16. und 17. Sep. 2005

Innsbruck

Teil I: 2. und 3. Sep. 2005
Teil II: 28. und 29. Okt. 2005

(Reservetermin – wird bei Bedarf in Innsbruck eingeschoben):
Teil I: 4. und 5. Nov. 2005
Teil I od. II: 9. und 10. Dez. 2005

Katsdorf, Oberösterreich

Teil I: 11. und 12. Nov. 2005

Anthering, Salzburg

Teil II: 25. und 26. Nov. 2005

Graz

Teil I:
30.Sep. und 1. Okt. 2005
18. und 19. Nov. 2005
Teil II:
21. und 22. Okt. 2005
(Reservetermin – wird bei Bedarf in Graz eingeschoben):
2. u 3. Dez. 2005 als Teil I oder II

Wien

Teil I:
9. und 10. Sep. 2005
30. Sep. und 1. Okt. 2005
11. und 12. Nov. 2005
Teil II:
7. und 8. Okt. 2005
4. und 5. Nov. 2005
25. und 26. Nov. 2005

Weitere Informationen und Anmeldung im
AVM-Büro oder auf unserer Website!
AVM Anwaltliche Vereinigung für
Mediation und kooperatives Verhandeln
1010 Wien, Tuchlauben 12
Tel: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05
E-Mail: office@avm.co.at
Website: www.avm.co.at
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Ordentliche
Vollversammlung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer am
28. 4. 2005
Zur ordentlichen Vollversammlung der Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer am 28. 4. 2005 sind 89 Mitglieder erschienen.

Präsident Dr. Georg Santer begrüßte um 14.15 Uhr die Kollegin-
nen und Kollegen und erstattete seinen jährlichen ausführlichen Be-
richt zu folgenden Themen:
* Gerichtsorganisation – Das Umfrageergebnis zeigt eine deutliche

Ablehnung des BM-Konzeptes; auch weitere Einsparungen, wie in

OÖ und NÖ vorgesehen, werden abgelehnt; Rechtsmittelgerichte

in jedem Bundesland erwünscht; Stellungnahme der OLG-Präs

deckt sich mit Meinung der Rechtsanwälte.
* Rechtswissenschaftl Bakkalaureat – Resolution des Österr Dele-

giertentages: verkürzte Studien, die umfassende juristische Ausbil-

dung nicht mehr vermitteln, sind keine geeignete Grundlage für

den RA-Beruf. Das Bakkalaureat darf klass jur Berufen nicht geöff-

net werden; dazu müsste geeignete weitere Ausbildung geschaf-

fen werden.
* Dienstleistungsrichtlinie der EU ist für Berufe wie RAe und Notare

ungeeignet; die dzt Tendenz zeigt, dass diese Berufe davon aus-

genommen werden sollen.
* Österr Treuhandbuch – Tirol hat gute Lösung gefunden, diese wird

beibehalten; eine gewisse sprachliche Vereinheitlichung ist jedoch

notwendig.
* Kostenschiedsgericht bei der TRAK – wird künftig als vorgeschal-

tete Schlichtungsstelle tätig.
* Neue Parkplatzregelung – kostenpflichtiger Privatgrund, jährl Kos-

ten rund E 11.000,–, Parkkarte pro Auto/RA E 84,– jährl, damit

kostendeckend.
* Winkelschreiberei – die gg Dehner und Födisch erwirkten Urteile

werden demnächst in der TT veröffentlicht; gg Fritz & Schauer läuft

Klage; einige andere wie Tabernigg, Ing. Erhard und Hr. Bichler

wurden abgemahnt.
* Marketing und Öffentlichkeitsarbeit – jährl Tiroler Anwaltssympo-

sium zu aktuellem Thema, Kooperation mit Exekutive, Moot Court

(Praxis für Studenten), Jugendkarte 26, Recht im Alltag, Messen

um Schwellenangst der Klientel zu nehmen, Werbeeinschaltungen

in div Broschüren, hohe Homepage-Zugriffe, Marketing Aus-

schuss, Jahresausgaben rund E 43.000,–.
* Hinweis auf Delegiertentag im Herbst in Innsbruck: EU-Abgeord-

neter Othmar Karas wird über die Dienstleistungs-RL referieren.

In den Rechnungsabschluss 2004 und Kostenvoranschlag

2005 konnte in der Kammerkanzlei Einsicht genommen werden.

Der Rechnungsabschluss 2004 weist ein ausgeglichenes Budget
aus.
Der Rechnungsprüfer Dr. Söllner berichtet über die vorgelegten
Rechnungsabschlüsse.
Der Antrag auf Entlastung des Ausschusses wird einstimmig (Enthal-
tung des Ausschusses) angenommen.

Bericht des Präsidenten des Disziplinarrates
Dr. Georg Huber

Zunächst berichtet Dr. Huber über eingegangene und erledigte Dis-
ziplinarsachen und lobt die positive Statistik. Den Untersuchungs-
kommissären empfiehlt er, wie in anderen Kammern üblich, Erledi-
gungsvorschläge dem Akt beizuschließen.
Anschließend nimmt er in seiner allseits bekannten humoristischen
Art Stellung zu aktuellen disziplinarrechtlichen Themen wie:
zum Problem der Doppelvertretung, insb bei einvernehmlicher
Ehescheidung; er weist auf die neue entsprechende Regelung im
AußerstreitG hin;
die Qualität der anwaltlichen Leistung und die notwendige Wei-
terbildung des RA; dazu bietet er den 1. Rechtsquiz bei einer
Vollversammlung an, um die eigene Weiterbildung zu hinterfra-
gen;
er verweist auf die Umsetzung der Geldwäsche-RL im § 21b RAO
(Aufklärung der Konzipienten und Mitarbeiter) sowie auf die Ent-
scheidungssammlung für Disziplinarerkenntnisse bei www.rechts-
anwaelte.at.
Abschließend bedauert Präs. Dr. Huber, dass es den seinerzeitigen
(Kininger)-Anwaltsstammtisch als wichtiges Instrument des Erfah-
rungsaustausches nicht mehr gibt.

Wahlen

a) Zum Anwaltsrichter für die Funktionsperiode 1. 1. 2006 bis
31. 12. 2010 wurden (wieder)gewählt:
Dr. Peter Kaltschmid und Dr. Heinz Knoflach
b) Zum Mitglied des Disziplinarratsmitgliedes für die laufende Peri-
ode wurde ergänzend gewählt:
Dr. Birgit Streif

Beschlussfassung über die weitere
Veranlagung der Rücklage der Versorgungs-
einrichtung Teil A

Nach Diskussion über die Veranlagungsmodalitäten und -ergeb-
nisse (Aktien/Anleihenanteil, Rendite, Spesen usw) wird einer wei-
teren Veranlagung wie bisher auf weitere 5 Jahre einstimmig (5 Ent-
haltungen) zugestimmt.

Folgende Anträge des Ausschusses wurden
beschlossen:

a) Beitragsordnung 2005

Berichte
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b) Versorgungseinrichtung Teil A:
Umlagenordnung 2006
Leistungsordnung 2006
c) Versorgungseinrichtung Teil B:
Umlagenordnung 2006 – Erhöhung des Jahresbeitrages von
E 2.920,– auf E 3.200,–
Leistungsordnung 2006
d) Der Ausschuss wird ermächtigt, zur Aufrechterhaltung der Ver-
trauensschadenversicherung bestmögliche Verhandlungen zu füh-
ren, um die gesamte Tiroler Anwaltschaft bis zu einer Prämie von
max E 150,–/RA/pa versichert zu bekommen.

Allfälliges

Präs. Santer nimmt Stellung zum Rundschreiben des RA Dr. Markus
Orgler an alle Kolleginnen und Kollegen.

In der anschließenden Diskussion sind sich die Anwesenden einig,
dass ein neues, starkes Standesbewusstsein geschaffen werden
muss.

Abschließend dankt der Präsident allen und schließt um 17.45 Uhr
die Vollversammlung.

RA Dr. Georg Santer,
Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Berichte

RECHTaktuell
Das Neueste für Studium und Ausbildung

Straube/Fina
E-Commerce- und Internetrecht
3. Auflage

Das Internet- und E-Commerce-Recht stellt eine junge, aber umfangmäßig rasch wach-
sende neue Querschnittsmaterie dar, die aufgrund der Internationalität des Themas
häufig Anlass zu Rechtsfragen mit grenzüberschreitender Dimension bietet. Die Rechts-
textsammlung liefert Rechtsanwälten und Studierenden der einschlägigen Studienrich-
tung sowie Rechtsabteilungen von Banken, Versicherungen und Interessenvertre-
tungen, aber auch Behörden und rechtsprechenden Instanzen, eine aktuelle und syste-
matische Darstellung aller wesentlichen Vorschriften auf Gemeinschaftsebene und ihrer

innerstaatlicher Umsetzung. Die neue, aktualisierte Ausgabe bringt alle wichtigen Texte auf dem Gebiet des
Internet- und E-Commerce-Rechts auf den neuesten Stand und berücksichtigt auch das E-Government-Gesetz
und die E-Procurement-Verordnung 2004.

2005. VI, 480 Seiten. Br. zum HS-Preis von EUR 38,– 
ISBN 3-214-08094-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Spitzenplatz für Wiener
Jusstudentinnen beim
„Jessup Moot Court 2005“

Österreicherinnen unter den besten acht welt-
weit – bestes europäisches Team

Washington, D.C. – Eine Spitzenleistung erzielen konnte ein Team
von vier österreichischen Jusstudentinnen der Universität Wien
beim diesjährigen „Jessup Moot Court“ in Washington, D.C. Bei
den Finalrunden in Washington, D.C., die von 28. 3. bis 2. 4.
2005 dauerten, erreichten Nadia Kalb, Brigitte Kofler, Mag. Anne-
Kathrin Krömer und Mag. Julia Mair den Einzug ins Viertelfinale
und damit den Sprung unter die besten acht Teams weltweit. Der
„Jessup Moot Court“ befasst sich schwerpunktmäßig mit Fragen
des Völkerrechts.

Die erfolgreichen Teilnehmerinnen der Universität Wien mit der Auszeich-

nung für den erfolgreichen Aufstieg ins Viertelfinale beim „Jessup Moot
Court 2005“ in Washington, D.C. (von links nach rechts): Mag. Julia Mair,

Mag. Anne-Kathrin Krömer, Brigitte Kofler, Nadia Kalb

Die vier österreichischen Teilnehmerinnen wurden für den Wettbe-
werb von Angehörigen des Instituts für Europarecht, Internationales
Recht und Rechtsvergleichung der Universität Wien betreut. Die
vier Studentinnen der Universität Wien haben sich damit eindeutig
als das beste europäische Team positioniert und Teams von Eliteuni-
versitäten wie Harvard, Paris II oder Singapur hinter sich gelassen.
Beim „Jessup Moot Court“ haben in diesem Jahr über 600 Univer-
sitäten aus über 90 Staaten der Welt teilgenommen.
Zum hervorragenden Einzug ins Viertelfinale bei den mündlichen
Finalrunden kommt noch ein Spitzenplatz bei der Bewertung der
besten Schriftsätze: Hier erreichten die Teilnehmerinnen der Uni
Wien den achten Platz in der Gesamtwertung. Besonders freuen
können sich zudem zwei Teilnehmerinnen über ihre ausgezeich-

nete Leistung bei den mündlichen Vorträgen, die ausschließlich in
englischer Sprache stattfinden: Hier erreichte (unter hunderten Teil-
nehmern) Mag. Julia Mair Platz 15, Nadia Kalb Platz 20.

Mit diesem Erfolg haben die Teilnehmerinnen unter Beweis gestellt,
dass die juristische Fakultät der UniversitätWien im internationalen
Vergleich Spitzenleistungen erbringen kann. Die Universität Wien
nimmt als einzige österreichische Universität seit 1990 alljährlich
am „Jessup Moot Court“ teil und hat sich dabei stets im Spitzenfeld
behauptet. Hinter den Erfolgen steckt allerdings viel harte Arbeit:
Die diesjährigen Teilnehmerinnen waren seit Oktober 2004 mit
der Vorbereitung auf den Wettbewerb beschäftigt und haben die-
sem Vorhaben fast ihre gesamte Zeit gewidmet.

Der „Jessup Moot Court“ in Washington, D.C., besteht seit 1959.
Bei dem Wettbewerb wird ein Verfahren vor dem Internationalen
Gerichtshof (IGH) in Den Haag simuliert. Die teilnehmenden Stu-
dierenden stehen dabei vor der Aufgabe, für aktuelle völkerrechtli-
che Probleme stichhaltige juristische Argumentationen zu entwi-
ckeln, und zwar sowohl in Form von Schriftsätzen als auch in Form
von mündlichen Präsentationen. Beim diesjährigen Wettbewerb
ging es schwerpunktmäßig um Probleme wie die internationale Be-
kämpfung der Seepiraterie, die Verantwortung von Staaten für Nu-
klearkatastrophen sowie den Schutz der Meeresumwelt.

Mittlerweile steht das Thema des „Jessup Moot Court 2006“ be-
reits fest: Ein aus einem Joint Venture zwischen einer privaten
und einer staatlichen Firma hervorgegangenes Unternehmen sieht
sich im Zuge von Investitionsmaßnahmen in einem Entwicklungs-
land umfangreichen Klagsansprüchen gegenüber. Für die Wettbe-
werbsteilnehmer stellt sich die Frage, inwiefern private und staatli-
che Unternehmen für die Verletzung von Menschenrechten verant-
wortlich gemacht werden können und inwieweit Entwicklungslän-
der den Souveränitätsanspruch auf ihre Rohstoffvorkommen im
Zuge von Investitionsstreitigkeiten geltend machen können.

Die intensive Vorbereitungsarbeit auf den Wettbewerb berücksich-
tigt sowohl die schriftliche als auch die mündliche Seite der juristi-
schen Auseinandersetzung: Von Oktober 2004 bis Jänner 2005
waren die Studentinnen damit beschäftigt, zwei Schriftsätze (je-
weils für die Kläger- wie die Beklagtenseite) anzufertigen. Von Fe-
bruar bis April folgte ein intensives rhetorisches Training für die
mündlichen Plädoyers beim „Jessup Moot Court“.

Bei dieser insgesamt über ein halbes Jahr währenden Vorbereitung
wurden den Studentinnen Fertigkeiten vermittelt, die im traditionel-
len Universitätsbetrieb nach wie vor zu kurz kommen: das selbst-
ständige Bearbeiten juristischer Probleme, das Verfassen englisch-
sprachiger Schriftsätze sowie das Halten von Vorträgen in engli-
scher Sprache. Die beruflichen Erfolge von ehemaligen Teilneh-
mern in Wirtschaftsunternehmen, internationalen Organisationen
oder Anwaltskanzleien unterstreichen die Notwendigkeit derarti-
ger besonderer Ausbildungsschwerpunkte.

Berichte
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Rückfragehinweis:

Mag. Leonore Lange
Institut für Europarecht, Internationales Recht und Rechtsverglei-
chung

Universität Wien

Tel: (01) 42 77-353 31, E-Mail: leonore.lange@univie.ac.at
Mag. Leonore Lange, Dr. David Rezac

(Die Verfasser sind Assistenten am Institut für Europarecht,
Internationales Recht und Rechtsvergleichung der UniversitätWien)

Berichte

RdU

Jetzt in Heft 2/2005
Bestellen unter 01/531 61-100 �

02/05

Canyoning:
Eine Tour durch WRG und ForstG

Das Durchwandern von wasserführenden Schluchten ist Abenteuer pur:
Waten, Tauchen, Schwimmen, Abseilen, Klettern, Springen.
Nicht minder spannend – und tückisch – sind die rechtlichen Fragen dazu:

• Sind gewerblich geführte Canyoning-Touren vom Gemeingebrauch an
öffentlichen Gewässern erfasst und damit bewilligungsfrei?

• Bedarf die Verwendung von Bohrhaken als Sicherungshilfen einer
Bewilligung nach § 38 WRG?

• Erstreckt sich die Betretungserlaubnis zu Erholungszwecken (§ 33 ForstG)
auch auf das Canyoning?

Doris Hattenberger ist Ihr verlässlicher Guide auf dieser Tour.
Lesen Sie nach in Recht der Umwelt.

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 31,80

Fischer/Günther/Jordan/Kraft/
Lienbacher/Lukas/Müller/
Ronacher/Schöffmann/
Walzel von Wiesentreu
Die Grundverkehrsgesetze
der österreichischen
Bundesländer

Dieser bewährte
P r a x i s k o m m e n t a r
beinhaltet neben
einem Überblick über
gesamtöster re ich i -
sche Bestimmungen
für jedes Bundesland
einen eigenen Ab-
schnitt mit den rele-
vanten Gesetzesbe-
stimmungen.

Mit neuer 20. Ergänzungslieferung

Komplettwerk in 2 Mappen inkl. 20. Erg.-Lfg. 2005. 
1.880 Seiten. EUR 160,– ISBN 3-214-10360-1
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Vortragsankündigung,
Universität Linz
(Neu-)Regelung des Zessionsverbots

Das Institut für Bankrecht an der Johannes Kepler Universität Linz,
die Wirtschaftskammer OÖ und die Rechtsanwaltskammer OÖ la-
den am 27. 9. 2005 zum Vortrag von a. Univ.-Prof. Dr. Meinhard
Lukas über „(Neu-)Regelung des Zessionsverbots“ ein.

Die Veranstaltung findet um 17.00 Uhr in den Repräsentationsräu-
men der Johannes Kepler Universität Linz (UNI-Center, 1. Stock)
statt (Änderungen vorbehalten).

Veranstaltungsbeitrag: E 143,– (inkl USt); für (fördernde) Mitglie-
der des Instituts für Bankrecht, Besucher des Seminars für Bankrecht
2005, Richter(amtsanwärter), Rechtspraktikanten, Universitätsan-
gehörige und Studierende ist die Teilnahme kostenlos.

Anmeldungen werden bis 13. 9. 2005 erbeten an Frau Maria
Hochstöger, pA Institut für Zivilrecht, Johannes Kepler Universität
Linz, 4040 Linz-Auhof; Fax: (0732) 24 68-98 41; E-Mail: maria.
hochstoeger@jku.at.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte unserer Homepage mit
der Adresse www.bankrechtsinstitut.at

Veranstaltungen

RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Grundtner/Pürstl
FührerscheinG idF 7. FSG-Novelle
zugleich Ergänzungsband zu FSG 2. A. von Grundtner/Pürstl

Aktuell zum In-Kraft-Treten am 1. 7. 2005 ein profunder Überblick über die neue
Rechtslage. Die 7. FSG-Novelle bringt eine umwälzende Änderung im österreichischen
Führerscheinrecht: das Vormerksystem für Risikolenker:
• bei Begehung bestimmter gefährlicher Delikte (Alkoholdelikte, Vorrangverletzungen)

Vormerkung im zentralen Führerscheinregister
• bei wiederholter Vormerkung besondere Maßnahmen bis hin zum Führerscheinentzug

Die Ausgabe enthält:
• den aktuellen Gesetzestext des FSG mit Hervorhebung der durch die 7. FSG-Novelle erfolgten Änderungen
• Anmerkungen zur Erläuterung der Neuerungen
• Gesetzesmaterialien und aktualisiertes Stichwortverzeichnis

2005. XII, 120 Seiten. Br. EUR 26,80 ISBN 3-214-11268-6
Paket: FSG idF 7. FSG Novelle + FSG 2. Auflage EUR 99,– ISBN 3-214-11269-4

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Topaktuell:

Vormerk-

system
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Haftungsabgrenzung
Anwalt – Steuerberater

Immer häufiger kommt es vor, dass bei Vertretung eines Mandan-
ten va im außergerichtlichen Vertretungsbereich vom Anwalt nicht
nur juristische Probleme zu lösen sind, sondern auch die steuerli-
chen Auswirkungen von Rechtshandlungen zu prüfen sind, sodass
es für den nicht speziell steuerrechtlich versierten Anwalt geboten
erscheint einen Steuerberater zur Beantwortung dieser Fragen bei-
zuziehen. Es kommt in diesen Fällen dazu, dass dem Klienten
oder den Vertragsparteien zwei Vertreter verschiedener freier Be-
rufe als Berater gegenüberstehen. Der Hauptfall einer derartigen
zweigleisigen Vertretung liegt sicher im Bereich des Gesellschafts-
rechts, in der Praxis darüber hinaus aber auch allgemein in der
Beratung anlässlich des Abschlusses von Verträgen, die nicht
nur zivilrechtliche, sondern auch steuerrechtliche Wirkungen nach
sich ziehen.
Behauptet nach Abschluss einer Beratungstätigkeit, bei der für den
Klienten sowohl Anwalt als auch Steuerberater eingeschritten sind,
der Mandant einen Fehler bei der Vertretung, erhebt sich die Fra-
ge, wer für den Fehler haftet. Denkbar sind zwei Möglichkeiten,
es haftete entweder der eine oder der andere; oder aber Anwalt
und Steuerberater haften nach außen dem Klienten gegenüber so-
lidarisch, im Innenverhältnis ist in diesem Fall nur mehr die Frage zu
klären, ob den einen oder den anderen ein höheres Verschulden
trifft oder ob der Schaden im Verhältnis von 50 : 50 aufzuteilen ist.
Der OGH hat zu dieser Frage erstmals in der Entscheidung zu
3 Ob 303/98 t vom 19. 11. 1998 Stellung genommen und in Er-
gänzung der in dieser Entscheidung ausgesprochenen Rechtsan-
sicht die Haftungsfrage in der Entscheidung vom 11. 5. 2005,
7 Ob 84/05m, einem Aufhebungsbeschluss fortgeführt und erläu-
tert.
In beiden vom Höchstgericht entschiedenen Fällen ging es um Um-
satzsteuerprobleme im Zusammenhang mit der Errichtung von Lie-
genschaftskaufverträgen.
Im erstzitierten Fall aus dem Jahr 1998 hatte die später beklagte
Rechtsanwältin im Zuge der Vertragshandlungen, die letztlich zum
Kaufvertrag führten, ausdrücklich erklärt, sie sei von den Umsatz-
steuerproblemen überfordert, worauf der Verkäufer und spätere
Kläger auch einen Steuerberater beizog. Dieser wirkte an der Ge-
staltung des Kaufvertrages offenbar nur unzulänglich mit, Ver-
tragsverfasser blieb die im Haftungsprozess erstaunlicherweise al-
lein beklagte Anwältin. Die Klage wurde vom OGH abgewiesen,
wobei der OGH aussprach, dass dann, wenn ein Anwalt mit ei-
nem Steuerberater im Auftrag desselben Klienten derart zusam-
menarbeitet, der eine allgemein juristisch den Vertrag errichtet,
während der andere die steuerlichen Aspekte prüft, jeder grund-
sätzlich für sein eigenes Aufgabengebiet verantwortlich ist. Da

die beklagte Anwältin ausdrücklich auf ihre steuerliche Inkompe-
tenz hingewiesen hat, worauf der Kläger seinen Steuerberater bei-
zog, ist eine Haftung der vertragsverfassenden Anwältin nicht ge-
geben.

Etwas anders gelagert war der aktuelle Fall im Zurückweisungsbe-
schluss des OGH vom 11. 5. 2005 in 7 Ob 84/05m.

Auch hier ging es um die Haftung eines Vertragsverfassers im Zu-
sammenhang mit einem Liegenschaftskaufvertrag. Auch in diesem
Fall ging es um umsatzsteuerliche Probleme im Zusammenhang mit
dem Kaufpreis, wobei anders als im erstgelagerten Fall der ver-
tragsverfassende Anwalt ohne Hinweis darauf, dass er sich nicht
in der Lage sehe, steuerliche Fragen zu lösen, einen Kaufvertrags-
entwurf verfasste. Der Käufer (und spätere Kläger) korrigierte nach
Rücksprache mit seinem Steuerberater den später inkriminierten
Passus des Kaufvertrages über die Zusammensetzung des Kauf-
preises im Hinblick auf die Umsatzsteuer. Der vertragsverfassende
Anwalt änderte daraufhin ohne Rücksprache mit dem Steuerbera-
ter die Vertragsbestimmung wörtlich so ab, wie es der Steuerbera-
ter vorgeschlagen hatte. Aus dieser Formulierung des Steuerbera-
ters, die der Anwalt textgleich kommentarlos in den Kaufvertrag
übernommen hatte, kam es in der Folge zu Auslegungsproblemen
zwischen den Vertragsparteien und zu einem Haftungsprozess des
Käufers gegen den vertragsverfassenden Anwalt. Auch hier wurde
ausschließlich der Anwalt und nicht (auch) der Steuerberater in An-
spruch genommen.

Während das Erstgericht der Klage stattgab, wies das Berufungs-
gericht die Klage ab; die ao Revision des Klägers wurde vom
OGH mit Beschluss vom 11. 5. 2005 zurückgewiesen und unter
Bezugnahme auf die Vorentscheidung des zweiten Senates ausge-
führt, dass bei Beiziehung eines Steuerberaters, der die steuerli-
chen Aspekte zu beurteilen hat, der Anwalt einerseits und der Steu-
erberater andererseits grundsätzlich (nur) für das eigene Aufga-
bengebiet verantwortlich sind. Der Auftraggeber kann in einem sol-
chen Fall nicht erwarten, dass ein Rechtsberater im Fachbereich
des anderen besondere Untersuchungen anstellt. Treten Mängel
im steuerlichen Bereich auf, so muss der Auftraggeber nur dann
durch den Anwalt darauf hingewiesen werden, wenn diese auch
ohne Spezialkenntnisse in die Augen fallen. Ob dies zutrifft, ob
also der Fehler des Steuerberaters ohne weiteres für einen Anwalt
erkennbar sein muss bzw der Anwalt auf den Fehler des Steuerbe-
raters hinzuweisen verpflichtet ist, hängt wiederum jeweils von den
Umständen des Einzelfalls ab.

Wenn auch durch die beiden zitierten Entscheidungen eine stän-
dige und gefestigte Rechtsmeinung zur Frage der Abgrenzung
der Haftung zwischen Anwalt und Steuerberater bei gemeinsamer
Vertretung eines Mandanten vorliegt, empfiehlt es sich aus Vor-
sichtsgründen dennoch bei Übernahme einer Causa, die gemein-
sam mit einem Steuerberater zu führen ist, dem Klienten gegenüber

Nachrichten
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eine exakte Kompetenzabgrenzung vorzunehmen. Da im Scha-
denfall die Haftung aus der Sicht des Klienten zu beurteilen ist, steht
bei einer derartigen Vorgangsweise jedenfalls auch für den Klien-

ten klar fest, welcher Fachmann für welches Fachgebiet zuständig
und damit verantwortlich ist.

Dr. Gottfried Zandl

Nachrichten
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Disziplinarrecht
8002

§ 25 Abs 1 DSt – KA, keine Ablehnung
§ 26 Abs 1 Z 2 DSt – keine Unparteilichkeits-

zweifel wegen Beratung durch Kanzleikollegen

1. Das DSt enthält keine gesonderten Bestimmun-
gen, in welchen Fällen der KA vom DisVerfahren
ausgeschlossen ist bzw als befangen abgelehnt
werden kann. § 25 DSt regelt lediglich die Fälle ei-
ner Befangenheit derMitglieder des DR, denen der
KA nicht zuzurechnen ist.

2. Der Umstand, dass der DisSenats-Vorsitzende
Kanzleikollege von Dr. X ist, der die Mandantin
des Bf (und spätere Anzeigerin) am Sprechtag
der RAK unentgeltlich beraten hat, kann die Un-
parteilichkeit als Vorsitzender nicht zweifelhaft er-
scheinen lassen.

VfGH 11. 3. 2005, B 1542/04, OBDK 20. 9. 2004, 11 Bkd 1/04

Aus den Gründen:

Zu 1. Dem ist entgegenzuhalten, dass dem DSt gesonderte Bestim-
mungen, in welchen Fällen der KA vom DisVerfahren ausgeschlos-
sen ist bzw als befangen abgelehnt werden kann, nicht zu entneh-
men sind. § 25 DSt regelt lediglich die Fälle einer Befangenheit der
Mitglieder des DR, denen der KA nicht zuzurechnen ist. Die Frage
des Ausschlusses bzw der Befangenheit des KA ist somit in sinngem
Anw der den StA betreffenden Bestimmungen der StPO zu beant-
worten. Gem § 75 StPO können StAe aus den dort taxativ ange-
führten Gründen ausgeschlossen werden; eine Ablehnung aus an-
deren Gründen ist nicht vorgesehen.

§ 75 StPO 1975, BGBl 1975/631, lautet:

„§ 75. Vom Einschreiten in Strafsachen sind die Mitglieder der StA
ausgeschlossen, mit denen der Besch oder sein Verteidiger oder
der durch das Verbrechen oder Vergehen Verletzte oder der Privat-
ankläger in einem der im § 67 erwähnten Verhältnisse steht; fer-
ner, wer in der Sache als Zeuge oder SV vernommen worden oder
als Verteidiger, als Vertreter des Privatanklägers oder PB oder als
Richter tätig gewesen ist.“

Unter diesem Gesichtspunkt kann der VfGH eine Verletzung des
Rechts auf ein faires Verfahren gem Art 6 EMRK nicht erkennen.

Zu 2. Unter dem Titel der Verletzung des Art 6 EMRK macht der Bf
des Weiteren geltend, der Vors des in dem gegen ihn durchgeführ-
ten DisVerfahrens hätte von der Teilnahme ausgeschlossen werden
müssen, weil sein Kanzleipartner RA Dr. X die in diesem Verfahren

aufgetretene Zeugin in einer anderen Rechtssache, die mit dem Dis-
Verfahren in keiner Beziehung steht, beraten habe.

§ 26 Abs 1 Z 2 DSt, BGBl 1990/474, lautet:

„§ 26. (1) Von der Teilnahme am DisVerfahren ist ein Mitglied des
DR ausgeschlossen, wenn
1. . . .
2. Rechtsfreund oder gesetzlicher Vertreter des Betroffenen oder
Anzeigers ist
3. . . .“

Die Erfüllung des Tatbestandes des § 26 Abs 1 Z 2 DSt setzt vo-
raus, dass das betreffende Mitglied des Senates Rechtsfreund oder
gesetzlicher Vertreter des Betroffenen oder Anzeigenlegers ist. Dies
wird vom Bf nicht einmal behauptet. Die Behauptung der Befangen-
heit des Vors im DisVerfahren entbehrt angesichts des geschilderten
Sachverhaltes jeglicher Gründe, die objektiv geeignet sind, zumin-
dest den Anschein fehlender Unparteilichkeit aufzuzeigen. Irgend-
welche darüber hinausreichende weitere Umstände, die bei Beur-
teilung der Unparteilichkeit des Vors ins Gewicht fallen könnten,
bringt der Bf im gegebenen Zusammenhang aber nicht vor. Der
bloße Umstand, dass der Vors Kanzleikollege von Dr. X ist, der
die Mandantin des Bf – und spätere Anzeigenlegerin – am Sprech-
tag der RAK unentgeltlich beraten hat, kann im Hinblick auf die
strenge Verschwiegenheitsverpflichtung, die Anwälte auch als
Kanzleikollegen trifft, die nach Art 6 EMRK geforderte Unpartei-
lichkeit des Vors nicht zweifelhaft erscheinen lassen (VfSlg
13.731/1994).

Anmerkung:

Hier hebt der VfGH die auch unter Kanzleikollegen (!) geltende
strenge Verschwiegenheitspflicht hervor. Das klingt überzeugend,
edel und zutreffend. Gegenteilige Fälle sind nicht erwiesen, nicht be-
kannt und nicht standesgemäß. Sind sie undenkbar? Aber:Wenn Du
geredet hättest, Desdemona (so Christine Brückner), hättest Du ge-
genüber Deinem Kanzleipartner Deine Verschwiegenheitspflicht ver-
letzt und er wäre nicht mehr unparteilich.

Strigl

8003

§§ 25 DSt, 74 StPO – Delegierung
§ 22 Abs 3, § 27 Abs 1 DSt – Beginn des DisVer-

fahrens: UK-Bestellung

Ein Delegierungsantrag ist eine Ausnahmemaß-
nahme, die schon nach Beginn eines DisVerfah-
rens (= Bestellung des UK durch den DR-Präsiden-
ten) zulässig ist. Eine Delegierung wegen Befan-
genheit des gesamten DR setzt das Vorliegen eines
Befangenheitsgrundes voraus, der entweder alle
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DR-Mitglieder gemeinsam betrifft oder der bei al-
len abgelehnten Mitgliedern individuell zutrifft;
im letzteren Fall kommt eine Delegierung nur dann
in Betracht, wenn aus den nicht abgelehnten Mit-
gliedern ein Senat iS § 15 DSt nicht mehr gebildet
werden kann.

OBDK 28. 4. 2005, 1 Bkd 1/05

Aus den Gründen:

Gem § 25 DSt kann die Durchführung des DisVerfahrens wegen
Befangenheit der Mitglieder des DR oder aus anderen wichtigen
Gründen ua auf Antrag des Besch einem anderen (vom Antragstel-
ler seit In-Kraft-Treten des DSt 1990 nicht mehr ausdrücklich zu be-
nennenden) DR übertragen werden. Mit Ausnahme eines einzigen
DR-Mitgliedes und eines als Rechtsfreund des Antragstellers tätig
gewesenen und daher ausgeschlossenen Mitgliedes hat sich kein
anderes Mitglied des DR für befangen erklärt.

Die OBDK hat über diesen Antrag zu entscheiden, der im Falle ei-
nes gerichtlichen Strafverfahrens nach der StPO zur Voraussetzung
hätte, dass eine allenfalls zu delegierende Strafsache bei einem
sachlich und örtlich zuständigen Gericht bereits anhängig ist (EvBl
Nr 238/1979), was daher auch schon bei die Gerichtsanhängig-
keit begründenden Vorerhebungen zulässig wäre (JBl 1976, 325,
392) und somit in jedem Verfahrensstadium erfolgen kann (EvBl Nr
227/1971); deswegen ist kraft der in § 77 Abs 3 DSt generell an-
geordneten sinngem Anwendung der Bestimmungen der StPO eine
Delegierung schon nach Beginn der Anhängigkeit des DisVerfah-
rens an einen anderen DR grundsätzlich möglich. Die Anhängig-
keit des anwaltlichen DisVerfahrens ist nicht durch § 20 DSt gege-
ben, sondern erst nachdem der KA die Bestellung eines UK bean-
tragt und der Präsident einen UK bestellt hat (§ 22 Abs 3 DSt). Dies
ist hier der Fall gewesen. Die Besch haben bereits verantwortliche
Äußerungen abgegeben. Daran ändert auch die Vorschrift des
§ 23 Abs 2 DSt nichts, wonach wegen der dem Besch möglicher-
weise anzulastenden DisVergehen solange kein DisErk gefällt wer-
den darf, bis ein wegen desselben Sachverhaltes anhängiges ge-
richtliches Strafverfahren beendet ist. Diese Gerichtsanhängigkeit
ist geradezu eine der in § 19 Abs 1 DSt genannten Voraussetzun-
gen für die Beschließung von einstw Maßn gem § 19 DSt gegen
einen RA. Wenn auch – im vorliegenden Fall – die Entscheidungs-
grundlagen für die Beschließung bzw Verlängerung der ausge-
sprochenen einstwMaßn bisher durchwegs entsprechenden Akten-
teilen (Kopien) aus dem anhängigen gerichtlichen Strafverfahren
(ua auch) gegen die Besch entnommen werden mussten, wozu al-
lenfalls noch Presseberichte, die sich mit dem gegenständlichen
Fall beschäftigen, kamen, steht die aufrechte Anhängigkeit des ge-
richtlichen Strafverfahrens außer Diskussion.

Aus all dem ergibt sich, dass der vom BeschA gestellte Delegie-
rungsantrag im aktuellen Stadium des DisVerfahrens und auch im
Zuge von Entscheidungen über Verlängerung oder aber Aufhe-
bung, Änderung oder Ersetzung von einstw Maßn zulässig ist. Da-
her ist darauf sachlich einzugehen.

Am Sitze jeder RAK ist ein DR errichtet (§ 5 Abs 1 DSt); „zur Aus-
übung der DisGewalt“ ist der DR derjenigen RAK örtlich zuständig,
bei der der Besch in dem Zeitpunkt, in dem der KA vom Verdacht
des DisVergehens Kenntnis erlangt (§ 22 Abs 1 DSt), in die Liste
der RAe oder RA eingetragen ist (§ 20 Abs 1 DSt).

Das Abweichen von dieser gesetzlichen Regelung durch die Dele-
gierung der DisSache an einen anderen DR ist daher eine Ausnah-
memaßnahme, welche – ebenso wie im gerichtlichen Strafverfah-
ren (§ 62 StPO) – nur ausnahmsweise Platz greift.

Im anwaltlichen DisVerfahren kann eine Delegierung „wegen
Befangenheit der Mitglieder des DR oder aus anderen wichti-
gen Gründen“ erfolgen (§ 25 Abs 1 DSt); das gilt auch wegen
Befangenheit des gesamten an sich zuständigen DR, was in
§ 74 StPO der erfolgreichen Ablehnung eines ganzen Gerichtes
erster Instanz und der Übertragung der Sache an ein anderes
Gericht gleichkommt.

Im vorliegenden Fall wird die Übertragung des DisVerfahrens an
den DR einer anderen RAK beantragt, „damit die gebotene Objek-
tivität außer Zweifel steht“ (Antrag 1.6.).

Inhaltlich wird darin im Ergebnis eine mögliche Befangenheit ange-
deutet und als Delegierungsgrund geltend gemacht. Das Wesen
der Befangenheit besteht in der Hemmung einer unparteiischen Ent-
schließung durch unsachliche psychologische Momente (SZ 43/
104; AnwBl 1991, 398). Die Befürchtung des Antragstellers, dass
eine objektive Entscheidung im vorliegenden DisVerfahren nicht
gewährleistet sei, gründet sich auf eine Schlussfolgerung, die an ei-
nen bloß vermuteten Tatsachengehalt anknüpft, der noch dazu
nicht näher substantiiert ist.

Aus § 25 Abs 2 DSt ergibt sich, dass der Antrag auf Tatsachen ge-
stützt werden muss; dies gilt auch für die Möglichkeit einer Delegie-
rung „aus anderen wichtigen Gründen“, welche hier allerdings gar
nicht gezielt releviert werden.

Eine Delegierung wegen Befangenheit des gesamten DR setzt das
Vorliegen eines Befangenheitsgrundes voraus, der entweder alle
DR-Mitglieder gemeinsam betrifft oder der bei allen abgelehnten
DR-Mitgliedern individuell zutrifft; im letzteren Fall kommt eine De-
legierung nur dann in Betracht, wenn aus den nicht abgelehnten
Mitgliedern ein Senat iS § 15 DSt nicht mehr gebildet werden
kann.

Anmerkung:

In dieser E sind vor allem verfahrensrechtliche Gesichtspunkte einer
Delegierung erwähnt: Ein Delegierungsantrag muss spätestens bin-
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nen 4 Wochen nach Zustellung des Einleitungsbeschlusses einge-
bracht werden, außer wenn die den Antrag stützenden „Tatsachen“
erst nachher eingetreten oder dem Antragsteller bekannt geworden
sind (§ 25 Abs 2 DSt). Daraus ergibt sich, dass ein solcher Antrag
immer nur auf Tatsachen und nicht auf Vermutungen oder Meinungen
gestützt werden kann, wenn die Delegierung wegen Befangenheit
von DR-Mitgliedern in Frage kommt. Sie kann auch „aus anderen
wichtigen Gründen“ (§ 25 Abs 1 DSt) erfolgen; das sind zB verfah-
rensökonomische Überlegungen (Erläuterungen zur RV 1188 BlgNr
17. GP des DSt 1990). Wenn die allenfalls einen Befangenheits-
grund bildenden Tatsachen nicht konkretisiert und womöglich nicht
bescheinigt werden, ist eine Delegierung wegen Befangenheit nicht
möglich. Auch der DR selbst kann einen Delegierungsantrag stellen.
Die konkrete Behauptung und Bescheinigung einer Befangenheit des
„gesamten DR“ ist schwierig; solange nicht weniger als 5 nicht mit
Erfolg abgelehnte Mitglieder übrig bleiben, ist sie, jedenfalls wegen
Befangenheit, nicht möglich.

Strigl

8004

§ 25 Abs 1 DSt – KA – keine Ablehnung
§ 77 Abs 3 DSt, § 75 StPO – KA – Ausgeschlos-

senheit
§ 28 Abs 2 DSt – Einleitungsbeschluss nicht prä-

judiziell

Der KA kann analog § 75 StPO nur aus den dort
taxativ angeführten Gründen ausgeschlossen
sein; eine Ablehnung aus anderen Gründen, etwa
wegen behaupteter Befangenheit, ist gesetzlich
nicht vorgesehen. Eine vermeintliche Befangenheit
des KA bildet keinen Delegierungsgrund. Das
künftige DR-Erk wird durch den Einleitungsbe-
schluss in keiner Weise präjudiziert.

OBDK 31. 5. 2005, 16 Bkd 4/05

Aus den Gründen:

Gem § 25 Abs 1 DSt kann die Durchführung des DisVerfahrens
wegen Befangenheit der Mitglieder des DR oder aus anderen wich-
tigen Gründen einem anderen DR übertragen werden. Derartige
Gründe ergeben sich aus dem Vorbringen des DB nicht.

StRsp der OBDK ist, dass eine Delegierung nur dann statthaft ist,
wenn entweder der gesamte DR oder so viele seiner Mitglieder be-
fangen sind, dass dieser nicht mehr beschlussfähig ist (zuletzt
AnwBl 2005, 94 mwN). Der DR der RAK X. besteht gem § 5 Abs 2
DSt einschließlich des Präsidenten und der Vizepräsidenten aus

21 Mitgliedern. Zählt man die beiden gem § 33 Abs 2 DSt abge-
lehnten Mitglieder ab, so verbleiben 19 DR-Mitglieder, aus denen
selbst unter der Annahme, dass einzelne von ihnen befangen sein
könnten, problemlos ein Senat gebildet werden kann.

Das Argument des DB, bereits aus dem Einleitungsbeschluss er-
gäbe sich die Befangenheit von Mitgliedern des DR, ist nicht ziel-
führend. Nach stRsp hat der Einleitungsbeschluss nicht die Funk-
tion einer Anklageschrift nach der StPO, sondern ist lediglich eine
prozessleitende Verfügung, die den Gegenstand des DisVerfah-
rens vorläufig festlegt (AnwBl 2003, 35). Das künftige Erk des
DR wird durch den Einleitungsbeschluss in keiner Weise präjudi-
ziert (VfSlg 12.962, 13.731, Feil/Wennig, Anwaltsrecht3 Rz 4
zu § 25 DSt).

Der Vorwurf des DB, durch die Fassung eines aktenwidrigen Einlei-
tungsbeschlusses habe sich der DR präjudiziert, kann sich besten-
falls gegen jene Mitglieder des DR richten, die an der Fassung die-
ses Beschlusses beteiligt waren. Gründe, warum auch die an dieser
Beschlussfassung nicht beteiligten Mitglieder des DR befangen sei-
en, bringt der DB nicht vor. Eine Befangenheit des gesamten DR
setzt das Vorliegen eines Befangenheitsgrundes voraus, der alle
DR-Mitglieder gemeinsam betrifft oder das Vorliegen verschiede-
ner individueller Gründe bei allen abgelehnten Mitgliedern des
DR. Eine Pauschalablehnung des DR ist durch das Gesetz nicht ge-
deckt (AnwBl 1995, 202 mwN, AnwBl 2000, 357, Feil/Wennig,
aaO).

Auch der Umstand, dass der KA eine in anderen Zusammenhän-
gen erstattete DisAnzeige des DB zurückgelegt hat, ist nicht rele-
vant. Der KA kann analog § 75 StPO nur aus den dort taxativ an-
geführten Gründen ausgeschlossen sein; eine Ablehnung aus an-
deren Gründen, etwa wegen behaupteter Befangenheit, ist gesetz-
lich nicht vorgesehen (AnwBl 2000, 759). Eine vermeintliche
Befangenheit des KA bildet keinen Delegierungsgrund (Feil/Wen-
nig, aaO Rz 9).

Anmerkung:

Leicht zu merken: Eine vermeintliche Befangenheit des KA ist kein De-
legierungsgrund. Der KA kann (wie der StA in der StPO) gesetzlich
ausgeschlossen sein. Wenn er wirklich – wegen besonderer Freund-
oder Feindschaft mit dem DB – befangen ist, wird er sich wohl am
besten durch einen (anderen) KA-Stv vertreten lassen.

Der Einleitungsbeschluss ist bekanntlich keine Anklageschrift und
präjudiziert das DR-Erk überhaupt nicht. Wenn er, wie hier vom
DB behauptet wurde, aus welchen Gründen immer, aktenwidrig
war und nach mündlicher DisVerhandlung im DR-Erk derselbe Fehler
wiederholt wird, ist dies natürlich ein tauglicher Berufungsgrund. Der
UK ist in der DisVerhandlung als Senatsmitglied ohnehin ausge-
schlossen (§ 26 DSt) und die übrigen Mitglieder des mündlich ver-
handelnden DR-Senates sind nur selten mit dem Einleitungsbe-
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schluss-Senat identisch; wenn sie es doch sind und eine Aktenwidrig-
keit damals übersehen hatten, bietet die DisVerhandlung ausrei-
chend Gelegenheit, darauf hinzuweisen.

Strigl

Kostenrecht

§§ 380 Abs 1, 91 Abs 1 dZPO – Ersatz der Kosten
für österreichischen Anwalt bei Rechtshilfe-

einvernahme in Deutschland durch ausgebliebenen
Zeugen

8005

§§ 380 Abs 1, 91 Abs 1 dZPO

1. Die internationale Zuständigkeit des deutschen
Rechtshilfegerichtes, einen Zeugen in den Ersatz
der durch sein Ausbleiben verursachten Kosten
zu verfällen, ergibt sich für Rechtshilfeersuchen,
die von einem österreichischen Prozessgericht
noch 2003 gestellt wurden, aus Art 11, 14 des
Haager Übereinkommens über den Zivilprozess
vom 1. 3. 1954.

2. Ein Zeuge, dem nach § 380 Abs 1 Satz 1 dZPO
die durch sein Ausbleiben verursachten Kosten
auferlegtworden sind, ist nur zur Erstattung derje-
nigen Kosten eines Verfahrensbeteiligten ver-
pflichtet, die zur zweckentsprechenden Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung notwendig wa-
ren.

3. Die Zuziehung des mit der Prozessführung be-
auftragten österreichischen Rechtsanwalts einer
Partei zur Vernehmung eines Zeugen vor dem
(vom österreichischen Prozessgericht) ersuchten
Rechtshilfegericht in Deutschland ist in aller Regel
als eine Maßnahme zweckentsprechender
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung anzu-
sehen.

4. Der vertragliche Vergütungsanspruch des aus-
ländischen Rechtsanwalts unterliegt, sofern nichts
anderes vereinbart oder bestimmt ist, nach der
Vermutungsregelung des Art 28 Abs 2 Satz 2
dEGBGB dem Recht des Staates, in dem sich seine
Niederlassung befindet. Der Vergütungsanspruch
des in Österreich ansässigen Prozessbevollmäch-

tigten richtet sich daher nach österreichischem
Recht.

BGH 16. 12. 2004, I ZB 23/04

Sachverhalt:

Die Antragstellerin war Beklagte eines Rechtsstreits vor dem LG
Feldkirch. Das LG Feldkirch ersuchte das Amtsgericht Koblenz im
Wege der Rechtshilfe um die Vernehmung des Antragsgegners
als Zeuge. Nachdem der Antragsgegner zu dem vom Amtsgericht
Koblenz auf den 27. 6. 2003 bestimmten Vernehmungstermin
nicht erschienen war, hat dieses ihm mit Beschluss vom 4. 7. 2003
die durch sein Ausbleiben verursachten Verfahrenskosten auferlegt.
Zu dem auf den 30. 9. 2003 bestimmten neuen Vernehmungster-
min ist der Antragsgegner erschienen. In beiden Vernehmungster-
minen vor dem Amtsgericht Koblenz ist für die Antragstellerin ihr
in Österreich ansässiger Prozessbevollmächtigter aufgetreten.

Im Kostenfestsetzungsverfahren hat die Antragstellerin beantragt,
die ihr durch das Ausbleiben des Zeugen erwachsenen Kosten ge-
gen diesen festzusetzen. Der Rechtspfleger hat dem Antrag nicht
entsprochen. Das LG hat auf die sofortige Beschwerde der Antrag-
stellerin die ihr von dem Antragsgegner zu erstattenden Kosten auf
– wie von der Antragstellerin im Beschwerdeverfahren lediglich
noch beantragt – E 1.297,– festgesetzt.

Hiergegen richtete sich die (zugelassene) Rechtsbeschwerde des
Antragsgegners, mit der dieser die Wiederherstellung des die be-
antragte Kostenfestsetzung ablehnenden Beschlusses des Amtsge-
richts begehrt.

Der BGH hat die Rechtsbeschwerde für statthaft, aber unbegründet
erkannt.

Aus der Begründung:

Soweit die Rechtsbeschwerde die Unzuständigkeit der deutschen
Gerichte für die Entscheidung über den Kostenfestsetzungsantrag
daraus herleiten möchte, dass das Amtsgericht Koblenz schon für
die Kostengrundentscheidung vom 4. 7. 2003 international nicht
zuständig gewesen sei, kann sie damit schon deshalb nicht gehört
werden, weil die rechtskräftige Kostengrundentscheidung nicht Ge-
genstand des vorliegenden Rechtsbeschwerdeverfahrens ist. Im
Übrigen trifft auch die Ansicht der Rechtsbeschwerde nicht zu, weil
sich die internationale Zuständigkeit des Amtsgerichts Koblenz aus
Art 11, 14 des Haager Übereinkommens über den Zivilprozess
vom 1. 3. 1954 (BGBl 1958 II, S 576) ergibt.

Ist danach von einer von einem deutschen Gericht in einem Rechts-
hilfeverfahren erlassenen rechtskräftigen Kostengrundentschei-
dung auszugehen, so ist das deutsche Rechtshilfegericht auch für
die der Kostengrundentscheidung nachfolgende und sich auf diese
beziehende Entscheidung über die Kostenfestsetzung international
zuständig.
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Die internationale Zuständigkeit eines deutschen Gerichts wird re-
gelmäßig durch dessen örtliche Zuständigkeit indiziert (vgl BGH
NJW 1999, 1395, 1396 mwN; Zöller/Vollkommer, aaO § 1
RdN 8).

Die örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Koblenz für die Ent-
scheidung über den Kostenfestsetzungsantrag folgt aus § 104
Abs 1 Satz 1 ZPO. Danach entscheidet über den Festsetzungsan-
trag das Gericht des ersten Rechtszuges. Das ist im Fall des hier
in Rede stehenden Kostenfestsetzungsantrags das Amtsgericht Ko-
blenz, das im Rechtshilfeverfahren die Kostengrundentscheidung
erlassen hat, auf die sich der Kostenfestsetzungsantrag bezieht.

Das Beschwerdegericht hat auch mit Recht die Kosten, die der An-
tragstellerin dadurch entstanden sind, dass ihr in Österreich ansäs-
siger Prozessbevollmächtigter den zusätzlichen Beweisaufnahme-
termin vor dem Amtsgericht Koblenz am 30. 9. 2003 wahrgenom-
men hat, als gegenüber dem Antragsgegner erstattungsfähig ange-
sehen.

Das Amtsgericht Koblenz hat in dem dem vorliegenden Kostenfest-
setzungsverfahren vorangegangenen Rechtshilfeverfahren dem
Antragsgegner mit Beschluss vom 4. 7. 2003 die durch sein Aus-
bleiben im Beweisaufnahmetermin vom 27. 6. 2003 verursachten
Kosten auferlegt. Im Kostenfestsetzungsverfahren nach §§ 103 ff
ZPO ist (allein) zu prüfen, ob und in welcher Höhe solche zusätzli-
chen Kosten entstanden sind und in welchem Umfang der Antrags-
gegner zu ihrer Erstattung verpflichtet ist (vgl Stein/Jonas/Berger,
ZPO21 § 380 RdN 17; Zöller/Greger, aaO § 380 RdN 4; Dam-
rau in MünchKomm, ZPO2 § 380 RdN 6).

Das LG ist zutreffend und von der Rechtsbeschwerde unbeanstan-
det davon ausgegangen, dass als berücksichtigungsfähige Mehr-
kosten nur die Kosten in Betracht kommen, die dadurch verursacht
worden sind, dass aufgrund des Ausbleibens des Antragsgegners
in dem Termin vom 27. 6. 2003 am 30. 9. 2003 ein zusätzlicher
Beweisaufnahmetermin durchgeführt werden musste (vgl Stein/Jo-
nas/Berger, aaO § 380 RdN 15; Damrau in MünchKomm, ZPO2

aaO § 380 RdN 6).

Das LG hat ferner unangegriffen festgestellt, dass sich der durch
die Wahrnehmung des Beweisaufnahmetermins am 30. 9. 2003
entstandene zusätzliche Vergütungsanspruch des Prozessbevoll-
mächtigten der Antragstellerin auf einen die geltend gemachten
Kosten übersteigenden Betrag beläuft. Es ist dabei zutreffend und
von der Rechtsbeschwerde ebenfalls unbeanstandet davon auszu-
gehen, dass sich der Vergütungsanspruch des in Österreich ansäs-
sigen Prozessbevollmächtigten nach österreichischem Recht richtet.
Der vertragliche Vergütungsanspruch eines ausländischen Rechts-
anwalts unterliegt, sofern nichts anderes vereinbart oder bestimmt
ist, nach der Vermutungsregelung des Art 28 Abs 2 Satz 2
EGBGB dem Recht des Staates, in dem sich seine Niederlas-
sung befindet (vgl Madert in Gerold/Schmidt/v Eicken/Madert,

BRAGO15 § 1 RdN 101, 103; Fraunholz in Riedel/Sußbauer,
BRAGO8 § 1 RdN 66; Göttlich/Mümmerl, BRAGO20 162).

Das LG hat angenommen, dass der Antragsgegner der Antragstel-
lerin zur Erstattung dieser zusätzlichen Kosten unabhängig davon
verpflichtet sei, ob die Zuziehung des österreichischen Rechtsan-
walts der Antragstellerin zur Beweisaufnahme vor dem Amtsgericht
Koblenz zur zweckentsprechenden Rechtsverteidigung notwendig
gewesen sei.

Dem kann nicht beigetreten werden. Dies führt allerdings nicht zum
Erfolg der Rechtsbeschwerde, da die geltend gemachten Kosten als
zur zweckentsprechenden Wahrnehmung des Beweistermins not-
wendig anzusehen sind.

Die Vorschrift des § 380 Abs 1 Satz 1 ZPO, wonach dem ord-
nungsgemäß geladenen, aber nicht erschienenen Zeugen die
durch sein Ausbleiben verursachten Kosten auferlegt werden kön-
nen, betrifft die Kostengrundentscheidung. Geht es um die Festset-
zung der Kosten eines an der Rechtsverfolgung oder Rechtsvertei-
digung Beteiligten gegen den Zeugen als Schuldner der Mehrkos-
ten gem §§ 103 ff ZPO, greift auch hier die das Kostenfestset-
zungsverfahren beherrschende Grundregel des § 91 Abs 1
Satz 2 ZPO, dass nur solche Kosten zu erstatten sind, die zur
zweckentsprechenden Wahrung der Rechte notwendig waren.
Es bestehen keine sachlichen Gründe dafür, dass ein Zeuge,
dem – neben einem Ordnungsgeld – die durch sein Ausbleiben
verursachten Mehrkosten auferlegt worden sind, prozessual in
weitergehendem Umfang zur Kostenerstattung verpflichtet sein
sollte als die in einem Rechtsstreit unterlegene Partei. Ein Zeuge,
dem nach § 380 Abs 1 Satz 1 ZPO die durch sein Ausbleiben
verursachten Kosten auferlegt worden sind, ist vielmehr nur zur Er-
stattung derjenigen Kosten eines Verfahrensbeteiligten verpflich-
tet, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung notwendig waren.

Die Zuziehung des österreichischen Rechtsanwalts der Antragstel-
lerin zur Beweisaufnahme vor dem Amtsgericht Koblenz war zur
zweckentsprechenden Rechtsverteidigung notwendig.

Bei der Beurteilung der Frage, ob aufgewendete Prozesskosten zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
notwendig waren, kommt es darauf an, ob eine verständige und
wirtschaftlich vernünftige Partei die die Kosten auslösende Maß-
nahme im Zeitpunkt ihrer Veranlassung als sachdienlich ansehen
durfte. Dabei darf die Partei ihr berechtigtes Interesse verfolgen
und die zur vollen Wahrung ihrer Belange erforderlichen Schritte
ergreifen. Sie ist lediglich gehalten, unter mehreren gleichartigen
Maßnahmen die kostengünstigste auszuwählen (vgl BGH, Beschl
v 16. 10. 2002 – VIII ZB 30/02, NJW 2003, 898, 900; Beschl
v 11. 11. 2003 – VI ZB 41/03, NJW-RR 2004, 430; Beschl v
9. 9. 2004 – I ZB 5/04, WRP 2004, 1492, 1493 – Unterbevoll-
mächtigter II).
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Bei der Prüfung der Notwendigkeit einer bestimmten Rechtsverfol-
gungs- oder Rechtsverteidigungsmaßnahme ist zudem eine typisie-
rende Betrachtungsweise geboten. Denn der Gerechtigkeitsgewinn,
der bei einer übermäßig differenzierenden Betrachtung im Einzelfall
zu erzielen ist, steht in keinem Verhältnis zu den sich einstellenden
Nachteilen, wenn in nahezu jedem Einzelfall mit Fug darüber gestrit-
ten werden kann, ob die Kosten einer bestimmten Rechtsverfol-
gungs- oder Rechtsverteidigungsmaßnahme zu erstatten sind oder
nicht (vgl BGH, Beschl v 12. 12. 2002 – I ZB 29/02, NJW 2003,
901, 902 = WRP 2003, 391 – Auswärtiger Rechtsanwalt I; BGH
WRP 2004, 1492, 1493 – Unterbevollmächtigter II).

Die Zuziehung des mit der Prozessführung beauftragten Rechtsan-
walts einer Partei zur Vernehmung eines Zeugen vor dem durch das
Prozessgericht ersuchten Rechtshilfegericht ist danach in aller Re-
gel als eine Maßnahme zweckentsprechender Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung anzusehen, weil die Wahrnehmung der
Interessen der Partei durch ihren Prozessbevollmächtigten in der
ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle einer solchen Beweisauf-
nahme erforderlich und sinnvoll ist. Eine Partei, die einen Rechtsan-
walt ihres Vertrauens mit der Prozessführung beauftragt hat, hat re-
gelmäßig ein schützenswertes Interesse daran, dass der mit den tat-
sächlichen und rechtlichen Einzelheiten „ihres“ Prozesses vertraute
Rechtsanwalt ihre Interessen auch bei der Beweiserhebung durch
Vernehmung eines Zeugen wahrnimmt. Die Beweiserhebung durch
das Prozessgericht setzt voraus, dass dieses die Behauptung, über
die Beweis erhoben werden soll, für entscheidungserheblich erach-
tet. Im Regelfall hängt der Ausgang des Rechtsstreites vom Ergebnis
der Beweisaufnahme ab.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Zuziehung des Prozessbevoll-
mächtigten zur Vernehmung eines Zeugen vor dem Rechtshilfege-
richt für eine zweckentsprechende Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung notwendig ist, spielt es grundsätzlich keine Rolle,
dass diese Maßnahme im Einzelfall mit einer weiten Reise verbun-
den sein kann. Etwas anderes gilt im Streitfall auch nicht deshalb,
weil die Vernehmung des Antragsgegners aufgrund eines ausländi-
schen Rechtshilfeersuchens erfolgt ist.

Für die Erledigung des Rechtshilfeersuchens aus dem Jahr 2003
war noch das Haager Übereinkommen über den Zivilprozess
vom 1. 3. 1954, das sowohl von Deutschland als auch von Öster-
reich ratifiziert worden ist, maßgebend.

Nach Art 11 Abs 2 des Haager Übereinkommens über den Zivil-
prozess vom 1. 3. 1954 haben die Parteien das Recht, der Beweis-
aufnahme vor dem ersuchten Gericht beizuwohnen. Aus Art 14
Abs 1 des Übereinkommens, wonach das ersuchte Gericht bei
der Erledigung eines Ersuchens in den Formen zu verfahren hat,
die nach seinen Rechtsvorschriften anzuwenden sind, folgt zudem,
dass im Rahmen des Übereinkommens durchgeführte Beweisauf-
nahmen in Deutschland nach den Bestimmungen der Zivilprozess-

ordnung erfolgen. Nach § 397 Abs 2 ZPOwar daher bei der Zeu-
genvernehmung des Antragsgegners vor dem Rechtshilfegericht
auch dem Prozessbevollmächtigten der Antragstellerin auf sein Ver-
langen zu gestatten, an den Antragsgegner unmittelbar Fragen zu
richten.

Auch einer kostenbewussten Partei kann nicht ohne weiteres ange-
sonnen werden, bei einer Zeugenvernehmung auf ihren bereits mit
der Sache vertrauten Prozessbevollmächtigten zu verzichten und
die Mühe der Unterrichtung eines neuen, am Rechtshilfegericht an-
sässigen Rechtsanwalts auf sich zu nehmen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass in der Regel der am Rechtshilfegericht ansässige
Rechtsanwalt der Partei nicht bekannt sein wird und er die für
die Beweisaufnahme erforderlichen Informationen von dem Pro-
zessbevollmächtigten erhalten wird. Schon deshalb stellt sich aus
der Sicht der betroffenen Partei seine Beauftragung mit der Wahr-
nehmung des Beweisaufnahmetermins nicht als gleichwertige Al-
ternative zur Vertretung durch ihren Prozessbevollmächtigten dar.

Gründe, die es ausnahmsweise als gerechtfertigt erscheinen lassen
könnten, die Antragstellerin auf die kostengünstigere Alternative zu
verweisen, dass sie von Anfang an einen am Rechtshilfegericht an-
sässigen Rechtsanwalt mit ihrer Vertretung in der Beweisaufnahme
hätte beauftragen können, sind nicht ersichtlich. Ein solcher Aus-
nahmefall wäre nur dann gegeben, wenn von Anfang an festge-
standen hätte, dass die Anwesenheit des Prozessbevollmächtigten
der Antragstellerin in dem Beweisaufnahmetermin nicht erforder-
lich sein würde. Hierfür fehlen jegliche Anhaltspunkte. Insbeson-
dere ist ein solcher Ausnahmefall – entgegen der Ansicht des
Rechtspflegers – nicht schon dann anzunehmen, wenn es sich um
ein „lediglich durchschnittliches“ Beweisthema handelt. Welche
Schwierigkeiten sich bei einer Zeugenvernehmung im Hinblick
auf ein dem Zeugen möglicherweise zustehendes Zeugnisverwei-
gerungsrecht sowie bezüglich der Glaubwürdigkeit dieser Person,
der Ergiebigkeit und der Glaubhaftigkeit seiner Aussage ergeben,
ist für die Partei in der Regel nicht vorhersehbar und hängt im We-
sentlichen von der Persönlichkeit des Zeugen und seinem Verhalten
ab. Die Erfahrung lehrt, dass die Erlangung einer vollständigen
und wahrheitsgemäßen Aussage eines Zeugen sich häufig schwie-
riger gestaltet als vor der Vernehmung angenommen. Im Rahmen
der Ausübung des Fragerechts des Prozessbevollmächtigten kann
sein Hintergrundwissen eine sinnvolle und nützliche Hilfe bei der
Beseitigung dieser Schwierigkeiten sein.

Anmerkung:

Die Entscheidung ist in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert.

1. Das Rechtshilfeersuchen des österreichischen Prozessgerichtes
wurde im Jahr 2003 gestellt und erledigt. Der BGH hatte daher noch
die Art 11, 14 des Haager Übereinkommens über den Zivilprozess
vom 1. 3. 1954 (HPÜ) anzuwenden. Diese Bestimmungen sehen
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vor, dass das ersuchte Gericht bei der Durchführung der Beweisauf-
nahme dieselben Zwangsmittel wie bei Erledigung eines innerstaat-
lichen Rechtshilfebegehrens anzuwenden (Art 11 HPÜ) und auch
sonst „hinsichtlich der Formen des Verfahrens die Gesetze des eige-
nen Landes anzuwenden“ hat (Art 14 HPÜ; vgl auch Art 9 und
Art 10 des Haager Übereinkommens über die Beweisaufnahme im
Ausland in Zivil- und Handelssachen vom 18. 3. 1970, HBÜ, das
von Österreich nicht ratifiziert wurde und daher nicht maßgeblich
war). Die hinsichtlich der hier relevanten Bestimmungen erst am 1. 1.
2004 in Kraft getretene Verordnung (EG) Nr 1206/2001 des Rates
vom 28. 5. 2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerich-
ten der Mitgliedstaaten auf demGebiet der Beweisaufnahme in Zivil-
und Handelssachen (EuBVO) sieht ebenfalls vor, dass sich die Erledi-
gung von Rechtshilfeersuchen (einschließlich der Anwendung von
Zwangsmaßnahmen) nach dem Recht des Mitgliedstaates des er-
suchten Gerichts zu richten hat (Art 10 Abs 2, 13 EuBVO). Die
vom BGH aufgestellten Grundsätze müssen daher auch im Anwen-
dungsbereich der EuBVO gelten (Berger, EG-Verordnung über Zu-
sammenarbeit der Gerichte auf dem Gebiet der Beweisaufnahme,
IPRax 2001, 524, 525).

2. Der BGH hat zwar erkannt, dass sich auch die Ausmessung des
dem ausgebliebenen Zeugen nach § 380 Abs 1 Satz 1 dZPO aufer-
legten Kostenersatzes danach zu richten habe, ob die Kosten zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
notwendig sind (§ 91 Abs 1 dZPO). Das deutsche Höchstgericht be-
urteilt die Zweckmäßigkeit der Intervention des ausländischen Pro-
zessbevollmächtigten bei einer Rechtshilfetagsatzung aber weniger
streng als die Erstattungsfähigkeit der Mehrkosten, die dadurch ent-
stehen, dass ein auswärtiger Anwalt beim Prozessgericht, bei dem er
nicht zugelassen ist, einschreitet (§ 91 Abs 2 dZPO; Hartmann in
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Zivilprozessordnung62

§ 91 RdN 48; BGHNJW 2003, 901, 902 =WRP 203, 391 – Aus-
wärtiger Rechtsanwalt I). Auch einer kostenbewussten Partei kann
nicht zugesonnen werden, bei der Aufnahme des Zeugenbeweises
im Rechtshilfeweg auf den Einsatz des mit der Sache und dem Akt
vertrauten Anwaltes zu verzichten und statt dessen einen am Rechts-
hilfegericht ansässigen Anwalt für alle Eventualitäten zu „briefen“.
Mangelnde Zweckmäßigkeit wäre nach Ansicht des BGH hier nur
dann (widerlegbar) zu vermuten, wenn von vornherein feststehen
würde, dass die Teilnahme des Prozessbevollmächtigten bei der
Rechtshilfevernehmung dem Prozessziel nicht förderlich oder dien-
lich sein kann. Diese negative Voraussetzung wird aber regelmäßig
nicht gegeben sein, weil sich – so der BGH – die Befragung durch
den mit Hintergrundinformation ausgestatteten Prozessbevollmäch-
tigten typischerweise als nützlich und hilfreich erweist, um Schwierig-
keiten zu bewältigen, die sich bei einer Einvernahme unvorhergese-
hen ergeben können (zB in Bezug auf ein mögliches Zeugnisverwei-
gerungsrecht, persönliche Glaubwürdigkeit, Ergiebigkeit und
Glaubhaftigkeit der Aussage etc), und um die Richtigkeit und Voll-

ständigkeit der Aussage zu hinterfragen. (Art 11 Abs 1 EuBVO,
der im vorliegenden Fall noch nicht zur Anwendung kam, räumt
den Vertretern der Parteien ausdrücklich das Recht ein, nach Maß-
gabe des Rechtes des ersuchenden Staates bei der Beweisaufnahme
durch das ersuchte Gericht zugegen zu sein.)

3. Für den Kostenersatz ist nach Ansicht des BGH die Gebührenord-
nung der Niederlassung des Prozessbevollmächtigten (hier: österrei-
chisches Kostenrecht) maßgeblich. Im Gegensatz dazu judizieren
deutsche Instanzgerichte und der EuGH – mit unterschiedlicher Be-
gründung (Kostenminimierungspflicht bzw Wahrung der Dienstleis-
tungsfreiheit bei kalkulierbarem Kostenrisiko für die unterlegene Par-
tei nach den Bedingungen des Aufnahmestaates) –, dass der in ei-
nem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Rechtsanwalt, der mit
der Vertretung vor einem deutschen Gericht beauftragt ist, nur einen
Gebührenanspruch bis zu der Höhe hat, die durch Beauftragung ei-
nes deutschen Anwaltes entstanden wäre (siehe dazu Struve, Rich-
tungsweisendes Urteil des EuGH für die grenzüberschreitende
Dienstleistungserbringung durch Rechtsanwälte, AnwBl 2004, 218,
219). Dieser Rechtsprechung liegt allerdings der Fall zugrunde, dass
der ausländische Anwalt den Prozess in Deutschland führt, was eine
unterschiedliche Beurteilung rechtfertigt. Geht es hingegen um die
Beweisaufnahme für einen im Ausland anhängigen Rechtsstreit, ist
der Partei ein überwiegendes Interesse an der Intervention ihres Pro-
zessanwaltes und den damit verbundenen Mehrkosten zuzubilligen.
Die Festsetzung dieser Kosten kann für den damit Belasteten im Auf-
nahmestaat auch nicht ein mangels Vorhersehbarkeit unzumutbares
Risiko bilden.

4. Einen Einvernehmensanwalt hatte der eingeschrittene Prozessbe-
vollmächtigte nicht beizuziehen, weil die Parteien bei der Rechtshilfe-
einvernahme nicht durch einen Anwalt vertreten sein mussten (§ 28
Abs 1 des deutschen Gesetzes über die Tätigkeit europäischer
Rechtsanwälte in Deutschland).

RA Dr. Alexander Hofmann LL.M.
(als Prozessbevollmächtigter am Verfahren beteiligt)

Standesrecht

Der Rechtsanwalt und Gewinnspiele

8006

§§ 8, 10 RAO, § 3 EURAG, § 42 RLBA 1977,
§ 1 UWG

1. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, im geschäftli-
chen Verkehr seine Kanzleiadresse anzugeben.

2. Wer sich standeswidrig verhält, handelt gleich-
zeitig auch sittenwidrig im Sinne des § 1 UWG,
wenn er sich dadurch einen sachlich nicht gerecht-
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fertigten Vorsprung vor gesetzestreuenMitbewer-
bern verschafft.

3. Ausländische Rechtsanwälte unterliegen beim
Einschreiten in Österreich österreichischen Berufs-
und Standesregeln.

4. Die Mitwirkung an bedenklichen Gewinnspie-
len verstößt gegen Ehre und Ansehen des Standes
und ist daher auch wettbewerbswidrig.

OGH 10. 2. 2004, 4 Ob 233/03y

Sachverhalt:

Die klagende Partei ist eine Vereinigung von Rechtsanwälten. Sat-
zungsmäßiger Zweck des Vereins ist unter anderem die Geltend-
machung von Unterlassungsansprüchen wegen unlauteren Wett-
bewerbs. Der Beklagte (ZX) ist ein in Deutschland eingetragener
Rechtsanwalt mit Kanzleisitz in BB. Er hat der XY AG gestattet, sei-
nen Namen für Aussendungen zu verwenden, mit denen die
Adressaten aufgefordert werden, an Gewinnspielen teilzuneh-
men.

Für die Aussendungen wurden Kuverts verwendet, auf denen „ZX,
Rechtsanwalt“ und „Eilt sehr“ auf der Vorderseite und als Absender
„ZX Rechtsanwalt, i. A. von YYR, Postfach 210, A-XXX“ angegeben
ist. In Kleinbuchstaben wird darauf hingewiesen, dass die Teilnah-
mebedingungen auf der Innenseite des Kuverts abgedruckt sind.
Auf einem beigelegten Antwortkuvert ist ebenfalls der Name des
Beklagten angegeben. Das mit dem Briefkopf „ZX RECHTSAN-
WALT i. A. von YYR“ überschriebene und mit dem Aufdruck „DRIN-
GENDE RECHTSSACHE“ versehene Schreiben lautet auszugs-
weise wie folgt:

„Betrifft: Gewinn-Ausfolgung, Aktenzahl 63334167

Sehr geehrte Frau AA,

Ich habe den Auftrag, Ihnen mitzuteilen, dass Sie anlässlich des Eu-
ropäischen Gewinn-Kongresses in Wien einen der Preise 1–4 ge-
wonnen haben. Dies bestätigt auch ein mir vorliegendes Notariats-
protokoll vom 14. Februar 2002. Der 1. Preis ist ein fabriksneues
Auto, Marke Volkswagen Lupo, der 2. Preis eine komplette Küchen-
einrichtung, der 3. Preis eine Reise nach Bayern und der 4. Preis
als Sonderpreis EUR 5.000,00. Ich habe den Auftrag, die korrek-
te Gewinn-Ausfolgung rechtsverbindlich zu überwachen. Die
EUR 5.000,00 werden überwiesen. Dazu benötige ich dann die
Konto-Nummer. Der Gewinn ist bis spätestens 11. März 2002 an-
zufordern. (Poststempel gilt!) Eine spätere Anforderung ist aus
Gründen der Teilnahmebedingungen nicht möglich.

Für weitere Informationen steht Ihnen auch unser Telefon-Kunden-
dienst 0900/11111 (max EUR 3,64/Min) zur Verfügung. An Spe-
sen für die gesamte Organisation, wie Bearbeitung, Zustellung,

Versicherung, Steuern, Aufwendungen etc, werden Ihnen lediglich
EUR 50,– verrechnet.

. . .“

Das Schreiben ist mit einem unleserlichen Namenszug unterfertigt;
darunter steht „ZX, Rechtsanwalt“; daneben findet sich der Auf-
druck einer Rundstampiglie „ZX, ZUGELASSENER RECHTSAN-
WALT“. Eine dem Schreiben beigeschlossene „Aktennotiz“ lautet
wie folgt:

„ZX

Rechtsanwalt

TERMIN! EILT!

AKTEN-NOTIZ zur Gewinn-Ausfolgung an Frau AANr 63334167

Sehr geehrte Frau AA,

Sie haben tatsächlich einen der Preise 1–4 im Rahmen des EURO-
PÄISCHEN GEWINN-KONGRESSES in Wien gewonnen (Auto,
Küchen-Einrichtung, Reise nach Bayern oder als Sonderpreis
5.000 EUR). Ich mache Sie jedoch nachhaltig darauf aufmerksam,
dass Sie Ihren unwiderruflichen Gewinn bis allerspätestens
11. März 2002 abrufen müssen (Poststempel gilt).

Mit freundlichen Grüssen

ZX

Rechtsanwalt

PS: Auf der Rückseite das Protokoll des Öffentlichen Notars.“

Die Rückseite ist wie folgt bedruckt:

„Notarielle Gewinn-Bestätigung

KOPIE

Für Frau AA

. . .

Der Vorstand gibt an, dass bei YYR ein Zusatzgewinnspiel mit über
20.000 EUR Gesamtgewinnkapital ausgeschrieben wurde.

Als garantierte Gewinnerin von einem der 4 angeführten Preise
(Auto/Küche/Reise oder 5.000 EUR) steht unwiderruflich fest:

Frau AA in . . .“

Dem Schreiben liegt weiters eine „Gewinn-Anforderung“ bei. Da-
rin nimmt der Absender zur Kenntnis, einen der 4 Preise bereits ga-
rantiert gewonnen zu haben. Aus statistischen Gründen solle man
jedenfalls einen Lieblingsgewinn ankreuzen. Anzukreuzen ist
auch, in welcher Form die EUR 50,– „Organisationskosten für
die gesamte Gewinnbearbeitung inkl Gewinn-Zustellung, Ge-
winn-Versicherung, Gewinn-Steuer und Ihre persönlichen Aufwen-
dungen“ gezahlt werden. Die Gewinner der drei „Hauptpreise“
wurden am 14. 2. 2002 in Anwesenheit eines öffentlichen Notars
gezogen und in der Folge verständigt. Alle anderen Adressaten
der Aussendung, die die Gewinnanforderung bis 30. 6. 2002 ein-
gesandt hatten, erhielten als Preis eine Reise nach Bayern.

Die YY AG versendet weiters als „Telegramm“ überschriebene
Schriftstücke, die wie folgt lauten:

„TELEGRAMM
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Datum Uhrzeit Aufgabeamt

. . .

Empfänger

. . .

Textfeld

SEHR GEEHRTE FRAU WW. – STOPP – NUR NOCH WENIGE
TAGE ZUR AUSZAHLUNG VON EUR 100.000,00 – STOPP –

EUR 100.000,00 – STOPP – DER GRÖSSTE GEWINN DEN YYR

JE AUSBEZAHLT HAT – STOPP – FRAU WW WIR ERWARTEN
DRINGEND AUCH IHREN ANTRAG AUF DIESE EUR 100.000,00
– STOPP – IHR ANTRAG MUSS SPÄTESTENS AM 31. 01. 2002
EINTREFFEN – STOPP – SONST VERFÄLLT IHR ANTRAGSRECHT
AUF DIE EUR 100.000,00 UNWIDERRUFLICH – STOPP – AUF-
GRUND DIESER ABSOLUTEN DRINGLICHKEIT BITTEN WIR SIE
SOFORT UNTER ANFÜHRUNG IHRES NAMENS UND IHRER GE-
WINNNUMMER 10522259 – STOPP – IHREN ANTRAG AUF DIE
EUR 100.000,00 UNTER DER SOFORT-ANTRAGSNUMMER
0900/11111 (MAX EUR 3,64/MIN.) – STOPP –ODER PER BRIEF
ZU STELLEN – STOPP – FRAU WW DIE AUSZAHLUNG ERFOLGT
AM 08. 02. 2002 – STOPP – SPÄTESTENS UM 13.00 UHR –

STOPP – FRAU WW VERLIEREN SIE KEINE ZEIT, WIR ERWARTEN
DRINGEND IHREN ANTRAG – STOPP – TELEFONNUMMER:
0900/11111 (MAX EUR 3,64/MIN) – STOPP – BEACHTEN SIE
AUCH DIE BEILIEGENDEN BEWEIS-DOKUMENTE VOMÖFFENT-
LICHEN NOTAR – STOPP – VOM RECHTSANWALT ZX – STOPP –
SOWIE DIE POSTANWEISUNG – ENDE –

. . .“

Diesem „Telegramm“ liegt eine Bestätigung mit folgendem Wort-
laut bei:

„Ich, Rechtsanwalt ZX, bestätige ausdrücklich, dass YYR am
08. 02. 2002 unwiderruflich EUR 100.000,00 ausbezahlt. Auch
die Bestätigung des unabhängigen Notars liegt vor. Die Postanwei-
sung auf diese EUR 100.000,–wurde vom Vorstand, vom Gewinn-
Juror YYR und von meiner Person bereits unterfertigt. Ihr Antrag für
die EUR 100.000,– fehlt aber noch. Dieser kann aufgrund der ab-
soluten Dringlichkeit und Wichtigkeit unter der neu eingerichteten
SOFORT-ANTRAGS-TELEFONNUMMER 0900/11111 (Max.
EUR 3,64/Min.) oder auch per Brief erfolgen.

Der unwiderrufliche ANTRAGS-SCHLUSS ist der 31. 01. 2002.

ZX

Rechtsanwalt“

Dem „Telegramm“ ist eine „Postanweisung“ beigelegt, in der der
Betrag von EUR 100.000,00 aufscheint. Im Feld für die Anschrift
des Empfängers heißt es „genehmigt vom Vorstand, genehmigt
vom Finanz-Chef, genehmigt von ZX, Rechtsanwalt“. Unter der Ru-
brik „Für Vermerke des Absenders“ findet sich folgender Text:

„Sehr geehrte Frau WW,

Wir benötigen DRINGENDST auch Ihren Antrag auf die
EUR 100.000,00. Entweder durch die Sofort-Antrags-Telefonnum-
mer 0900/11111 (max. EUR 3,64/Min.) oder per Brief. ACH-
TUNG FRISTVERFALL DROHT!!!

Damit wir die nebenstehende, vorbereitete Postanweisung in Ihrem
Gewinnfall an Sie endabfertigen können.“

Der – ebenfalls beigeschlossene – „Auszug aus dem Protokoll des
öffentlichen Notars“ lautet wie folgt:

„DIE FIRMA YYR FÜHRT EIN PREISAUSSCHREIBEN DURCH: DER
1. PREIS BETRÄGT EUR 100.000,00. DIE AUSZAHLUNG ER-
FOLGT UNWIDERRUFLICH AM 8. FEBRUAR 2002 SPÄTESTENS
UM 13.00 UHR. DER ANTRAG KANN AUFGRUND DER ABSO-
LUTEN WICHTIGKEIT UND DRINGLICHKEIT PER TELEFON UN-
TER DER TELEFONNUMMER 0900/11111 (MAX. EUR 3,64/
MIN.) ABER AUCH MITTELS BRIEF ERFOLGEN.“

Die – mit der Adressatin des oben wiedergegebenen Schreibens
nicht identische – Gewinnerin der EUR 100.000,00 wurde durch
eine Auslosung in Anwesenheit eines öffentlichen Notars ermittelt.
Die Gewinnerin musste an Schenkungssteuer EUR 29.728,– zah-
len. Über die Ziehung der Gewinner werden Ziehungsprotokolle
geführt.

Die auf der Innenseite der für die Aussendungen verwendeten Ku-
verts in grauer Farbe abgedruckten Teilnahmebedingungen lauten
auszugsweise wie folgt:

„. . .

1. SIE MÜSSEN MINDESTENS 18 JAHRE ALT SEIN UND EINE EI-
GENE TELEFONNUMMER HABEN.

. . .

2. GEWINNER VON PREISEN IM WERT AB EUR 7.500,00 (SFR
15.000,00) ERHALTEN IHREN GEWINN NUR, WENN SIE PER-
SÖNLICH (ODER) EIN VERTRETER DEN GEWINN ANLÄSSLICH
EINER FEIERLICHEN ÜBERGABE BEI UNS ENTGEGENNEHMEN.
DIE REISEUNTERLAGEN ERHALTEN SIE MIT DER EINLADUNG.

3. . . . ABFUHR DER ÖSTERREICHISCHEN SCHENKUNGS-
STEUER AUS DEM GEWINN DURCH DIE XY DIREKTVERKAUF
AG.

4. DER HAUPTGEWINNER GIBT YYR (XY AG) SEINE AUSDRÜCK-
LICHE ZUSTIMMUNG ZUR VERÖFFENTLICHUNG SEINES NA-
MENS, SEINER ADRESSE UND SEINES FOTOS ZU WERBEZWE-
CKEN.

. . .

6. ICH STIMME DER SPEICHERUNG, VERARBEITUNGUNDÜBER-
MITTLUNG MEINER AUS TEILNAHME UND/ODER BESTELLUNG
ODER SONSTIGER KONTAKTAUFNAHME ABREIFENDEN PER-
SONENBEZOGENEN DATEN SOWIE DEREN WEITERGABE
AN ANDERE DIREKTWERBEUNTERNEHMEN UND DEREN
DIENSTLEISTER IN DER EU, WIE AUCH DER KONTAKTAUF-
NAHME PER TELEFON/SMS, JEWEILS ZU INFORMATIONS-
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UND WERBEZWECKEN GEGEN JEDERZEITIGEN WIDERRUF
ZU!“

Die klagende Partei begehrte im vorliegenden Verfahren, den Be-
klagten schuldig zu erkennen, es zu unterlassen, im geschäftlichen
Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs einerseits auf Briefen, Tele-
grammen oder sonstigen Korrespondenzen ohne Angabe seiner
Adresse, seines Herkunftslandes oder seiner Standesorganisation
aufzutreten; und andererseits im Rahmen von Gewinnspielen jeder
Art es zu unterlassen, Personen von einemGewinn zu verständigen
oder unter Verwendung seines Namens verständigen zu lassen,
insbesondere den Eindruck zu erwecken, es hätte der Adressat
der Zuwendung(en) („garantiert“) einen Gewinn gemacht, wenn
bestimmte weitere Voraussetzungen gegeben sind, und zwar

wenn dies nicht stimmt oder

a) wenn es zwar stimmt, aber der Eindruck erweckt wird, der
Adressat hätte mehr oder etwas anderes gewonnen, als er tatsäch-
lich gewonnen hat oder

b) wenn die Teilnahme an dem „Spiel“ von einer Zahlung oder ua
von einem Anruf bei einer Mehrwertnummer oder der Zustimmung
zur Verwendung personenbezogener Daten abhängig gemacht
wird;

c) wenn die Teilnahmebedingungen nicht in eben der gleichen Auf-
machung wie die sonstigen Unterlagen des Gewinnspiels vorlie-
gen und nicht deutlich darauf hingewiesen wird, dass diese von
der sonstigen Aufmachung und dem Inhalt der Aussendung abwei-
chen oder

d) wenn in den Namenszug des Beklagten tragenden Schriftstü-
cken (Beilage[n] zu Aussendung[en]/Zusendung[en] eines Ge-
winnspiels) unrichtige Behauptungen aufgestellt werden, und zwar
unabhängig davon, ob sich Gegenteiliges aus einer anderen Stelle
der Aussendung ergibt oder ergeben könnte, insbesondere

– wenn der Adressat aufgefordert wird, ein Foto zwecks Veröffent-
lichung seiner Gewinnereigenschaft zu übersenden, obwohl noch
gar nicht feststeht, dass dieser tatsächlich gewonnen hat, oder

– wenn der Adressat nicht leicht erkennen kann, wer das Gewinn-
spiel veranstaltet (fehlende Angaben nach § 14 HGB) und wen der
Beklagte vertritt bzw für wen er handelt.

Der Beklagte verstoße gegen § 3 EURAG, gegen § 8 Abs 4 RAO
sowie gegen die Standesregeln für Rechtsanwälte dadurch, dass er
sich an derartigen Gewinnspielen beteilige und damit sittenwidrig
handle. Den Gewinnspielen sei gemeinsam, dass durch die irrefüh-
rende Aufmachung der falsche Eindruck erweckt werde, die Adres-
saten hätten etwas gewonnen, wodurch sie verleitet würden, teure
Mehrwertnummern anzurufen und Bearbeitungskosten zu zahlen.
Der Beklagte greife bewusst in den Wettbewerb der österrei-
chischen Rechtsanwaltschaft ein, indem er zum öffentlichen Ärger-
nis werde und das Vertrauen weiter Kreise in die Rechtsanwalt-
schaft untergrabe.

Der Beklagte beantragte, das Klagebegehren abzuweisen, und be-
gehrte seinerseits, ihn zu ermächtigen, die Veröffentlichung des
klagsabweisenden Ausspruchs des Urteils auf die dafür übliche
Art und Weise in einer Gesamtausgabe der „Kronen-Zeitung“
auf Kosten des Klägers zu veranlassen. Das Klagebegehren sei
zur Gänze unrichtig. Er sei nicht verpflichtet, seine Berufsorganisa-
tion anzugeben. Insoweit bestehe auch keine Wiederholungsge-
fahr, weil sich die XY AG dem Kläger gegenüber zur Unterlassung
verpflichtet habe und der Beklagte ausschließlich im Auftrag dieses
Unternehmens tätig werde. Die Veranstaltung von Gewinnspielen
sei zulässig; dem Beklagten könne daher nicht untersagt werden,
Gewinnspiele unter Nennung seines Namens zuzulassen. Keiner
der angezogenen Verstöße sei verwirklicht worden. Der Beklagte
verstoße daher weder gegen ein Gesetz noch gegen Standesvor-
schriften.

Die Unterinstanzen erkannten den Beklagten für schuldig, es zu un-
terlassen, im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs
auf Briefen, Telegrammen oder sonstigen Korrespondenzen ohne
Angabe der Berufsorganisation, der er angehört, sowie ohne An-
gabe der Adresse seines Kanzleisitzes aufzutreten und ermächtigte
in diesem Umfang die klagende Partei zur Urteilsveröffentlichung.
Das restliche Klagebegehren wiesen sie ab und ermächtigten den
Beklagten zur Veröffentlichung des klagsabweisenden Teils ihrer
Entscheidung. Das Berufungsgericht sprach aus, dass der Wert
des Entscheidungsgegenstandes E 20.000,– übersteige und ver-
neinte die Zulässigkeit der ordentlichen Revision. Beide Parteien er-
hoben dagegen außerordentliche Revisionen, die entgegen dem
Ausspruch des Berufungsgerichts zulässig sind, nur die der klagen-
den Partei ist auch berechtigt.

Zur Revision des Beklagten (ZX):

Der Beklagte hielt an seiner Auffassung fest, als ausländischer
Rechtsanwalt nicht verpflichtet zu sein, die „Adresse seines Kanz-
leisitzes“ anzugeben. Auch inländische Rechtsanwälte seien nicht
verpflichtet, die Adresse ihrer Kanzlei anzugeben. Der Kläger hielt
dem entgegen, es sei kein einziger Fall bekannt, in dem ein inlän-
discher Rechtsanwalt auf seinem Geschäftspapier seinen Kanzlei-
sitz nicht angegeben habe. § 42 RLBA verpflichtet den Rechtsan-
walt, seine Kanzlei mit Sorgfalt und Umsicht zu führen. Daraus
folge auch die Verpflichtung zur Angabe der Kanzleiadresse.
§ 8 Abs 4 RAO sei dahin zu verstehen, dass mit dem „Hinweis
auf den Ort des Kanzleisitzes“ die Angabe der Adresse der Kanz-
lei gemeint sei. Der OGH hat dazu erwogen:

Der Kläger weist zu Recht darauf hin, dass (österreichische) Rechts-
anwälte im geschäftlichen Verkehr ihre Kanzleiadresse angeben.

Sie befolgen damit zwar keine ausdrücklich festgelegte Standes-
pflicht, aber eine (ungeschriebene) Regel, die aus der gesetzlich

normierten Verpflichtung des Rechtsanwalts folgt, durch Redlich-
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keit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und Würde
des Standes zu wahren (§ 10 Abs 2 RAO). Das Gebot der Redlich-

keit erfordert es, dem im geschäftlichen Verkehr Kontaktierten

seine Identität offen zu legen; dazu gehört bei einem Rechtsanwalt
die Angabe seiner Kanzleianschrift. Nur dadurch ist es der Gegen-

seite möglich, allenfalls notwendige Erkundigungen einzuziehen
und die Seriosität und damit auch das Gewicht der Äußerungen

des als Rechtsanwalt Auftretenden beurteilen zu können.

Dienstleistende europäische Rechtsanwälte haben die in Öster-
reich geltenden Regeln für die Ausübung der Rechtsanwaltschaft
soweit einzuhalten, als sie von ihnen als dienstleistende Rechtsan-
wälte beachtet werden können, und nur insoweit, als ihre Einhal-
tung objektiv gerechtfertigt ist, um eine ordnungsgemäße Aus-
übung der Tätigkeit des Rechtsanwalts sowie die Beachtung der
Würde des Berufs und der Unvereinbarkeiten zu gewährleisten
(§ 4 Abs 2 EURAG). Mit dieser Bestimmung wurde Art 6 Abs 1
der RL 98/5 EG umgesetzt, wonach der in einem anderen Mit-
gliedstaat tätige Rechtsanwalt den einschlägigen Vorschriften bei-
der Staaten unterliegt. Er hat daher auch die dort geltenden Berufs-
und Standesregeln einzuhalten (Eilmansberger, Die Niederlas-
sungsrichtlinie für Rechtsanwälte und deren Umsetzung in Öster-
reich, AnwBl 2000, 318).

Es bedarf keiner Begründung, dass es einem dienstleistenden euro-
päischen Rechtsanwalt ohne weiteres möglich ist, seine Kanzlei-
adresse anzugeben. Im Regelfall geschieht dies auch, weil übli-
cherweise sowohl inländische als auch ausländische Rechtsan-
wälte über einen Kanzleisitz verfügen und ihre Geschäfte nicht
bloß telefonisch abwickeln. Die Einhaltung dieser Regel ist auch

objektiv gerechtfertigt, weil ein Rechtsanwalt seine Tätigkeit regel-

mäßig nur dann ordnungsgemäß ausüben kann, wenn er seine
Identität offen legt. Dass dazu bei einem Rechtsanwalt aus Grün-

den der Redlichkeit auch die Angabe der Kanzleiadresse gehört,
wurde bereits oben dargelegt.

Dass der Beklagte über keine Kanzleiadresse verfüge, wurde nicht
behauptet. Es ist daher unerheblich, ob es –wie der Beklagte meint
– ihm auch frei stünde, seine Tätigkeit nur telefonisch auszuüben.
Ohne Bedeutung ist im vorliegenden Zusammenhang auch die Ver-
pflichtung des dienstleistenden europäischen Rechtsanwalts, bei
seinen ersten Verfahrenshandlungen einen im Inland wohnenden
Zustellungsbevollmächtigen namhaft zu machen, und die bei Ver-
letzung dieser Verpflichtung vorzunehmende Hinterlegung beim
Gericht oder bei der Behörde (§ 6 EURAG), dient doch diese Ver-
pflichtung nur der Vereinfachung des Zustellwesens.

Der Beklagte kann daher seine Auffassung, als deutscher Rechtsan-
walt bei seinem Tätigwerden in Österreich seine Kanzleianschrift
nicht angeben zu müssen, nicht mit guten Gründen vertreten, sein
Verhalten ist daher standeswidrig; zu prüfen bleibt, ob es auch sit-
tenwidrig im Sinne des § 1 UWG ist.

Wer sich standeswidrig verhält, handelt gleichzeitig auch sitten-
widrig im Sinne des § 1 UWG, wenn er sich einen sachlich nicht
gerechtfertigten Vorsprung vor gesetzestreuen Mitbewerbern ver-
schafft (4 Ob 278/01p = MR 2002, 42, Prominentenzahnarzt).
Das ist hier zu bejahen.

Ein Rechtsanwalt, der seine Kanzleianschrift nicht angibt, verhin-
dert eine sofortige und mühelose Kontaktaufnahme durch die
von ihm Kontaktierten. Er kann sich damit allfälligen Reaktionen
entziehen oder sie jedenfalls erschweren. Das gilt umso mehr,
wenn ein Rechtsanwalt, wie der Beklagte, seinen Namen dafür
hergibt, um – wie unten noch darzulegen sein wird – bedenkli-
chen Gewinnspielen einen Anstrich von Seriosität zu geben. In ei-
nem solchen Fall muss in einem noch größerem Maß mit Anfra-
gen, wenn nicht mit Beschwerden der (oftmals enttäuschten) Teil-
nehmer gerechnet werden. Dem entzieht sich der Beklagte, indem
er seine Anschrift verschweigt. Er übt damit eine – wie anzuneh-
men ist – lukrative Tätigkeit aus, ohne sich den nachteiligen Fol-
gen zu stellen. Damit verschafft er sich einen sachlich nicht ge-
rechtfertigten Vorsprung vor seinen die Standesvorschriften einhal-
tenden Mitbewerbern.

Zur Revision der klagenden Partei:

Wie bereits im Zusammenhang mit der Revision des Beklagten dar-
gelegt, unterliegt das Auftreten des Beklagten als deutscher Rechts-
anwalt in Österreich auch den für österreichische Rechtsanwälte
geltenden Berufs- und Standesregeln. Danach ist der Rechtsanwalt
verpflichtet, durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Be-

nehmen Ehre und Würde des Standes zu wahren (§ 10 Abs 2

RAO).

Dieser Verpflichtung wird nicht bereits dann zuwider gehandelt,
wenn ein Rechtsanwalt an Gewinnspielen mitwirkt oder es zulässt,
dass Gewinnspiele unter Verwendung seiner Standesbezeichnung
„Rechtsanwalt“ und unter Nennung seines Namens durch Dritte
veranstaltet werden, ob dies auch dann zutrifft, wenn ein Rechtsan-
walt Gewinnspiele selbst veranstaltet, kann offen bleiben, weil
nicht festgestellt ist, dass der Beklagte Gewinnspiele veranstaltet.
Die Unterinstanzen haben es daher zu Recht abgelehnt, dem Be-
klagten ganz generell zu verbieten, in diesem Sinne tätig zu wer-
den. Die klagende Partei hat aber auch das oben näher beschrie-
bene Eventualbegehren gestellt, das sich konkret auf die im Sach-
verhalt dargestellten Gewinnspiele bezieht. Mit diesem Eventual-
begehren strebt die klagende Partei das gegen den Beklagten
gerichtete Verbot im Sinne des oben dargestellten Begehrens an,
dem Berechtigung zukommt, weil ua

– Aufmachung und Wortwahl den Teilnehmer glauben lassen, der
Gewinn sei bereits sicher und müsse nur noch „beantragt“werden;
in Wahrheit wird der Gewinn aber nur 1 x vergeben und es ist völ-
lig offen, wer ihn erhält;
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– im Verständigungsschreiben zum Briefgewinnspiel dem Adressa-
ten mitgeteil wird, einen der Preise 1–4 gewonnen zu haben, wo-
bei die Preise wie folgt nebeneinander aufgezählt werden: Der
1. Preis ist ein fabriksneues Auto, Marke Volkswagen Lupo, der
2. Preis eine komplette Küchen-Einrichtung, der 3. Preis eine Reise
nach Bayern und der 4. Preis als Sonderpreis E 5.000,–; diese
Aufzählung erweckt – jedenfalls bei einem nicht unerheblichen Teil
der Leser – den Eindruck, dass die Preise, wie bei Gewinnspielen
allgemein üblich, nach ihrem Wert gestaffelt seien, und dass die
Chancen, einen bestimmten Preis zu erhalten, gleich oder jeden-
falls so verteilt seien, dass der an 4. und somit an letzter Stelle ge-
nannte Preis häufiger als die drei anderen Preise vergeben werden;

– nach der Entscheidung 4 Ob 5/03 v (= MR 2003, 117, Mehr-
wertnummernglückspiel) Gewinnspiele, bei denen der Teilnehmer
eine Mehrwertnummer anzurufen hat, unter § 2 Abs 1 GSPG fal-
len und daher unzulässig sind; die Veranstaltung eines solchen Ge-
winnspiels im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe-
werbs verstößt daher gegen § 1 UWG; die Auffassung, dass ein
solches Gewinnspiel nicht gegen § 2 Abs 1 GSPG verstoße, ist
nach der E 4 Ob 5/03 v nicht mit guten Gründen vertretbar; das
muss auch dann gelten, wenn der Gewinn – wie hier – nicht nur te-
lefonisch, sondern auch brieflich angefordert werden kann, da je-
denfalls diejenigen, die die Mehrwertnummer anrufen, einen Ein-
satz leisten. Insoweit handelt es sich daher um ein dem Bund vorbe-
haltenes Glücksspiel (§ 3 GSPG). Das gleiche muss auch für das
„Briefgewinnspiel“ gelten (siehe Schwarz/Wohlfahrt, Glücksspiel-
gesetz mit wichtigen Spielbedingungen § 2, Anm I1 mwN);

–mit der Teilnahme amGewinnspiel sich der Teilnehmer Teilnahme-
bedingungen unterwirft, in denen ua eine Einverständniserklärung
zur Verwendung personenbezogener Daten enthalten ist. Die Ein-
verständniserklärung kann zwar jederzeit widerrufen werden.
Der Teilnehmer wird aber mit einer Bedingung überrascht, mit
der er nicht rechnet und die er bei normaler Behandlung der Sen-
dung auch nicht wahrnimmt, da Texte auf der Innenseite von Ku-
verts üblicherweise nicht gelesen werden. Ihm wird daher regelmä-
ßig gar nicht bewusst, dass er der Verwendung seiner Daten zu-
stimmt. Damit kommt er auch nicht in die Lage, seine Einverständ-
niserklärung zu widerrufen oder die Ungültigkeit der Bedingung
geltend zu machen, wobei sich die auf der Innenseite des Kuverts
abgedruckten Teilnahmebedingungen sich nicht nur an einem un-
gewöhnlichen Ort befinden; sie sind – da in Großbuchstaben
und in grauer Farbe gedruckt – auch nur schwer lesbar;

– ein unrichtiger Eindruck durch das Ersuchen erweckt wird, ein
Foto zu übermitteln; dies lässt die Teilnehmer nämlich (irrtümlich)
glauben, dass die Chancen, einen wertvollen Preis zu gewinnen,
tatsächlich groß seien, während nur drei Preise größeren Werts
vergeben werden und die weitaus überwiegende Zahl der Teilneh-
mer lediglich eine Reise nach Bayern erhält;

– unklar bleibt, wer das Gewinnspiel veranstaltet.

Wirkt ein Rechtsanwalt an derartigen Gewinnspielen mit, so han-
delt er standeswidrig.

Nach dem – wie oben dargelegt – auch für den Beklagten verbind-
lichen § 10 Abs 2 RAO ist der Rechtsanwalt verpflichtet, durch
Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre und
Würde des Standes zu wahren. § 2 RLBA verbietet dem Rechtsan-
walt, einen Auftrag anzunehmen, dessen Ausführung Ehre und An-
sehen seines Standes beeinträchtigt.

Ehre und Ansehen des Standes werden beeinträchtigt, wenn sich

ein Rechtsanwalt dazu hergibt, bedenklichen Gewinnspielen durch

seine Mitwirkung einen Anstrich von Seriosität zu geben, obwohl
die reißerische Aufmachung der Aussendungen nur dazu dient,

die Teilnehmer zu vermögenswerten Leistungen zu veranlassen.
§ 9 Abs 1 RAO steht dem nicht entgegen. Danach ist der Rechtsan-

walt verpflichtet, die übernommene Vertretung dem Gesetz gemäß

zu führen und die Rechte seiner Partei gegen jedermann mit Eifer,
Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten. Er ist befugt, alles, was

er nach dem Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich erach-
tet, unumwunden vorzubringen, ihre Angriffs- und Verteidigungs-

mittel in jeder Weise zu gebrauchen, welche seinem Auftrag, sei-

nem Gewissen und den Gesetzen nicht widerstreiten. § 9 Abs 1
RAO verweist damit auf die gesetzlichen Schranken, die – naturge-

mäß – auch für die Vertretungstätigkeit des Rechtsanwalts gelten.
Sie gelten umso mehr für einen Rechtsanwalt, der nicht als Vertre-

ter seines Mandanten in einer rechtlichen Auseinandersetzung,

sondern als dessen Gehilfe bei der Kundenwerbung tätig wird.
Er kann sich nicht darauf berufen, „in Vertretung der Interessen

seiner Partei“ die Grenzen gesetzlicher Regelungen ausgelotet zu
haben, sondern er hat – wie jeder andere Rechtsunterworfene

auch – die nachteiligen Folgen zu tragen, wenn er gesetzwidriges

Handeln bewusst fördert. Ein Rechtsanwalt beeinträchtigt mit der
Übernahme eines solchen Auftrages daher Ehre und Ansehen

des Standes.

Die Mitwirkung des Beklagten an den Gewinnspielen ist somit stan-
deswidrig; sie ist auch sittenwidrig im Sinne des § 1 UWG, weil
sich der Beklagte mit der Übernahme derartiger Aufträge einen
sachlich nicht gerechtfertigten Vorsprung vor seinen Mitbewerbern
verschafft. Er erweitert damit sein Tätigkeitsgebiet beträchtlich ge-
genüber dem seiner Mitbewerber, weil ein die Standesvorschriften
einhaltender Rechtsanwalt nur an der Abwicklung seriöser Ge-
winnspiele und nicht auch an Gewinnspielen mitwirken kann, die
– wie die hier verfahrensgegenständlichen Gewinnspiele – auf
die Täuschung des Publikums angelegt sind.

Dem Unterlassungs-(Eventual-)Begehren war daher zur Gänze statt-
zugeben. Demzufolge war auch das Veröffentlichungsbegehren zu
bejahen undder Beklagte in den Ersatz der Prozesskosten aller Instan-
zen zu verfällen, sein Veröffentlichungsbegehren war abzuweisen.

Rechtsprechung

419AnwBl 2005/9



Rechtsprechung

Anmerkung:

Auf Seiten der klagenden Partei beteiligt. Die Entscheidung ist über
den Anlassfall hinaus mE von weit reichender Bedeutung für unser
Standesrecht, und zwar einerseits, weil damit die Verpflichtung
des Rechtsanwalts, im geschäftlichen Verkehr seine Kanzleiadresse
bekannt zu geben festgeschrieben wird, und andererseits vom
OGH eindringlich daran erinnert wird, dass jede Vertretung nur
dem Gesetz gemäß ausgeübt werden darf. Das Urteil umfasst im
Originaltext 30 Seiten und wird hier nur auszugsweise wiedergege-
ben.

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Heinz-Peter Wachter

Gebühren- und Steuerrecht

(Noch) Keine Valorisierung der Angemessenheits-
grenze für PKW notwendig

8007

§ 20 Abs 1 Z 2 lit b EStG

1. Die Anschaffungskosten gängiger Fahrzeuge
der durchschnittlichenMittelklasse der (auch euro-
päischen) Automobilhersteller sind als nach der
allgemeinen Verkehrsauffassung angemessen zu
beurteilen, wobei die Marktverhältnisse zum Zeit-
punkt der Anschaffung des Kfz als Neuwagen
maßgebend sind.

2. Konkrete betriebliche Besonderheiten können
im Einzelfall aber auch ausnahmsweise höhere
Anschaffungskosten erforderlich machen.

VwGH 22. 12. 2004, 2004/15/0101

Sachverhalt:

Im Beschwerdeverfahren ist strittig, ob Aufwendungen für einen
PKW mit Anschaffungskosten bis ATS 467.000,– (Standpunkt
des bf FA) oder bis ATS 520.000,– (Auffassung der bel Beh und
des Mitbeteiligten) iSd § 20 Abs 1 Z 2 lit b EStG betrieblich veran-
lasst sind. Die bel Beh führte in der Begründung des angef B aus,
die Verwaltungspraxis beurteile Aufwendungen im Zusammen-
hang mit der Anschaffung eines PKW seit dem Jahr 1990 insoweit
als angemessen, als die Anschaffungskosten ATS 467.000,– (inkl
USt und NOVA) nicht überstiegen. Die bel Beh gehe jedoch davon
aus, dass der Angemessenheitsgrenze des EStG ein dynamisches
Element innewohne. Eine starre Wertgrenze, insb wenn sie über
viele Jahre unverändert beibehalten werde, könne den Intentionen
der genannten Gesetzesstelle nicht gerecht werden.

Spruch:

Aufhebung des angef B wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Aus den Gründen:

Mit dem EStG 1988 wurde das Erfordernis der Angemessenheit
von Aufwendungen ua für die Anschaffung von Personen- und Kom-
binationskraftwagen in § 20 Abs 1 Z 2 lit b ausdrücklich gesetz-
lich verankert. Der VwGH hat in seiner Rsp (auch zur Rechtslage
vor dem EStG 1988) zur einkommensteuerlichen Berücksichtigung
von Aufwendungen für PKW stets zum Ausdruck gebracht, dass
sich ein teurer PKW gegenüber einem billigeren nicht nur als siche-
rer, sondern im Regelfall auch als repräsentativer erweist. Die re-
präsentative Komponente dürfe steuerlich nicht berücksichtigt wer-
den (zB 84/14/0054).

Die bel Beh geht im angef B nun davon aus, der VwGH hätte in sei-
nem Erk vom 22. 3. 2000, 97/13/0207, für das Jahr 1991 An-
schaffungskosten eines PKW in Höhe von ATS 467.000,– als an-
gemessen beurteilt. Dem ist jedoch entgegen zu halten, dass der
VwGH in diesem Erk lediglich zum Ergebnis gelangte, der Bf sei
durch die Vorgangsweise der bel Beh (bei „ohnedies“ als angemes-
sen angesehenen Anschaffungskosten von rund ATS 470.000,–)
nicht in seinen Rechten verletzt worden. Damit hat der VwGH aber
nicht ausgesprochen, dass nicht auch ein PKW mit geringeren An-
schaffungskosten der allgemeinen Verkehrsauffassung nach den
betrieblichen Erfordernissen entsprochen hätte. Für eine Valorisie-
rung bestand damit keine Grundlage.

Für das fortzusetzende Verfahren sieht sich der VwGH zu folgen-
den Hinweisen veranlasst: Grundsätzlich sind Anschaffungskosten
gängiger Fahrzeuge der durchschnittlichen Mittelklasse der (auch
europäischen) Automobilhersteller als nach der allgemeinen Ver-
kehrsauffassung angemessen zu beurteilen. Dabei sind die Markt-
verhältnisse zum Zeitpunkt der Anschaffung des Kfz als Neuwagen
maßgebend. Das bf FA bringt in einem ergänzenden Schriftsatz
vor, dass im Jahr 2004 Fahrzeugmodelle der durchschnittlichen
Mittelklasse von vielen Herstellern zu einem Preis bis maximal
ATS 467.000,– angeboten wurden (zB Audi A 4 1,6; VW Passat
Edition 1.6; BMW 318d; Volvo S60 2,4; Mercedes C 200 CDI).
Im Allgemeinen wird von solchen, die jeweils aktuellen Preisverhält-
nisse am österreichischen PKW-Markt widerspiegelnden Durch-
schnittswerten für PKW der durchschnittlichen Mittelklasse zur Be-
stimmung der Angemessenheitsgrenze ausgegangen werden kön-
nen, wenn nicht konkrete betriebliche Besonderheiten im Einzelfall
(ausnahmsweise) höhere Anschaffungskosten erforderlich machen.

Anmerkung:

1. Der vorliegende Rechtsstreit geht auf die Berufung eines Rechtsan-

waltes in eigener Sache zurück und hat die berechtige Frage nach
einer überfälligen Valorisierung der bloß erlassmäßig bezifferten
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PKW-Angemessenheitsgrenze des EStG gestellt. Die Empfänglichkeit
des UFS für die vorgebrachten Argumente dokumentiert dabei auch
eindrucksvoll die Emanzipation der nunmehr als Unabhängige Fi-
nanzsenate organisierten Abgabenbehörden zweiter Instanz von
den unverbindlichen Rechtsauffassungen der BMF-Erlässe.

2. Die Abwehrreaktion der Finanzverwaltung auf die weitgehend
stattgebende Berufungsentscheidung des UFS folgte freilich umge-
hend und hat zu einer seltenenAmtsbeschwerde des FA andenVwGH

und einer ausführlichen ablehnenden Stellungnahmedes BMFgeführt.
Das vorliegende Erk des VwGH hat nun – zum Leidwesen des betrof-
fenen RA – die alte Angemessenheitsgrenze von rundE 34.000,– be-
stätigt. Da diese Bestätigung schon auf Grundlage der Preise des Jah-
res 2004 (!) für die Basismodelle von Audi A 4, VW Passat, BMW
318d, Volvo S60 und Mercedes C 200 erfolgt ist, ist damit eine
grundsätzliche Valorisierung der Angemessenheitsgrenze im Wege
der Rechtsprechung in weite Ferne gerückt. Für im Einzelfall konkret
argumentierbarer, betrieblicher Besonderheiten hat der VwGH aber
immerhin eine interessante Hintertür eröffnet (s Rs 2).

3. Die Kritik des UFS an der PKW-Angemessenheitsregelung hat
aber mittlerweile insofern Früchte getragen, als der BMF sich kürzlich

entschlossen hat, die Angemessenheitsgrenze des § 20 Abs 1 Z 2
lit b EStG künftig nicht mehr im bloßen Erlasswege ziffernmäßig zu
konkretisieren, sondern sich dazu einer neuen VO zu bedienen. Ei-
genmächtige Überschreitungen dieser Grenze durch die UFS sind
damit nicht mehr möglich, da eine VO nur vom VfGH wegen Gesetz-
widrigkeit behoben werden kann. Das BMF dürfte – dank der kriti-
schen Funktion der UFS – somit zunehmend auch selbst die rechts-
staatlichen Vorzüge näherer Determinierungen der Rechtslage über
VO statt über Erlässe erkennen.

4. Mit VO 2004/466 wurde die PKW-Angemessenheitsgrenze nun
ab dem Jahr 2005 auf E 40.000,– erhöht. Für die Argumentierbar-
keit darüber liegender Anschaffungskosten aufgrund konkreter be-
trieblicher Besonderheiten (Rs 2) ist in der VO kein Raum gelassen
worden, sodass sich in diesem Punkt zumindest theoretisch eine mög-
liche Gesetzwidrigkeit der VO herausstellen könnte. Angesichts der
kräftigen Erhöhung der Angemessenheitsgrenze bedürfte es dazu
aber schon ganz außergewöhnlicher betrieblicher Besonderheiten
im Einzelfall.

Franz Philipp Sutter

Rechtsprechung

RECHTaktuell
Das Neueste zum Wirtschaftsrecht

Nikolaus Vavrovsky

Der erfolgreiche Geschäftsführer 
Rechte und Pflichten, Haftung und Insolvenz

Die Aufgaben und Risiken eines Geschäftsführers sind vielfältig. Dieses kom-
pakte Praxishandbuch gibt Geschäftsführern sowie deren Mitarbeitern und
Beratern einen raschen Überblick über die Rechte und Pflichten eines Ge-
schäftsführers, über Haftungsfragen, verwaltungsstrafrechtliche Verantwort-
lichkeit, den Krisenfall Insolvenz, Vertragsrecht und vieles mehr. Das besonders

lesefreundliche Layout mit wertvollen Tipps und mustergültigen Lösungen führt zielsicher durch alle
relevanten Rechtsbereiche. Zahlreiche Checklisten zu den zentralen Fragestellungen bieten allen
Lesern eine optimale Hilfstellung für die tägliche Anwendungspraxis.

2005. 174 Seiten. Br. EUR 28,80 ISBN 3-214-08708-8 

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
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Für Sie gelesen

& Bagatellstraftaten im Finanzstrafrecht.

Von Rupert Manhart. Schriften und aktu-
elle Beiträge zum österreichischen Ab-
gabenrecht. Verlag LexisNexis ARD
Orac, Wien 2005, 120 Seiten, br,
E 25,–.

Eine vorbildliche Arbeit, die für jeden Juris-
ten, insbesondere für berufsmäßige Partei-
envertreter wertvoll ist. Der Rechtsanwalt
als Verteidiger, aber auch als Berater im
breiten Feld des so genannten Wirtschafts-
rechts, wird beim Studium der Monogra-
phie Rupert Manhart, die im Juni 2004
als Dissertation approbiert worden war,
wertvolle Anregungen für die Praxis erhal-
ten. Die klare Gliederung in einen allge-
meinen und besonderen Teil, wieder geteilt
in einzelne Kapitel, die eine übersichtliche
Darstellung des behandelten Problems bie-
ten und in einer leicht fassbaren Zusam-
menfassung konzentriert werden, macht –
obwohl es sich um eine nicht einfache Ma-
terie handelt, die der Autor behandelt –
das Erfassen der Fragestellung und ihrer
Lösung bei der sicherlich zu Recht geforder-
ten Bereitschaft, mitzudenken, durchaus
einfach.

Über die einleitende Darstellung der Krimi-
nalpolitik und der Bagatellkriminalität un-
ter der Überschrift „Bagatellstraftat“, der
Darstellung des Weges zur Behandlung
von Bagatelldelikten mit den gegebenen
Eingriffsmöglichkeiten je nach Eingriffsin-
tensität und der Darstellung der Möglich-
keit, überhaupt nicht zu strafen, die Tat
dem Verwaltungsstrafrecht zu unterziehen
oder nach der härtesten Stufe des gericht-
lich zu ahndenden Offizialdeliktes zu grei-
fen, behandelt der Autor das Problem zu-
nächst innerhalb des Strafrechts, um
schließlich darzulegen, dass die eigentli-
chen Bagatelldelikte an sich vollständig
aus dem Strafrecht ausgelagert werden
können. Er zeigt auf, dass das Finanzstraf-
recht einen eigenen Weg bei der Auftei-

lung der Zuständigkeit zwischen Verwal-
tungsbehörden und Gerichten gegangen
ist, indem es diese von Wertgrenzen ab-
hängig gemacht hat, und zeigt die Pro-
bleme dieses Systems auf. Schließlich ver-
sucht er, eine eigene Definition der Baga-
tellstraftat. Diese Definition lautet, wörtli-
ches Zitat: „Eine Bagatellstraftat ist eine
tatbestandsmäßige und rechtswidrige
Handlung, bei der das Gesetz jedoch we-
gen des geringen Handlungs- und Erfolgs-
unrechts, der unbedeutenden Schuld oder
des fehlenden Präventiverfordernisses auf
eine Bestrafung verzichtet oder ein wesent-
lich vereinfachtes Verfahren vorsieht.“

Im allgemeinen Teil finden sich die Ausei-
nandersetzung zwischen erlaubtem Risiko
und Sozialadäquanz, dem Unrechtsaus-
schluss bei sozial adäquater Verletzung
und die dogmatische Einordnung der So-
zialadäquanz. All diese Überlegungen
werden auf Vorsatz und Fahrlässigkeitsde-
likte angewandt. Untersucht wird Sozial-
adäquanz berufstypischer oder alltägli-
cher Beitragshandlungen und Zurech-
nungskriterien. Schließlich finden sich Aus-
führungen über den unentschuldbaren
Irrtum, wobei für das FinStrG auf den Tat-
bildirrtum und Verbotsirrtum eingegangen
wird und die Rechtsfolgen dargestellt wer-
den.

Den Überlegungen zu der Irrtumsproble-
matik werden solche über die entschuld-
bare Fehlleistung gegenüber gestellt.

Untersucht werden die mangelnde Straf-
würdigkeit und ihre Kriterien und das Ab-
grenzungsproblem zwischen entschuldba-
rer Fehlleistung bzw Zumutbarkeit.

Wichtig für den Rechtsanwalt ist im beson-
deren Teil die Auseinandersetzung mit der
Stellung des berufsmäßigen Parteienvertre-
ters und seiner Privilegierung, die sich nur
dann bei der Vertretung und Beratung ihrer
Klienten, nicht aber in eigenen Angelegen-
heiten, strafbar machen, wenn sie schwe-
res Verschulden trifft. Konsequent wird
der Begriff des schweren Verschuldens un-
tersucht.

Im Abschnitt prozessuale Bestimmungen
befasst sich der Autor mit der Diversion,
die für gerichtliche Finanzstrafverfahren,
die vor dem Schöffengericht abzuhandeln
sind, nicht zur Verfügung steht, weist aller-
dings zu Recht darauf hin, dass das Fi-
nanzstrafrecht Mechanismen kennt, die
dem Grundkonzept der Diversion sehr ähn-
lich sind.
Schließlich wird das Gnadenrecht darge-
stellt.
In einer gut gelungenen Zusammenfassung
gelingt es Manhart, seine Arbeit auf fünf
Seiten zu konzentrieren unter den Über-
schriften Bestimmungen des allgemeinen
Teils, Bestimmungen des besonderen Teils
und verfahrensrechtliche Bestimmungen.
Die Herausgeber führen zu Recht an: Die
Arbeit wendet sich an drei Leserkreise:
Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder
finden zahlreiche Argumente zur Verteidi-
gung ihrer Mandanten. Richtern und Fi-
nanzstrafbeamten werden Wege aufge-
zeigt, wie sie unter Beachtung des Legali-
tätsprinzips auf die Bestrafung kleinerer Fi-
nanzvergehen verzichten können. Die
Wissenschaft findet darin den Versuch ei-
ner widerspruchsfreien dogmatischen Ab-
grenzung und Einordnung der Geringfü-
gigkeitskorrektive des Finanzstrafrechts.

Klaus Hoffmann

& Festschrift für Rudolf Welser zum

65. Geburtstag. Hrsg von Constanze
Fischer-Czermak/Andreas Kletecvka/
Martin Schauer/Wolfgang Zankl. Ver-
lag Manz, Wien 2004. XVI, 1288 Sei-
ten, Ln, E 198,–.

Mehr als eine formale Anzeige –

Zur Festschrift für Rudolf Welser

I.
Von „einem“ Zivilrecht zu sprechen, ist
längst schon vermessen. So, wie die einst
paradigmatische Unterscheidung zwi-
schen dem öffentlichen und dem privaten
Recht längst, und nicht nur an den Rän-
dern, aufgelöst ist und durch Rechtsmassen
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überlagert ist, denen das traditionell dicho-
tomische Rechtsverständnis innerstaatli-
cher Prägung nicht gewachsen ist, so ist
auch ein einheitlicher Begriff des Zivilrech-
tes schwer auszumachen.

Dem entspricht vielleicht auch, dass die ei-
nem der profiliertesten Zivilrechtslehrer
Österreichs zu dessen fünfundsechzigstem
Geburtstage gewidmete Festschrift auf ei-
nen „Titel“ verzichtet, der zugleich das Pro-
gramm bestimmen sollte oder könnte.

Es ist ein gewichtiges Werk, das vor der ju-
ristisch interessierten Öffentlichkeit liegt,
gewichtig im Umfange (etwa 1300 Sei-
ten), gewichtig aber vor allem, was Zahl,
Namen und Rang der Beiträger angeht.

Legt man den Band nach einer ersten über-
blickshaften Durchsicht aus der Hand – ja,
das ist es eben, man legt den Band auch
nach einer ersten überblickshaften Durch-
sicht nicht aus der Hand, sondern beginnt,
sich in viele der Beiträge zu vertiefen und
tut es, als Praktiker zumal, mit erheblichem
Gewinn. Diese Festschrift ist nämlich nicht
mehr und nicht weniger als ein Kompen-
dium aktuellster Rechtsfragen aus den un-
terschiedlichsten Bereichen unter dem gro-
ßen Dache der Interessen des Geehrten.
Das ist, um gleich herauszuplatzen, der ei-
gentliche Vorzug dieser Festschrift, die eine
solche in doppeltem Sinne ist: zum einen
eine Festfreude, wie man hoffen darf, für
den Jubilar, zum anderen aber eine Freude
für den Leser.

II.

Weit spannt sich der inhaltliche Bogen der
Beiträge; wenn – in diesem Rahmen – nicht
auf alle eingegangen werden kann, sagt
die damit implicite getroffene Auswahl
nichts über den Gehalt der nicht eigens vor-
gestellten Beiträge.

Benn-Ibler befasst sich mit „Anwaltshaftung
und Verjährung“ (S 55 ff) und legt damit
Überlegungen vor, die die juristische Be-
rufsausübung im Kern betreffen; gerade
im Anschluss an die Judikatur des OGH
zur Möglichkeit einer generellen Verkür-
zung der Verjährungsfristen in den Allge-

meinen Geschäftsbedingungen beraten-
der Berufe1) erscheint die Forderung einer
generellen Verringerung des anwaltlichen
Haftungszeitraumes billig; ansonsten
könnte es sein, dass wirtschaftliche
Zwänge – nämlich vor allem die ständig
steigende Höhe der Versicherungsprämien
– zu Schranken des freien Mandats mutie-
ren.2)

Von besonderem Gewicht ist der Beitrag
Gottfried Calls, der die (leidige) Frage
von Gewährleistung und Schadenersatz
im Wohnungseigentum (S 109 ff) illus-
trativ schildert. Würde man (siehe den
Beitrag von Benn-Ibler) als Anwalt nicht
für einmal gewählte Prozessstrategien
haften, dann wäre die Darstellung der
kautelarjuristischen Entwicklung der Recht-
sprechung zur Aktivlegitimation des woh-
nungseigentumsrechtlichen Gewährleis-
tungsklägers von (nun schon teilweise:
rechtshistorischem) Interesse. Es muss
dem Gesetzgeber als erhebliche Unterlas-
sungssünde angekreidet werden, trotz ent-
sprechender Stellungnahmen im Begut-
achtungsverfahren eine Neuregelung die-
ser schwierigen Fragen unterlassen zu
haben.3)

Dullinger (S 121 ff) erläutert Rechtsfragen
der Verjährung der Rückforderung über-
höhter Kreditzinsen und berührt damit eine
Problemstellung, die sich in der täglichen
Beratung von Mandanten wiederholt nie-
derschlägt; für die advokatorische Berufs-
ausübung eine Möglichkeit, die Marke
„Anwalt“ auch dort wirksam mit Leben zu
erfüllen, wo andere Beratungseinrichtun-
gen zwischenzeitlich eine Quasimonopol-
stellung erreicht haben dürften.

Ertl handelt über die Abtretung von Hono-
rarforderungen und die anwaltliche
Schweigepflicht (S 159 ff); Fischer-Czer-
mak über „Vereinbarungen nach § 14
Abs 4 und 5 WEG 2002“ (S 189 ff); Gru-
ber trägt mit „Erbteilungsübereinkommen
und Testament“ (S 239 ff) zu maßgeblichen
erbrechtlichen Beiträgen in dieser Fest-
schrift ebenso bei wie Hoffmann mit seinen

Gedanken eines Praktikers zum österrei-
chischen Erbrecht (S 285 ff).

Licht in das Dickicht der recht unsubstanti-
ierten Vorstellungen unserer Announce-
ment-Ära von der „Sammelklage“ bringt
der Beitrag von Walter H. Rechberger
zu „Verbandsklagen, Musterprozessen
und ,Sammelklagen ,

“ (S 871 ff). Brillant
auch Spielbüchler, der unter dem Titel „Ver-
erbliche Personalservituten?“ (S 1941 ff)
zeigt, was man sich unter zivilistischem
Denken vorstellen darf.

Schließlich: Wilhelm, „Eine Studie zu Ge-
fahr und Warnpflicht beim Werkmangel“
als stilistisches Feuerwerk – wer würde
nicht monatlich seine als editorial gekleide-
ten Glossen im ecolex mit Vergnügen lesen
– gegen Ende des Bandes hin (S 1185 ff).

Die vielen schönen Beiträge aus (vermeint-
lichen) Randbereichen runden das Bild ab.

III.

Ja nun; es haftet, so heißt es, etwas holz-
schnittartig betrachtet, der Rechtsanwalt
in jenen Fällen, zu denen eine gesicherte
höchstrichterliche Rechtsprechung noch
nicht bestehe, für die Kenntnis der Literatur
und der Gesetzesmaterialien (JBl 1995,
371).

Aus diesem Blickwinkel ist das angezeigte
Werk als risikoerhöhend zu beurteilen: sel-
ten wurden aktuelle Rechtsfragen, nämlich
vor allem auch solche, zu denen eine sol-
che Rechtsprechung fehlt, in so kompeten-
ter Weise erörtert. Es kann, um mit einem
klassischen Stehsatz für Rezensenten wis-
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1) OGH 24. 10. 2000, 1 Ob 1/00d = EvBl
2001, 49, 221 f mit weitergehenden Überle-
gungen.

2) Womit der Zusammenhang zwischen dem
Recht der Streitwertbemessung, also der Be-
wertung des Interesses und den wirtschaftli-
chen Implikationen solcher Bewertung, etwa
im Unterlassungsprozess nach UWG nur an-
gedeutet ist. Jedenfalls darf der Aspekt des
Versicherungsschutzes anwaltlicher Tätigkeit
bei der künftigen Beurteilung der Möglichkei-
ten der Freiheit der Berufsausübung nicht
groß genug eingeschätzt werden.

3) Siehe dazu im angezeigten Buch S 120,
Nachweise FN 45 und 46. Die „Neurege-
lung“ in einem „Wohnpaket“ ist bislang nicht
erfolgt.
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senschaftlicher Literatur zu enden, jedem
Praktiker nur wärmstens empfohlen wer-
den.

Michael E. Sallinger

& Kommentar zum Bundesvergabegesetz

2002. Von Johannes Schramm/Josef Ai-
cher/Michael Fruhmann/Rudolf Thienel
(Hrsg). Stand 1. 9. 2004, Springer Ver-
lag, Wien 2005, 2052 Seiten, geb,
E 269,–.

In dem umfangreichen Kommentar befas-
sen sich ausgewiesene Vergaberechtsex-
perten mit wesentlichen Fragen des Verga-
berechts. Neben einer Einleitung in das Eu-
ropäische und Internationale Vergaberecht
bietet der Kommentar einen Kurzüberblick
über die österreichischen Rechtsgrundla-
gen. Schwerpunkt diesesWerkes ist jedoch
die Kommentierung des BVergG 2002. Für
jede Bestimmung des BVergG 2002 wird
neben der maßgeblichen europäischen
und österreichischen Judikatur auch ein
Überblick über die einschlägige Literatur
gegeben. Weiters wird jede Bestimmung
ausführlich kommentiert.

Obwohl das EU-Legislativpaket (RL 2004/
17/EG und RL 2004/18/EG) bis 31. 1.
2006 umgesetzt werden muss und daher
mit einer Novellierung bzw Neukodifizie-
rung des BVergG 2002 im Jänner 2006
zu rechnen ist, wird dieses Standardwerk
nicht an Aktualität verlieren. Insbesondere
werden die Grundgedanken und Entwick-
lungen auch beim „BVergG 2006“ weiter
zu berücksichtigen sein. Kurz, ein unent-
behrliches Hilfs- und Arbeitsmittel für alle
mit dem Vergaberecht Befassten.

Michael Breitenfeld

& EUV/EGV. Hrsg von Rudolf Streinz. Ver-
lag Beck, München 2003, 2734 Seiten,
geb, E 184,–.

Die deutschsprachige Kommentarland-
schaft zum EUV/EGV ist mittlerweile eine

sehr bunte geworden, wobei die meisten
Kommentare jüngst aktualisiert worden
sind. So kann man heute zwischen der
prägnanten Überblickskommentierung
von Geiger (2004), dem Kompaktkom-
mentar von Lenz/Borchardt (2003), den
Mittelgrößen von Schwarze (2000), Cal-
lies/Ruffert (2002) und nun von Streinz
(2003) sowie den Großkommentaren von
Groeben/Schwarze (2004) und Grabitz/
Hilf (2004) wählen, womit allein aus dem
Hause des Beck-Verlags vier Kommentar-
werke zur Verfügung stehen. Aus österrei-
chischer Feder hat sich in diesem Umfeld
noch jüngst der in Einzellieferungen von
2003 bis 2005 bei Manz verlegte May-
er-Kommentar unter besonderer Berück-
sichtigung heimischer Judikatur und Litera-
tur etablieren können. Angesichts der heu-
tigen Bedeutung des Gemeinschaftsrechts
in nationalen Verfahren ist diese Dichte
an Beschäftigung mit den gemeinschafts-
rechtlichen Grundlagen aber nur von Vor-
teil für die notwendige kritische Auseinan-
dersetzung mit der Gemeinschaftsrechts-
ordnung und -sprechung.

Welche Kommentare man dem österrei-
chischen Anwalt nun aus diesem Bouquet
empfiehlt, ist zweifelsfrei Geschmackssa-
che und hängt wohl auch davon ab, für
welche Bestimmungen im EG-Vertrag man
sich besonders interessiert. Da die jeweili-
gen Bearbeiter unterschiedliche Zugänge
in der Kommentierung haben, wird man
wahrscheinlich zu jedem Artikel in einem
anderen Werk seinen „Lieblingsbearbei-
ter“ finden. Begrüßenswert ist die Vorlage
des Streinz-Kommentars vor diesem Hinter-
grund allemal, weil er – wie sein Studium
zeigt – 41 weiteren sachkundigen Autoren
ein Forum zum Einbringen neuer Interpreta-
tionsansätze hinsichtlich des Gemein-
schaftsrechts bietet. Dort, wo diese Chance
genützt wurde und die Bearbeiter Stellung
beziehen, hat der Streinz besondere Stär-
ken. Produktionstechnisch muss man sich
allerdings erst einmal an die kleine Schrift
und die dünnen Blätter des Kommentars ge-

wöhnen. Preislich ist der durchgängig sorg-
fältig gearbeitete Kommentar eher im Un-
terfeld der Vergleichsprodukte angesiedelt,
weshalb er sicherlich auch ein gutes und
aktuelles Einstiegswerk abgibt, das seine
Leser schon mit einem sehr hohen Informa-
tionsniveau versorgt.

Franz Philipp Sutter

& Maklerrecht. Von Vera Noss. Verlag
Manz, Wien 2004, 181 Seiten, kart,
E 42,–.

Im Jahr 2002 hat die Autorin mit der ersten
Auflage des Buches „Maklerrecht“ ein
Werk auf den Markt gebracht, das es ver-
standen hat, einen grundlegenden und um-
fassenden Überblick über diesen wichtigen
Rechtsbereich zu geben.

Nunmehr ist die zweite ergänzte Auflage
dieses bereits beliebten Standardwerks
zum Maklerrecht erschienen. Die vorlie-
gende zweite Auflage berücksichtigt die
durch die Versicherungsvermittlungs-Richtli-
nie (RL 2002/92/EG der Europäischen
Union) notwendig gewordenen Änderun-
gen des MaklerG. Die Autorin hat das Ka-
pitel über den Versicherungsmakler erheb-
lich erweitert und dessen Berufsbild noch
detaillierter dargestellt. Bis spätestens
15. 1. 2005 war die Versicherungsvermitt-
lungs-Richtlinie ins nationale Recht umzu-
setzen. Die Umsetzung machte nicht nur
Anpassungen der GewO und des Mak-
lerG erforderlich, sondern führte auch zu
Änderungen des VersVG, des VAG und
des BWG. Die durch die Richtlinie beding-
ten Gesetzesänderungen werden detail-
liert beschrieben.

Insgesamt besticht das vorliegende Buch
durch seine Klarheit und Übersichtlichkeit.
Abgesehen vom guten systematischen Auf-
bau wird das Maklerrecht auch theoretisch
fundiert sowie praxisbezogen anschaulich
dargestellt. Das Buch gliedert sich in die
Abschnitte „das Maklergesetz“, „der Mak-
lervertrag“, „der Provisionsanspruch“,
„Konsumentenschutz“ und erörtert im An-
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schluss die generellen Regeln des Makler-
gesetzes abschließend auch noch in Bezug
auf die wichtigsten besonderen Maklerar-
ten (Immobilienmakler, Handelsmakler,
Krämermakler, Versicherungsmakler und
Personalkreditvermittler). Die Autorin hat
zudem die hilfreichen Vertragsmuster
durch die Verwendung unterschiedlicher
Schriftarten noch deutlicher hervorgeho-
ben, um dadurch dem Anwender ein ra-
scheres Auffinden zu ermöglichen. Das
praktische Arbeiten erleichtert in Hinkunft
auch der aufgenommene Gesetzestext
des MaklerG.

In der zweiten ergänzten Auflage finden
sich sämtliche Gesetzesänderungen, Judi-
katur und Literatur aus jüngster Zeit berück-
sichtigt. Die enthaltene Rechtsprechungs-
übersicht wurde aktualisiert und erweitert,
sodass nunmehr sämtliche höchstgerichtli-
chen Entscheidungen bis zum Erschei-
nungsdatum jeweils chronologisch für den
Immobilienmakler, den Versicherungsmak-
ler und sonstige Makler mit dem entschei-
dungswesentlichen Sachverhalt angeführt
sind.

Das Buch bietet – auch für den Laien – ei-
nerseits einen raschen Einstieg in die Mate-
rie des Maklerrechts, schafft es anderer-
seits aber auch, gerade jenen Juristen,
die sich regelmäßig mit diesem Themenbe-
reich auseinandersetzen, bei der täglichen
Arbeit als Nachschlagewerk zu dienen
und darüber hinaus auch weiterführende,
detaillierte Informationen zu geben.

René Wurmbrand

& Mutterschutzgesetz und Väter-Karenz-

gesetz. Von Gerda Ercher/Edda
Stech/Carmen Langer. Manz Kurzkom-
mentar zum Arbeits- und Sozialrecht.
Verlag Manz,Wien 2004, XX, 670 Sei-
ten, geb, E 98,–.

Alle Achtung! Die Novelle BGBl I 2004/
64 war schon eingearbeitet worden in
diese schnell erschienene und kommen-
tierte Gesetzesausgabe, und selbst da

kam dem Verlag noch die sich an Ge-
schwindigkeit überpurzelnde Rechtsent-
wicklung in die Quer: Und so musste er
ein Eingangskapitel als „Neuerungen wäh-
rend des Drucks“ bezeichnen, worin eine
Regierungsvorlage und ein Abänderungs-
antrag aufgrund eines Vertragsverletzungs-
verfahrens durch die Kommission berück-
sichtigt sind: Der Grundsatz der nicht
gleichzeitigen Inanspruchnahme der Ka-
renz durch beide Elternteile wurde sowohl
im Mutterschutzgesetz als auch im Väter-
Karenzgesetz ausdrücklich festgehalten so-
wie der eigenständige Väter-Karenzur-
laubsanspruch.

Während man sonst, kaum hat man eine
neue Gesetzesausgabe gekauft, sie schon
wieder mit Novellierungen überkleben

muss, passiert Ähnliches nun bereits dem
im konkreten Fall ohnehin schnell arbeiten-
den Manz Verlag!

Das Buch umfasst Mutterschutzgesetz, Vä-
ter-Karenzgesetz, Kinderbetreuungsgeld-
gesetz, Mutterschutzrichtlinie und Elternur-
laubsrichtlinie. Zu den einzelnen Paragra-
phen findet sich nach einer jeweiligen
Übersicht ein ausführlicher Kommentar.
Wesentliches wird fett gedruckt zum
schnellen Querlesen hervorgehoben.
Durch die Übersicht zu jedem einzelnen
Paragraphen mit Angabe der jeweiligen
Randziffer ist das schnelle Finden gesuch-
ter Problemlösungen leicht. Im Väter-Ka-
renzgesetz wird auf Parallelbestimmungen
im Mutterschutzgesetz verwiesen. Judika-
tur und Literatur bis Ende August 2004
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Indexzahlen 2005: Mai Juni

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 110,4 110,8*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 109,9 109,6*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 116,1 116,6*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 151,9 152,5*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 236,1 237,0*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 414,4 415,9*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 528,0 530,0*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 529,7 531,6*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4639,7 4656,5*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 3998,7 4013,2*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 113,2 112,9*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 118,0 117,7*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 157,2 156,7*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 261,7 261,0*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2552,9 2545,9*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte
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wurden eingearbeitet. Das Schwergewicht
der Kommentierung zum Kinderbetreu-
ungsgeldgesetz liegt in der Wiedergabe
der Erläuterungen zur Regierungsvorlage.

Ein detailliertes Inhaltsverzeichnis sowie
ein reichhaltiges Stichwortverzeichnis run-
den das erfreuliche Bild ab.

Ruth Hütthaler-Brandauer

& Heilmittel und Komplementärmedizin in
der Krankenversicherung. Von Ma-
nuela Thaler /Maria-Luise Plank. Verlag
Manz, Wien 2005. XXVIII, 236 Seiten,
br, E 48,–.

Es ist schwierig, in einem so bewegten und
von Novellierungen geprägten Gebiet wie
das Sozialversicherungsrecht eine Mono-
graphie zu schreiben, die über den Mo-
ment hinaus Gültigkeit haben soll. Mit ih-
rem Titel „Heilmittel und Komplementärme-
dizin“ stellen die Autorinnen jedenfalls den
Anspruch, die extra-murale Behandlung
des Patienten, sozusagen „mit Pille oder
Nadel“, grundlegend und ausführlich dar-
zustellen. Tatsächlich wird das Buch sei-
nem Anspruch mehr als gerecht.

Die beiden Autorinnen, deren Praxiserfah-
rung sowie deren Passion für die Patienten-

vorsorge man aus jeder Zeile des Buches
herauslesen kann, haben in dem äußerst
knapp bemessenen Buch ein umfassendes
und leicht verständliches Werk über die
Rahmenbedingungen sowie die Details
der Heilmittelverschreibung und der Kom-
plementärmedizin verfasst. Aufgrund des
Umfanges sind einige Kapitel, zB die zur
historischen Entwicklung der Krankenversi-
cherung und ihre Stellung im Rechtssystem,
eher knapp ausgefallen. Kürze ist hier aber
nicht als Mangel zu verstehen. Ganz im
Gegenteil: Was das Buch dadurch er-
reicht, ist, dass wirklich alles zum Thema
zwischen den beiden Buchdeckeln steht.

Die wahre Größe des Buches lässt sich un-
schwer in den beiden Hauptabschnitten zu
den Heilmitteln und zur Komplementärme-
dizin erkennen. Beide Teile sind auch wirk-
lich neu und bahnbrechend. Schritt für
Schritt erfolgt eine Aufarbeitung der
Grundlagen des derzeit geltenden Systems
und eine Kritik desselben. Obwohl leicht
lesbar geschrieben, steckt in jedem Satz
eine Fülle von Information. Dabei handelt
es sich nicht nur um eine Beschreibung
des Systems anhand des Gesetzestextes,
was heutzutage allzu oft in Kommentaren
und Monographien passiert, sondern um
eine wirkliche Erläuterung der rechtlichen
Situation, wie dies nur Praktiker mit intimer
Kenntnis der Materie tun können. Ein weite-
rer Pluspunkt dieses Buches ist, dass es
wirklich topaktuell ist. Trotz der großen Um-
stürze gerade im Heilmittelbereich – die
Zeitungen berichten fast täglich davon –

ist das Buch am neuesten Stand, insb be-
treffend den Erstattungskodex und die
Chefarztpflicht-neu.

Kurzum: Jeder, der im heilmittel- oder kom-
plementärmedizinischen Bereich arbeitet
oder dies tun möchte, ignoriert dieses Buch
auf eigenes Risiko, denn das Buch ist so-
wohl Grundriss als auch vertiefende Lektü-
re. Ein wirklich gelungenes Buch in einem
der undurchsichtigsten Rechtsgebiete
Österreichs.

Kornel Kossuth

Literaturbericht

Thaler/Plank
Heilmittel und Komplementär-
medizin in der Kranken-
versicherung

Der medizinische Fortschritt ermög-
licht heute durch Produktinnovatio-
nen im Heilmittelbereich die Behand-
lung vieler Erkrankungen, die in der
Vergangenheit als unheilbar galten.
Trotz dieser Erfolge der Schulmedizin
steigt die Nachfrage nach Komple-
mentärmedizin weiter stark an. Unter-
sucht wird, wie sich die gesetzliche
Krankenversicherung diesen Trends
stellt.

Das vorliegende Werk behandelt unter anderem:
• Grundlagen des Krankenversicherungsrechtes
• Neuregelung der Chef(Kontroll)arztpflicht
• Neuerungen im Heilmittelbereich

(Erstattungskodex/Boxen-Modell uvm)
• Anspruch der Versicherten auf Komplementärmedizin

(Rechtsprechung, Literatur, Stellungnahmen des
Obersten Sanitätsrates; ausgewählte berufsrechtliche
Bestimmungen für Ärzte; Placebo-Effekt uvm)

2005. XXVIII, 236 Seiten. Br. EUR 48,–
ISBN 3-214-02364-0
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Hopf/Kathrein
Eherecht
2. Auflage

„Hopf und Kathrein spicken Ihre Kommentierung sehr
geschickt mit den praktisch wichtigen Rechtssätzen der
Judikatur, mit bedeutsam befundenen Lehrmeinungen und
eigenen Stellungnahmen.“ (JBl)

Gravierende Änderungen des Eherechts, insb durch
• das Eherechts-Änderungsgesetz 1999 – neue Akzente im

Recht der persönlichen Ehewirkungen, im Scheidungsrecht
und in dem für Ehegatten relevanten Verfahrensrecht

• das Wohnungseigentumsgesetz 2002 – völlige
Neugestaltung des Wohnungseigentumsrechts

• durch die EO-Novelle 2003 – Verbesserungen im exekuti-
onsrechtlichen Schutz vor Gewalt in der Familie

• die Außerstreitreform – Auswirkungen auf die verfahrens-
rechtliche Stellung der Ehegatten in Eheangelegenheiten

aber auch die Fortentwicklung von Rechtsprechung und Lehre machte eine Neubearbeitung dieser
Ausgabe notwendig.

Die vorliegende 2. Auflage kommentiert auf dem Stand 30. 4. 2005 das österreichische Eherecht
im engeren und im weiteren Sinn,
• von den persönlichen Ehewirkungen über
• das Ehegattenerbrecht
• das Ehegüterrecht
• das EheG mit den Schwerpunkten der Eheschließung und des Ehescheidungsrechts,
• das Ehegattenwohnrecht und
• das Eheverfahren
• bis hin zu den sozialversicherungsrechtlichen Begleitregeln.
Ein umfangreiches Stichwortverzeichnis erleichtert das Auffinden des Gesuchten. 

Die Autoren
Hon.-Prof. Dr. Gerhard Hopf, Sektionschef im BMJ, leitet seit 1997 die Zivilrechtssektion.
Hon.-Prof. Dr. Georg Kathrein ist seit 1995 Leiter der Abteilung für allgemeine
zivilrechtliche Angelegenheiten im BMJ.

2005. XXIV, 660 Seiten. Geb. EUR 94,– 
ISBN 3-214-03087-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien



Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

Anzeigen
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invalidenstraße 5 –

7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum Wien Mitte, übernimmt Substi-
tutionen inWien und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I,

BG für Handelssachen Wien und dem Handelsgericht Wien. Tele-
fon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Tele-
fon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung,
Telefon (0316) 82 22 02, Telefax (DW) 22, E-Mail: office@anwalt-
austria.at, Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.

RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax DW 4.

Substitutionen, auch in Verfahrenshilfe, vor allem in Wien-Florids-
dorf und Korneuburg. Dr. Thomas Buschmann, 2103 Langenzers-
dorf, Hohlfeldergasse 12, Telefon (01) 585 25 69, Telefax (01)
585 01 62, Mobil (0664) 152 42 12.

&

Graz: Rechtsanwalt Mag. Helmut Hawranek, 8010 Graz, Fried-
richgasse 6/5/24, übernimmt Substitutionen vor den Zivil- und
Strafgerichten in Graz und Umgebung sowie vor dem Unabhängi-
gen Verwaltungssenat, Telefon (0316) 83 32 04, Telefax (0316)
83 32 04 14, Mobil (0664) 161 88 45.

&

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfü-
gung.

Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: u.c.walter@chello.at

Anzeigen

VILLACH 
Büroeinheiten oder Ordinationen 
Bahnhofstraße
freundliche zentrale Lage,  
verschiedene Größen von 60 bis 280 m², 
auch Zusammenlegung möglich, 
komplett adaptiert, WC-Anlagen und 
Küchenzeilen integriert, zu vermieten: 
Anfragen: wien@tscheitschonig.at
Tel. 01/533 77 27 oder 0664/1321405 
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Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471)
05 18 81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

&

Tschechische Republik: Rechtsanwalt JUDr. Petr Neubauer, Hra-
dební 35, 370 01 Budweis, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen zur Ver-
fügung. Telefon +420 (387) 43 55 11, Telefax +420 (387)
43 55 14, E-Mail: petr@neubauer.cz

Deutschland: Berliner Anwaltskanzlei mit Spezialisierung im
Steuer- undWirtschaftsrecht bietet Kooperation bei der Bearbei-
tung grenzüberschreitender Mandate. Für ein Gespräch steht Ih-
nen Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht Robert Gut-
sche gerne zur Verfügung. Gutsche, Entner & Wildner, Kurfürs-
tendamm 21, D-10719 Berlin, Telefon (0049-30) 88 706 20 40,
www.gew-kanzlei.com

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Mack, Dr. Ernst in Korneuburg sucht in-
folge bevorstehender Pensionierung Dris. Mack jungen ambitio-
nierten Kollegen, auch RAA mit Prüfung.
Zuschriften an Kanzleiadresse 2100 Korneuburg, Hauptplatz 32.

&

Konzipient in Wien mit großer LU ab Herbst dieses Jahres gesucht!
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100740.

&

Wien: Junge/Junger Kollegin/Kollege, eingetragen oder eintra-
gungsfähig ab September 2005 für ständige Zusammenarbeit
auf Basis Substitutionspauschale gesucht! Spätere Partnerschaft
nicht ausgeschlossen.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100741.

&

Anwalt mit Spezialisierung „Wohnungseigentumsrecht“ sucht Kon-
zipient mit Anwaltsprüfung oder Kollegen für Regiegemeinschaft in
Wien.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100744.

&

Deutscher Rechtsanwalt, 48 Jahre, verheiratet, sucht 2. „Stand-
bein“ in Österreich. Informationen und Kontaktaufnahme bitte über
www.kanzlei-berners.de

AnzeigenAnzeigen
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(Zutreffendes bitte ankreuzen)
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■ Mit nur einer Zeitschrift auf allen Rechtsgebieten informiert – und das alle 14 Tage.

■ Persönliche Auswahl der wirklich relevanten Entscheidungen aller österreichischen 
Höchstgerichte (OGH, VfGH, VwGH) durch deren Mitglieder.

■ Jetzt neu – besonders übersichtliche Judikaturwiedergabe durch zeitsparende 
Zusammenfassung der Sachverhalte, Zwischentitel und Praxistipps.

Nutzen auch Sie die seit 60 Jahren führende Fachzeitschrift 
für Juristen!

CHEFREDAKTEUR:
Hon.-Prof. Dr. Gerhard Hopf, Sektionschef im BMJ 

REDAKTION:
Dr. Robert Fucik, Richter des OLG (Zivilrecht)
Hon.-Prof. Dr. Kurt Kirchbacher, Hofrat des OGH (Strafrecht)
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(Öffentliches Recht)
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Dr. Erich Kodek, Senatspräsident des OGH i.R.
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VwGH-ERKENNTNISSE:
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Dr. Wolf Okresek, Sektionschef im BKA i.R.
Dr. Susanne Pfanner, BKA

ÖJZ – von höchster Evidenz!
Die österreichische Fachzeitschrift für alle Juristinnen und Juristen

Profitieren Sie 
von der Erfahrung Österreichs 
maßgeblicher Rechtsexperten 
und Höchstrichter. 

Unser Kundenservice berät Sie gerne!
Bestellhotline: Telefon: 0043/1/531 61-100

Fax: 0043/1/531 61-455, E-Mail an: bestellen@manz.at

ÖJZ Jahres-Abonnement 2005 (24 Hefte) inkl. Versand EUR 320,–
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Regiegemeinschaft – Kollege/in gesucht für Neubezug von Kanz-
leiräumen im 13. Bezirk. Volle Infrastruktur vorhanden. Telefon
(0676) 670 49 54.

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus.
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

Renommierte Wirtschaftskanzlei in der Weihburggasse bietet
mehrere, auch separat zu nutzende repräsentative Räumlichkei-
ten in schönem Altbau, Beletage, Lift, zur Untermiete mit Mög-
lichkeit zur Mitbenützung der Infrastruktur, Zusammenarbeit ist
erwünscht, spätere Kanzleigemeinschaft grundsätzlich möglich.
Telefon (01) 533 66 61-77, Frau Göschl bzw E-Mail:
office@gnbz.at

1., Börsenähe. Zw 15 und 60 m2 modernste Bürofläche in 300 m2

Büroverbund. Zw E 200,– und E 1.200,–/Monat. Wahlweise In-
frastrukturmitbenützung, Sekretariatsbetreuung etc möglich. Tele-
fon (01) 535 51 54.

&

Regiegemeinschaft – Kollege/in mit Teamgeist gesucht für
Rechtsanwaltskanzlei im 8. Bezirk. Stilaltbau, letzter Liftstock, wun-
derschön adaptiert, großes helles Zimmer, sämtliche Ne-
benräume, moderne Infrastruktur, EDV, Sekretariat, gegen mo-
natliche Kostenpauschale. Telefon (01) 408 95 71 oder E-Mail:
office@austrianlawyers.com

&

Wien 1, repräsentatives Jugendstilhaus, 180 m2-Einheit (bisher
RA-Kanzlei), Eichenparkett, Flügeltüren, modern saniert, Klima-
anlage, Schallschutzfenster, ideale Raumanordnung und Infra-
struktur, ab Sommer befristet (3–5 Jahre) zu vergeben. Telefon
(01) 513 83 36-25, E-Mail: office@hms-law.at

&

Corporate Finance Boutique in der Wiener Innenstadt vermietet ab
Oktober wunderschöne Dachgeschoss-Räumlichkeiten mit Blick auf
den Stephansdom in Untermiete (ca 100 m2) an Rechtsanwälte.
Wir bieten, neben ausreichend Synergiepotential, hochmoderne

Büroinfrastruktur (inkl Möblierung und IT) und Sekretariatsservice.
Interessenten melden sich unter Telefon +43 (1) 537 03-120,
Fr. Zeh.

&

Wir suchen für unseren großen Kundenkreis in Wien/NÖ: Zins-
häuser, Häuser, Grundstücke und Eigentumswohnungen. Ing. Wil-
fried Mader, Telefon (0699) 17 18 17 20, www.IMMOCON-

TRACT.com – über 2000 aktuelle Immobilien; Volksbank – Ver-
trauen verbindet.

&

Ferienwohnung am Wörthersee! Kollegen Dres. Gschöpf vermie-
ten ganzjährig neu adaptierte, ca 90 m2 große, zentrumsnahe
Wohnung in Velden, MM E 600,– zzgl USt und BK, Telefon
(04274) 37 86.

&

TOP-Büroräumlichkeiten in Bestlage im Dachgeschoß. Optimale
Anbindung an die U-Bahnlinien (U1, U2, U4), 5 Minuten zum Jus-
tiztower, optimale Verkabelung. Ein oder mehrere Räumlichkeiten
möglich bis zu 220 m2. Im Stock sind nette Kollegen zur Zusam-
menarbeit und zur Nutzung von Synergieeffekten. Kontakt: Rechts-
anwalt Mag. Gerold Beneder, Franz-Josefs-Kai 27/DG/9, 1010
Wien, Telefon (01) 532 78 99; www.beneder.net

&

1. Bezirk, Hoher Markt, Bestlage, 220 m2 Büroräume, großes
Entree, 7 große Zimmer, 2 kleine Zimmer, guter Zustand, 1. Stock,
Lift, vermietet Telefon (01) 479 41 17, www.realkanzlei-mayerl.at

1010 Wien, Rathausstraße, Büro oder Ordination, 175 m2

Nutzfläche in topsaniertem Altbau (Vormieter – renommierte An-
waltskanzlei), 4 Zimmer, Nebenräume, marktgerechte Miete,
unbefristet, Sofortbezug möglich, alleinbeauftragt ROS Realitä-
ten, Telefon (01) 526 70 60-10 oder (0664) 200 20 27, Martin
Ros.

Juristenkalender 2006: Als Herausgeber des JUKA 2006 fordern
wir alle Kollegen/innen mit Standort(en) im Ausland auf, uns
die Generalien dieser Standorte bis spätestens 15. 9. 2005 an
r.paulitsch@scwp.at bekannt zu geben, da wir deren Veröffentli-
chung in der nächsten Ausgabe des JUKA beabsichtigen.
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